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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 2 . J a h r g a n g ,  J u n i  2 0 0 0 ,  H e f t  6

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Notwendige Veränderungen

so akzeptiert worden war, kam es noch am
Ende der Präsidentschaft Dr. Schuppich zu
intensiven Beratungen mit dem Ziel, die
Arbeit im Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertag effektiver und zielorientierter zu
gestalten. Gleichzeitig wurde immer deutli-
cher die Meinung vertreten, dass es wenig
sinnvoll ist, jene Angelegenheiten, die die
Rechtsanwaltschaft insgesamt betreffen, von
neun Kammern und damit oft mehrgleisig
wahrnehmen zu lassen.
Eine zur Neuorganisation des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages einge-
richtete Arbeitsgruppe machte Vorschläge
für eine Verbesserung, vor allem durch den
Ausbau der Organisation und durch bessere
Arbeitsteilung zwischen Präsidium und Präsi-
dentenrat. Gleichzeitig wurde durch eine
Änderung der diesbezüglichen Bestimmun-
gen der Rechtsanwaltsordnung die Möglich-
keit eröffnet, dass der Präsident des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertages nicht
zugleich auch Präsident oder Vizepräsident
einer Kammer sein muss. Die Mehrheit der
Kammern trat für eine Trennung der Präsi-
dentenfunktionen ein.
Während die Neugestaltung des Sekre-
tariats des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages gute Fortschritte gemacht hat,
bestehen nach wie vor Defizite in der Mit-
wirkung von Standesvertretern an der tägli-
chen Arbeit des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages. Dazu kommt, dass die
Standesarbeit immer mehr Zeit in Anspruch
nimmt, und die zu bewältigenden Aufgaben
umfangreicher werden. Schließlich wird die
Mitwirkung der Rechtsanwaltschaft an legis-
lativen Vorhaben immer öfter gefordert.
Durch besonderen Einsatz im Präsidium
des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages ist es bisher gelungen, den Anforde-
rungen gerecht zu werden. Es muss aber
auch offen gesagt werden, dass jene, die
Standesarbeit leisten, an die Grenzen ihrer

Möglichkeiten stoßen. Will die österrei-
chische Rechtsanwaltschaft daher in Zukunft
eine möglichst effektive und dennoch kosten-
günstige Vertretung und weiterhin die ihr
zukommenden Aufgaben im Staat – auch
diese Aufgaben dienen dem Berufsstand
selbst – erfüllen, dann müssen jene Überle-
gungen, die eine Konzentration der Aufga-
ben beim Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertag vorsehen, umgesetzt werden.
Aufgaben der einzelnen Kammern, die kos-
tengünstiger gemeinsam erfüllt werden kön-
nen, wie die gemeinsame Verwaltung der
Versorgungseinrichtungen, der Treuhand-
bücher, der eingerichteten Fonds, aber auch
der weitere Ausbau der Anwaltsakademie
müssten über den Österreichischen Rechts-
anwaltskammertag besorgt werden. Zu die-
sem Zweck könnten einzelne Bereiche die-
ser Verwaltungstätigkeit durchaus auch aus-
gelagert werden, wie dies etwa im Bereich
der Pension neu schon erfolgt ist.

Es geht nicht darum, wie immer wieder
behauptet wird, die Autonomie der einzel-
nen Kammern zu schwächen, sondern um
eine Konzentration der Kräfte und damit
auch um eine bessere ökonomische Verwal-
tung der Interessen der Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte. Die Arbeit für die Kolle-
genschaft sehe ich als Dienst und nicht als
Befriedigung persönlicher Interessen. Dazu
ist mir die Sache zu wichtig.

All jene Kolleginnen und Kollegen, die eine
Meinung zu den aufgezeigten Problemen
haben, bitte ich, diese auch zu äußern und
Vorschläge zu unterbreiten. Es geht tatsäch-
lich um die Selbstverwaltung der Rechts-
anwaltschaft und daher um die Mitwirkung
aller. Dabei übersehe ich nicht, dass die
Anforderungen im Beruf des Rechtsanwaltes
immer anspruchsvoller, der Wettbewerb im-
mer schärfer und die wirtschaftlichen Gege-
benheiten für die Ausübung des Berufes für
viele schwieriger und enger werden.

Aufgabe des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages ist es, die österreichische
Anwaltschaft in allen Belangen, die sie
insgesamt betreffen, zu vertreten und die
diesbezüglichen Interessen möglichst effek-
tiv wahrzunehmen. Neben dieser eigentli-
chen Interessenvertretung hat die Rechts-
anwaltschaft das Recht und die Pflicht, an
der Legislative durch Gesetzesbegutach-
tung und an der Gerichtsbarkeit und Ver-
waltung durch die Erstattung des so genann-
ten Wahrnehmungsberichtes teilzunehmen.
Auch durch diese Mitwirkung wird sie
ihrer Aufgabe im Rechtsstaat als Vertreterin
des Bürgers gegenüber der Obrigkeit und
damit als Garant der Rechtsstaatlichkeit
gerecht.

Mit der Einführung der so genannten Vertre-
terversammlung und später mit der Umge-
staltung der Meinungsbildung im Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertag durch
die Einführung des Präsidentenrates wurden
die rechtlichen Voraussetzungen für den
Aufbau der notwendigen Organisation ge-
schaffen. Überzogenes föderalistisches Den-
ken, das in allen Kammern vorherrschte, zu
eng gesehene Kammerautonomie und nicht
zuletzt auch finanzielle Überlegungen ha-
ben den Aufbau einer effektiven gesamt-
österreichischen Vertretung der Rechtsan-
waltschaft zunächst und in Wahrheit bis
heute verhindert.

Erst in den letzten Jahren, gefördert auch
durch den Beitritt Österreichs zur Europäi-
schen Union und die Vermehrung der Auf-
gaben des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages als Mitglied im Rat der Euro-
päischen Anwaltschaften, kam es zu einem
Umdenken. Waren die gesamtösterrei-
chischen Interessen der Rechtsanwaltschaft
zunächst der größten Kammer und ihrem
Präsidenten, der gleichzeitig auch Präsident
des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages war, anvertraut, was durchaus auch
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Wichtige

§ 43 RL-BA Fremdgeldrichtlinie/
Sammelanderkonten
(idF vom 9. 4. 1999)
Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag hat in seiner Vertre-
terversammlung vom 9. 4. 1999 die Novellierung der Richtlinie
§ 43 beschlossen, wie Sie sie dem Anwaltsblatt Mai 1999,
Seite 297, entnehmen können. Meinungsunterschiede zwischen
dem Kreditapparat und der Anwaltschaft schienen ein richtlinien-
konformes Vorgehen vorerst nicht zuzulassen. Aus Sicht der Rechts-
anwaltschaft war zur Vollziehung der in § 43 RL-BA normierten
Pflicht, einlangendes Fremdgeld immer nur über Anderkonten zu
führen, die Einrichtung von Rechtsanwalts-Sammelanderkonten
zulässig. Diese Ansicht wurde von Teilen der Geldinstitute nicht
geteilt.

Die Vollziehung der Richtlinie wurde vorerst ausgesetzt.

Das Bundesministerium für Finanzen teilt uns nunmehr zur dortigen
GZ 23 1001/8-V/14/00 mit Note vom 3. 4. 2000 zur Zulässig-
keit von Anderkonten mit: „In gegenständlicher Angelegenheit
wird Ihnen mitgeteilt, daß nach ho. Ansicht die Eröffnung von Sam-
melanderkonten nicht den Bestimmungen des § 40 Abs. 2 BWG
widerspricht. Die Vorgangsweise bei der Erfüllung der Identifikati-
onspflicht gemäß dem ho. Schreiben vom 18. 9. 1997 ist freilich
auch bei den Sammelanderkonten einzuhalten“.

In dem zitierten Schreiben aus 1997 erachtete damals das Bundes-
ministerium für Finanzen unvorgreiflich der Rechtsmeinung verfah-
renszuständiger Stellen nachstehende Vorgangsweise bei der Erfül-
lung der Identifikationspflicht von Treuhändern (§§ 40, 41 BWG)
bei Anderkonten von Rechtsanwälten, Notaren, Wirtschaftstreu-
händern, Immobilienmaklern und Immobilienverwaltern für ausrei-
chend:

„1. Die betroffenen Berufsgruppen haben bei Anderkonten dem
Kreditinstitut die Identität des Treugebers bekannt zu geben.

2. Für die Identitätsbekanntgabe ist bei natürlichen Personen die
Bekanntgabe des Vor- und Zunamens, des Geburtsdatums und der
Tatsache, ob es sich um einen Deviseninländer oder um einen
Devisenausländer handelt, ausreichend. Bei juristischen Personen
ist prinzipiell neben dem Firmenwortlaut auch die Firmenbuchnum-
mer anzugeben, sofern eine solche vorliegt. Ist eine Wohnungs-
eigentumsgemeinschaft Treugeber, so genügt die Angabe dieser
Wohnungseigentumsgemeinschaft.

3. Der Treuhänder selbst muss über einen entsprechenden Nach-
weis der Identität des Treugebers verfügen, den er über Verlangen
der Behörde zur Verfügung zu stellen hat.

4. Für bereits bestehende Treuhandschaften gilt, dass der Treuhän-
der die Identität des Treugebers jedenfalls über Verlangen des Kre-
ditinstitutes oder der Behörde bekannt geben muss. Liegt ein sol-

ches Verlangen nicht vor, ist die Identitätsbekanntgabe nur dann
erforderlich, wenn dieser Treuhandschaft weitere Treuhandbeträge
zugeführt werden.

5. Die geltenden devisenrechtlichen Identifikationspflichten für
Devisenausländer (beispielsweise gemäß Kundmachung 2/91 der
OeNB) bleiben unberührt.

6. Für den Fall, dass ein Treuhänder seiner Verpflichtung zur
Offenlegung von Treuhandbeziehungen zuwiderhandelt, haben
die Kredit- und Finanzinstitute die Behörde (§ 6 SPG) hievon unver-
züglich in Kenntnis zu setzen und ist bis zur Klärung des Sachver-
haltes jede weitere Abwicklung der Transaktion zu unterlassen.

Bei Treuhandschaften, die für den Treuhänder keine dauernde Ge-
schäftsbeziehung darstellen, besteht keine Verpflichtung, den Treu-
geber bekannt zu geben, wenn sich der Treuhandbetrag nicht min-
destens auf S 200.000,– beläuft. Da es in diesen Fällen zu gar
keiner Identitätsbekanntgabe des Treugebers kommt, sind die
Punkte 1 bis 4 und 6 dieses Schreibens auf Treuhandschaften,
die für den Treuhänder keine dauernde Geschäftsbeziehung dar-
stellen, wenn sich der Treuhandbetrag nicht mindestens auf
S 200.000,– beläuft, nicht anwendbar. Allfällige devisenrecht-
liche Identifikationspflichten bleiben aber auch in diesen Fällen
unberührt.“

Damit ist die Richtlinie, wie seinerzeit beschlossen, ab sofort anzu-
wenden.

Knirsch

CCBE-Führer zum europäischen
Gemeinschaftsrecht
Der CCBE hat einen Führer herausgegeben, der die Grundlagen
des europäischen Gemeinschaftsrechts erläutert. Bis dato ist dieses
Buch nur in französischer Sprache erschienen, eine englische
Übersetzung soll folgen. Bei Interesse daran ersuchen wir Sie, sich
direkt mit dem Sekretariat des CCBE (Conseil des Barreaux de la
Communauté Europeène), Rue des Trèves 45, B-1040 Brüssel, Tel
(0032-2)-234 65 DW 10, Fax (0032-2)-234 65 DW 11 oder 12,
e-mail: ccbe@ccbe.org, in Verbindung zu setzen.

Englischkurse für Rechtsanwälte
The London School of English veranstaltet auch in diesem Jahr
wieder Englischkurse für Rechtsanwälte, wobei die Schwerpunkte
nach bevorzugtem Tätigkeitsgebiet individuell festgelegt werden
können (zB Wirtschaftsrecht, Strafrecht etc). Informationen dazu
sind im Internet unter www.londonschool.com abrufbar.
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Termine

Inland
20. Juni Wien

MANZ-Seminar: Mag. Renate Pregartner, Professio-
neller Klientenkontakt – Das Kommunikations-Semi-
nar für Konzipienten

22. Juni Wien
kultur-religionsrecht und juridicum wien: Univ.-Doz.
RA Dr. Claudia Annacker, Der Fall „Schiele“ (Arbeits-
titel)

23. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Ergebnisse der
Bestandrichtertagung – Dr. Wolfgang Dirnbacher,
Hon.-Prof. Dr. Helmut Würth

27. Juni Salzburg
MANZ-Seminar: Mag. Renate Pregartner, Professio-
neller Klientenkontakt – Das Kommunikations-Semi-
nar für Konzipienten

28. Juni Wien
Verlag Österreich – Seminare: Redimensionierung
von Sozialleistungen – Mag. Dr. Gabriele Petrovic

29. Juni Wien
FOWI: Univ.-Prof. Dr. Jan Dedic, Neueste rechtliche
Änderungen unternehmerischer Tätigkeit in Tsche-
chien

3. Juli Salzburg
MANZ-Seminar: Gisela Amort, Klientenbriefe ver-
dichten – Klientenorientiert schreiben – Briefe zum
Gerne-Lesen

6. Juli Wien
Verlag Österreich – Seminare: Gewährleistung und
Schadenersatz – Prof. HR Dr. Franz Hartl, VPräs.
Dr. Horst Schlosser

10. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

5. Sept. Wien
Österreichischer Rechtsanwaltsverein: ÖRAV-Seminar:
Grundlehrgang (BU-Kurs)

7. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Amtsdir. Martin Metz, RA Mag.
Dr. Heinz Kassmannhuber, Exekutionsrecht für Kanz-
leikräfte

11. Sept. Innsbruck
MANZ-Seminar: Amtsdir. Martin Metz, RA Mag.
Dr. Heinz Kassmannhuber, Exekutionsrecht für Kanz-
leikräfte

12. Sept. Salzburg
MANZ-Seminar: Amtsdir. Martin Metz, RA Mag.
Dr. Heinz Kassmannhuber, Exekutionsrecht für Kanz-
leikräfte

12. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Die Situation des
OGH heute, besonders im Lichte des Beitrittes zur EU –
Dr. Erwin Felzmann, Präsident des OGH

13. Sept. Graz
MANZ-Seminar: Amtsdir. Martin Metz, RA Mag.
Dr. Heinz Kassmannhuber, Exekutionsrecht für Kanz-
leikräfte

13. Sept. Wien
MANZ-Seminar: RA Dr. Gottfried Korn, Ehrenbeleidi-
gung und Kreditschädigung

14. Sept. Linz
MANZ-Seminar: Amtsdir. Martin Metz, RA Mag.
Dr. Heinz Kassmannhuber, Exekutionsrecht für Kanz-
leikräfte

15. und
16. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: DI Robert Egger, Doris Zeiser, Franz
Schützenhofer, Spitzenleistungen durch Energiemana-
gement – Was tun, wenn härteres, schnelleres Arbei-
ten nicht mehr nützt?

18. und
19. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Samy Molcho, Erfolgreich
mit Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für Ver-
handeln, Verkaufen und Führen

20. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Gisela Amort, Klientenbriefe ver-
dichten – Klientenorientiert schreiben – Briefe zum
Gerne-Lesen

3. Okt. Wien
MANZ-Seminar: RA Dr. Gottfried Korn, Bildnisschutz

3. Okt. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme des Justizressorts – RA Dr. Dieter Böhm-
dorfer, Bundesminister für Justiz

17. Okt. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: DNA-Fingerprin-
ting, der nahezu 100% sichere Vaterschaftstest –
Dr. Claudia Gunzer

18. Okt. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Internet und Straf-
recht – ao.Univ.-Prof. Dr. Gabriele Schmölzer
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Termine

Ausland

7. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Der OGH
heute im Licht des Beitrittes zur EU – Dr. Erwin Felz-
mann, Präsident des OGH

8. Nov. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Der Einfluss des euro-
päischen Gemeinschaftsrechts auf das österreichische
Rechtsleben – o.Univ.-Prof. Dr. Karl Korinek, Vizeprä-
sident des VfGH

10. und
11. Nov.

Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Neuerungen auf
dem Gebiete des Familienrechtes – SC Dr. Gerhard
Hopf

22. Nov. Innsbruck
Grazer Juristische Gesellschaft: Garantieerklärungen
im Liegenschaftsverkehr – ao.Univ.-Prof. Dr. Bernhard
Koch

28. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme des Steuerrechts – MR Univ.-Doz. Dr. Peter
Quantschnigg, BMF

6. Dez. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Arbeitsrechtliche
Konsequenzen der Reformen in der Sozialversiche-
rung – o.Univ.-Prof. Dr. Franz Marhold

19. und
20. Juni

Mailand
International Bar Association (IBA): Insolvency Confe-
rence

20. und
21. Juni

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Binnen-
markt und Gemeinschaftsrecht

22. und
23. Juni

Rom
International Bar Association (IBA): What’s New in
Law Firm Management

23. bis
25. Juni

Stuttgart
AIJA-Seminar: Unternehmensnachfolge

26. Juni Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Schiedsge-
richtsbarkeit als Möglichkeit alternativer grenzüber-
schreitender Streitbeilegung

29. und
30. Juni

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Die Auswir-
kungen des EURO hinsichtlich offener Steuerfragen im
Binnenmarkt

29. Juni
bis 2. Juli

Ischia
U.A.E.: Jahreskongreß – Gemeinschaftsrecht und die
Herausforderung des neuen Milleniums

30. Juni
und 1. Juli

Tallinn
Zweites baltisch-deutsches Seminar: Wirtschaftsrecht
und Berufsethik – Die baltischen Staaten auf dem
Weg in die Europäische Union

2. bis
5. Juli

Trier
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats – AEA): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht (deutsche Session)

9. bis
12. Juli

Brügge
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats – AEA): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht (englische und franzö-
sische Session)

25. bis
29. Juli

London
ILA 2000: 69th Conference of the International Law
Association – International Law 2000

27. Aug.
bis 1. Sept.

Helsinki
AIJA 2000: 38th Annual Congress

15. und
16. Sept.

Brüssel
International Bar Association (IBA): Merger Task
Force Commission

17. bis
22. Sept.

Amsterdam
International Bar Association (IBA): IBA 2000

18. bis
21. Nov.

Sidney
International Bar Association (IBA): Financial Law

28. Jän.
2001

Caen
12th International Competition of Counsel’s Speeches –
In defence of Human Rights
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Schon gelesen?

Ist ein Minderjähriger Mitstifter einer Privatstiftung, dann ist für ihn
zur Vertretung bei der Errichtung der Stiftungserklärung ein Kollisi-
onskurator zu bestellen, wenn einer seiner gesetzlichen Vertreter
Mitstifter ist. OGH 29. 6. 1999, 1 Ob 56/99p, RdW 1999, 719
(LS).

■

1. Der Vermieter ist gem § 12 Abs 3 MRG aF zu einer Mietzins-
erhöhung berechtigt, wenn sich eine OHG in ein Einzelunterneh-
men verwandelt und dieser Einzelunternehmer später eine neue
Personengesellschaft gründet, die das Unternehmen fortführt oder
in diese das Unternehmen als Sacheinlage einbringt.
2. Durch den Eintritt eines Kommanditisten ändert sich nicht nur
die rechtliche, sondern auch die wirtschaftliche Einflussmöglichkeit
iSd § 12a Abs 3 MRG nF. OGH 8. 7. 1999, 8 Ob 228/98g,
RdW 1999, 783.

■

1. Der Erwerber eines Geschäftsanteiles einer GmbH kann –
zumindest dann, wenn seine Gesellschafterstellung nicht strittig ist –
bereits vor Eintragung seiner Gesellschafterstellung ins Firmenbuch
sein Stimmrecht in der Generalversammlung ausüben.
2. Gesellschafterbeschlüsse, die unter Verletzung von Stimmbin-
dungsverträgen zu Stande kamen, sind dann anfechtbar, wenn
die Stimmbindungsvereinbarung von sämtlichen Gesellschaftern
eingegangen wurde und die Gesellschaft aufgrund ihrer persona-
listischen Struktur nicht losgelöst von ihren Gesellschaftern betrach-
tet werden kann und die Berücksichtigung des Willens aller Gesell-
schafter insgesamt geboten erscheint. OGH 26. 8. 1999, 2 Ob
46/97x, RdW 1999, 721.

■

§§ 22, 35, 41 GmbHG, § 1198 ABGB:
1. Verstößt der Beschluss, mit dem der Jahresabschluss festgestellt
wurde, gegen Bilanzierungsvorschriften, dann kann er gem § 41
GmbHG angefochten werden.
2. Lediglich das nach Rechnungslegung der GesBR feststehende
Geschäftsergebnis ist bei den Gesellschaftern zu aktivieren. OGH
9. 2. 1999, 7 Ob 179/98v, ecolex 2000, 17.

■

§ 2 GmbHG:
Eine so genannte „unechte Vorgesellschaft“, die dann vorliegt,
wenn es endgültig zu keiner Firmenbucheintragung der GmbH

kommt, ist als OHG oder als GesBR anzusehen; für ihre Verbind-
lichkeiten haftet jeder Gesellschafter. OGH 1. 9. 1999, 9 Ob
198/98d, ecolex 2000, 16 (LS) = RdW 2000, 60 (LS).

■

§ 18 GmbHG, Art 8 WG:
Unterschreibt der Geschäftsführer einer GmbH neben einer Fir-
menstampiglie, auf welcher der Zusatz „GmbH“ fehlt, ohne Offen-
legung seiner Vertretungsmacht einen Wechsel, dann haftet der
Geschäftsführer selbst und nicht die GmbH wechselmäßig gegen-
über einem gutgläubigen Erwerber des Wechsels. OGH 26. 8.
1999, 8 Ob 24/99h, RdW 2000, 15 = ecolex 2000, 10 (LS).

■

§ 167 StGB: Keine tätige Reue bei bloßem Versuch
Der Strafaufhebungsgrund der tätigen Reue gem § 167 StGB ist
auf bloß versuchte Straftaten nicht anwendbar. Eine – grundsätz-
lich zulässige – Analogie in bonam partem kommt mangels einer
unfreiwilligen Gesetzeslücke nicht in Frage.
Der tragende Zweck des § 167 StGB ist es, dem Opfer zur promp-
ten Schadensgutmachung zu verhelfen. Der genannte Strafauf-
hebungsgrund verfolgt demnach ein anderes Ziel als die Straf-
befreiung wegen Rücktritts vom Versuch gem § 16 StGB. OGH
27. 10. 1998, 11 Os 97/87, JBl 1999, 479.

■

§ 310 StGB (§ 45 Abs 2 BVergG): Verletzung des Amtsgeheimnis-
ses im Vergabeverfahren
Zielsetzung des Vergaberechts ist es, für den Bereich von Auftrags-
leistungen für die öffentliche Hand eine gleichmäßige Ausschrei-
bung und Vergabe unter Beachtung der Grundsätze eines freien
und lauteren (fairen) Wettbewerbs sowie der Gleichbehandlung
aller Bewerber und Bieter sicherzustellen. Die Hintanhaltung der
Preisabsprachen bildet einen der Kernpunkte des Vergabeverfah-
rens, weshalb durch strenge Verfahrensvorschriften Preisvergleiche
vor Angebotseröffnung vermieden werden sollen. Aus diesem
Grund fallen nicht nur Auskünfte über einlangende Angebote, son-
dern auch Mitteilungen über Anzahl und Namen der eingeladenen
Unternehmer in einem nicht offenen Verfahren unter die Geheim-
haltungspflicht, weil die Preisgabe der im Rahmen einer be-
schränkten Ausschreibung eingeladenen Firmen generell geeignet
ist, Absprachen zu ermöglichen und damit den Wettbewerb durch
Preisbildungsverzerrungen zu beeinträchtigen. OGH 16. 3. 1999,
14 Os 155/98, EvBl 1999, 151.
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§ 74 Z 5 StGB:
Auch nach Ausscheiden der Strafbestimmung des Ehebruchs
(§ 194 StGB) aus dem Rechtsbestand bringt der Vorwurf eines ehe-
brecherischen Umgangs einen Verlust an gesellschaftlicher Wert-
schätzung mit sich. Die Ankündigung, die Ehegattin über ein ehe-
brecherisches Verhältnis zu informieren, kann daher gefährliche
Drohung mit einer Verletzung an Ehre begründen. OGH 15. 12.
1998, 14 Os 116/98, RZ 1999, 48.

■

Berufsgeheimnis:
Wird ein Arzt nur zur Frage als Zeuge geführt, ob bzw inwieweit
der Patient aufgeklärt wurde, liegt keine Frage über ein „dem Arzt
in Ausübung seines Berufes anvertrautes . . . Geheimnis“ vor.
Auch steht dem Patienten (der Prozesspartei) das Recht zu, den ihm
(ihr) gebührenden Geheimnisschutz zu nutzen und die behandeln-
den Ärzte von deren Verschwiegenheitspflicht nicht zu entbinden.
Die verweigerte Entbindung darf nicht der Beweiswürdigung unter-
zogen werden. OGH 23. 11. 1999, 1 Ob 254/99f; EvBl 2000,
79, ÖJZ 2000, 348.
(Der OGH setzt sich mit dem Fragekomplex „die Partei verweigert
die Entbindung der Verschwiegenheitspflicht, das ist nur dahin zu
würdigen, daß . . .“ auseinander und verwirft – entgegen der An-
sicht der Vorinstanzen – vor allem Meinungen, dass solches Ver-
halten einer Partei automatisch zur Umkehr der objektiven Beweis-
last führen würde. Bisanz).

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RAA Dr. Ullrich
Saurer (Kzl Dr. Kurt Berger).
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ao. Univ.-Prof. DDr. Thomas Eilmansberger, Salzburg

Die Niederlassungsrichtlinie für Rechtsanwälte
und ihre Umsetzung in Österreich1)

I. Einleitung

Mit 14. 3. 2000 hat sich der Rechtsrahmen für die Ausübung des
Anwaltsberufs in einem anderen Mitgliedstaat sehr wesentlich ver-
ändert. An diesem Tag lief die Umsetzungsfrist für die Niederlas-
sungs-RL (in ihrer vollen Bezeichnung: RL 98/5/EG zur Erleichte-
rung der ständigen Ausübung des Rechtsanwaltsberufs in einem
anderen Mitgliedstaat als dem, in dem die Qualifikation erworben
wurde)2) ab. Mit geringfügiger Verspätung hat der Nationalrat nun
auch die Umsetzungsregelung dazu, das „Bundesgesetz über den
freien Dienstleistungsverkehr und die Niederlassung von europäi-
schen Rechtsanwälten in Österreich (EuRAG) sowie über Änderun-
gen der Rechtsanwaltsordnung“ beschlossen.3)

Worin bestehen diese Änderungen im Kern? Die Errichtung einer
Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat wird im Vergleich
zur derzeitigen Rechtslage ganz wesentlich erleichtert. Die Mit-
gliedstaaten werden zulassen müssen, dass sich ein ausländischer
Anwalt ohne weiteres unter seiner ursprünglichen Berufsbezeich-
nung niederlässt und den Anwaltsberuf ausübt. Wesentlich verein-
facht wird auch die Vollintegration, dh die gänzliche Gleichstel-
lung mit inländischen Anwälten. Die wesentliche Neuerung besteht
hier darin, dass ausländische Anwälte sich keiner Eignungsprü-
fung mehr unterziehen werden müssen.

Nachfolgend soll nun die Niederlassungs-RL in ihren wichtigsten
Regelungsbereichen näher vorgestellt und dabei auch kurz auf die
Genese dieser Vorschrift eingegangen werden. Anschließend folgt
dann eine Darstellung und Auseinandersetzung mit der Umsetzung
der Richtlinie in Österreich.

II. Genese der Niederlassungs-RL
und Rechtsentwicklung

Angesichts des wirklich revolutionären Gehalts der RL ist es nicht
überraschend, dass die Vorarbeiten dazu einige Zeit in Anspruch
nahmen. Bevor die RL am 14. 3. 1998 in Kraft treten konnte, wa-
ren mehr als 10-jährige Beratungen im CCBE, dem Rat der Anwalt-
schaften der Europäischen Gemeinschaft, und ein mehr als dreijäh-
riger Gesetzwerdungsprozess im Rahmen der europäischen Institu-
tionen erforderlich.

Bemerkenswert ist aber nicht nur das inhaltliche Ergebnis, sondern
bereits die Tatsache, dass eine Richtlinie über die Niederlassungs-
freiheit von Anwälten überhaupt in Angriff genommen wurde. Als
man nämlich intensiver darüber nachzudenken begann, die Nie-
derlassung von RA in einer eigenen RL zu regeln, war man in der
Gemeinschaft bereits davon abgegangen, solche sektorspezifi-

schen Regelungen zu treffen, dh eigens für jeden Berufsstand die
Voraussetzungen für die Niederlassung in einem anderen Mit-
gliedstaat zu regeln. Dieser Ansatz wurde in der Frühzeit der Ge-
meinschaft zwar erfolgreich für zahlreiche Berufe in den Bereichen
Handwerk, Gewerbe und Industrie verfolgt, im Bereich der freien
Berufe erwies sich die berufsspezifische Liberalisierung aber als
ausgesprochen mühselig. Es gelang dies schließlich nur für sieben
Berufe,4) man begegnete dabei aber zT so großen Schwierigkei-
ten,5) dass man das Ziel, für alle freien Berufe spezielle Regelun-
gen zu erlassen, schließlich aufgab.6)

Man verfolgte stattdessen mit der Hochschuldiplomanerkennungs-
RL7) einen sog horizontalen Ansatz. Diese Richtlinie verpflichtet die
Mitgliedstaaten ganz allgemein zur Anerkennung von im Ausland
erlangten Hochschulabschlüssen, sofern diese Voraussetzung für
die Ausübung eines bestimmten Berufs (wie etwa des Rechtsan-
walts) sind.8) Da aufgrund der Unterschiedlichkeit der Ausbildungen
(nicht so sehr in qualitativer Hinsicht, sondern im Hinblick auf den
Ausbildungsgegenstand) aber nicht davon ausgegangen werden
konnte, dass ein ausländischer Abschluss automatisch dazu befä-
higt, den betreffenden Beruf auch in anderen Mitgliedstaaten auszu-
üben, erlaubt die Hochschuldiplomanerkennungs-RL den Mitglied-
staaten, die Migranten einer Anpassung zu unterziehen. Die RL stellt
den Mitgliedstaaten dabei zwei Instrumente zur Auswahl, nämlich

1) Aktualisierte und mit Anmerkungen versehene Schriftfassung eines Vor-
trags, den der Verfasser am 10. 3. 2000 im Rahmen des von der
Rechtsakademie der Universität Salzburg und der Salzburger Rechtsan-
waltskammer gemeinsam veranstalteten Symposiums „Niederlassungs-
freiheit – Multidisziplinäre Partnerschaft“ hielt. Der Vortragsstil wurde
beibehalten.

2) ABl 1998 L 77/36; nachfolgend mitunter auch bloß als „RL“ bezeich-
net. Bei Art ohne näher Angaben sind immer Vorschriften dieser RL
gemeint.

3) 59 der Beilagen zu den Stenografischen Protokollen des Nationalrates
21. GP.

4) Es handelte sich um verschiedene medizinische Berufe und um den
Beruf des Architekten.

5) Für die Architekten etwa wurde der Richtlinienvorschlag von der Kom-
mission 1967 vorgelegt und es strichen dann 18 Jahre ins Land, bis die
RL endlich verabschiedet werden konnte.

6) Bei Rechtsanwälten spielte möglicherweise auch eine Rolle, dass die
Entwürfe der CCBE aus jener Zeit vergleichsweise restriktiv waren und
daher auch keine Unterstützung durch die Kommission erfahren haben
(vgl näher Hempel, Die rechtsberatenden Berufe im Europarecht
[1996], 60).

7) RL 89/48/EWG, ABl 1989 L 19/16.
8) Zur Bedeutung der Diplomanerkennungs-RL für Rechtsanwälte s etwa

Kunz, Die Europäisierung des Berufsrechts der Rechtsanwälte (1997)
34ff.
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einen maximal dreijährigen Anpassungslehrgang (Praxiszeit) oder
eine Eignungsprüfung. Die Mitgliedstaaten haben sich mit Aus-
nahme von Dänemark für eine Eignungsprüfung entschieden und in
manchen Ländern sind diese wohl an der Grenze (bzw jenseits)
dessen, was die Niederlassungsfreiheit noch verträgt.9) Ganz allge-
mein zeigte sich aber nicht zuletzt auch an der geringen Anzahl von
Anträgen,10) dass dieses Anpassungsinstrumentarium selbst bei richt-
linienkonformer Ausgestaltung prohibitiven Charakter hatte.11)

Die Regelung ging auch am Bedarf der Praxis vorbei. Nicht immer
ist der Anwalt, der sich in einem anderen Mitgliedstaat niederlas-
sen will, an einer Vollintegration interessiert. Die Eignungsprüfung
musste aber auch derjenige absolvieren, der gar nicht im Recht
des Aufnahmelandes tätig sein, sondern etwa nur in seinem Recht
oder im Gemeinschaftsrecht beraten wollte. Ohne den mühsamen
Weg der Diplomanerkennung zu gehen war dies aber nur im
Wege der Dienstleistungsfreiheit, genauer auf der Basis der Dienst-
leistungs-RL,12) möglich. Obwohl der Begriff der Dienstleistung
durch den EuGH in der Rs Gebhard maßgeblich weiterentwickelt
wurde und nun auch die Möglichkeit einschließt, sich eine gewisse
Infrastruktur in einem anderen Mitgliedstaat zu schaffen,13) geht
die Dienstleistungsfreiheit doch nicht soweit, dass sie es einem An-
walt gestatten würde, sich dauerhaft in einem anderen Staat unter
seiner Berufsbezeichnung niederzulassen.

Die Rechtslage war also unbefriedigend. Es bestanden nur die
Alternativen der (äußerst aufwändigen) Vollintegration in den Be-
rufsstand des Aufnahmestaates auf der Grundlage der Hochschul-
diplomanerkennungs-RL oder der grenzüberschreitenden Dienst-
leistungserbringung auf der Grundlage der Dienstleistungs-RL.14) Es
ist daher nicht überraschend, dass innerhalb des CCBE die Arbei-
ten an einer eigenen, auf die Bedürfnisse der Anwälte zugeschnit-
tenen Niederlassungsregelung, nach Verabschiedung derHochschul-
diplomanerkennungs-RL nicht eingestellt, sondern mit umso größe-
rem Nachdruck fortgesetzt wurden.15) Im Oktober 1992 wurde ein
(von Beteiligten auch als „Wunder von Lissabon“ bezeichneter)16)
Entwurf verabschiedet,17) mit dem die Kommission, wie erhofft,
dazu veranlasst werden konnte, den Gesetzgebungsprozess im
Rahmen der Gemeinschaft einzuleiten. Die Kommission legte Rat
und EP 1994 einen Richtlinienentwurf vor. Dieser ging dann den
beschwerlichen und langwierigen Gang durch die europäischen
Instanzen und wurde schließlich nach zahlreichen Änderungswün-
schen des EP und später auch noch der Kommission im Juni 1997
vom Rat beschlossen und Ende 1997 endgültig verabschiedet.

III. Die wichtigsten Regelungsinhalte

Die Darstellung des gesamten Inhalts der RL würde den Rahmen
dieses Beitrags sprengen. Ich werde mich daher auf die Kernin-
halte beschränken. Es sind dies aus meiner Sicht zum einen die
Regelungen über die Niederlassung als Einzelanwalt und zum
anderen die Regelungen zur gemeinschaftlichen Berufsausübung.

1. Integrations- und Betätigungsmöglichkeiten
für ausländische Anwälte

Im Mittelpunkt dieser RL steht die Schaffung von zusätzlichen In-
tegrations- und Betätigungsmöglichkeiten für Anwälte aus anderen
Mitgliedstaaten.18) Diese Möglichkeiten verdrängen im Übrigen
die in der Hochschuldiplomanerkennungs-RL vorgesehene Mög-
lichkeit der Vollintegration durch Ablegung einer Eignungsprüfung
nicht,19) sondern eröffnen für den Migranten einfach nur zusätzli-
che Optionen.20) Die beiden zusätzlichen Integrationsoptionen
sind nun, wie einleitend erwähnt, die Berufsausübung unter der
ursprünglichen Berufsbezeichnung einerseits und die Vollintegra-
tion in den Berufsstand des Aufnahmestaates andererseits.

9) Nähere Darstellung der Eignungsprüfung in Österreich bei Loimer, Der
österreichische Rechtsanwalt in der Europäischen Union (1997) 198ff.

10) In Österreich haben bis September 1997 nur 8 ausländische Rechts-
anwälte einen diesbezüglichen Antrag gestellt.

11) So auch Henssler, ZEuP 1999, 689, 693.
12) RL 77/249/EWG, ABl 1977 L 78/17.
13) Rs C-55/94, Gebhard, Slg 1995, I-4165, Rz 27.
14) Nach (mE überzeugender) Ansicht konnte ein Recht auf Niederlassung

unter home-title aber möglicherweise aus der Entscheidung Gebhard
(FN 13) abgeleitet werden (so etwa Ewig, NJW 1999, 248, 250;
Sobotta/Kleinschnittger, EuZW 1998, 645, 649).

15) Henssler, ZEuP 1999, 689, 695.
16) ZB Weil, BRAK-Mitt 1993, 2.
17) Dazu Eysten, EuZW 1993, 721, 724.
18) Gemäß Art 1 Abs 2 handelt es sich bei den begünstigten Rechtsanwäl-

ten um Personen, die Angehörige eines Mitgliedstaats sind und ihre
beruflichen Tätigkeiten unter einer der dort nachfolgend bezeichneten
Berufsbezeichnungen auszuüben berechtigt sind. Die Mitgliedstaaten
haben die in der RL gewährten Rechte somit auch eigenen Staatsange-
hörigen zu gewähren, die in einem anderen Mitgliedstaat die Berufs-
berechtigung erworben haben. Dies wirft das von Hempel (FN 6, 103)
bereits iZm der Diplomanerkennungs-RL angesprochene Problem der
Umgehung strenger Berufszugangsvoraussetzungen (etwa der ver-
gleichsweise langen Ausbildungszeit in Österreich) auf. Dieses Prob-
lem des „Forum Shopping“ ist in der RL nicht geregelt. Maßnahmen,
die eine solche Umgehung strenger nationaler Zulassungsvorschriften
bekämpfen wollen, könnten mE aber auf die Rechtsprechung des
Gerichtshofs gestützt werden. Nach dieser Judikatur ist ein Mitglied-
staat nämlich berechtigt, „Maßnahmen zu treffen, die verhindern sol-
len, dass sich einige seiner Staatsangehörigen unter Missbrauch der
durch den EG-Vertrag geschaffenen Möglichkeiten der Anwendung
des nationalen Rechts entziehen; die missbräuchliche oder betrügeri-
sche Berufung auf Gemeinschaftsrecht ist nicht gestattet“ (vgl zB auf
dem Gebiet der Niederlassungsfreiheit Rs 115/78, Knoors, Slg 1979,
399, Rz 25; Rs C-61/89, Bouchoucha, Slg 1990, I-3551, Rz 14; zu-
letzt allerdings im Ergebnis restriktiv Rs C-212/97, Centros, Slg 1999,
I-1459).

19) Vgl auch Erwägungsgrund 2f der Präambel. Redaktionell wurde dies
so gelöst, dass die beiden Integrationsmöglichkeiten als Ausnahmen
zum Integrationsmodell der Diplomanerkennungs-RL dargestellt werden
(Art 10 Abs 2).

20) Es ist auch nicht zu erwarten, dass die Begründung einer Niederlas-
sung auf der Grundlage der Hochschuldiplomanerkennungs-RL gänz-
lich bedeutungslos werden wird, weil dies nach wie vor die einzige
Möglichkeit darstellt, rasch (dh ohne Wartezeit) in den Berufsstand des
Aufnahmelandes integriert zu werden.
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a) Integrationsvariante 1: Berufsausübung unter ursprünglicher Berufsbezeich-
nung

Gemäß Art 2 hat jeder RA das Recht, auf Dauer Anwaltstätigkeiten
in jedem anderen Mitgliedstaat unter seiner ursprünglichen Berufs-
bezeichnung auszuüben. Art 5 stellt klar, dass der ausländische
Anwalt dabei nicht darauf beschränkt ist, in seinem nationalen
Recht oder im Gemeinschaftsrecht beratend tätig zu sein. Er ist
grundsätzlich (dh mit einigen wenigen Ausnahmen)21) befugt,
die gleichen beruflichen Tätigkeiten wie die im Aufnahmestaat
zugelassenen Anwälte auszuüben. Der unter seiner ursprünglichen
Berufsbezeichnung tätige Anwalt (nachfolgend mitunter auch als
„registrierter Anwalt“ bezeichnet) kann somit von Beginn an auch
im Recht des Aufnahmestaates beratend tätig werden.

Dabei sieht die RL eine bereits aus der Dienstleistung-RL bekannte
Einschränkung vor. In Verfahren mit Anwaltszwang können die
Aufnahmestaaten dem unter seiner ursprünglichen Berufsbezeich-
nung tätigen Anwalt einen Einvernehmensanwalt zur Seite stellen.
Wie weit diese Verpflichtung reichen kann, ist in dieser RL nicht
mehr näher geregelt, ergibt sich aber aus der Judikatur des
EuGH,22) auf die in den Erwägungsgründen auch verwiesen wird.
Daraus folgt etwa, dass der Einvernehmensanwalt nicht gouver-
nantenartig ausgestaltet werden, eine ständige Begleitung des
Migranten durch den inländischen Anwalt also nicht vorgesehen
werden darf. Die Funktion des Einvernehmensanwalts besteht ein-
zig darin, den Geschäftsverkehr mit dem Gericht zu sichern und
den ausländischen Kollegen dabei zu unterstützen, sich in dem
ihm nicht vertrauten Gerichtssystem zurechtzufinden. Er ist aber
nicht Prozessbevollmächtigter und trägt – außer dies wird eigens
zwischen den Parteien vereinbart – auch keinerlei Verantwortung
inhaltlicher Art.23)

Das Recht, unter der ursprünglichen Berufsbezeichnung in einem
anderen Staat tätig zu sein, ist kein vorübergehendes. Die Kommis-
sion wollte ursprünglich eine Begrenzung von 5 Jahren festlegen
(dann wäre der Migrant vor der Wahl Vollintegration oder Rück-
kehr gestanden), hat diese Position nach Protesten der Anwalt-
schaft gegen diese letztlich auf eine Zwangsintegration hinaus-
laufende Regelung,24) die dann auch vom Rechtssausschuss des EP
unterstützt wurden, wieder aufgegeben. Das Tätigsein unter der
ursprünglichen Berufsbezeichnung ist also nicht notwendigerweise
die Vorstufe für die Vollintegration. Der registrierte Anwalt kann
zeitlich unbegrenzt im Aufnahmestaat unter seiner ursprünglichen
Berufsbezeichnung tätig bleiben.

Was die zu verwendende Berufsbezeichnung betrifft, bestimmt
Art 4 Abs 1, dass der Migrant diese Bezeichnung in der (oder in
einer der) Amtssprachen seines Herkunftslandes führen muss. Man
wird aber wohl davon ausgehen können, dass ein übersetzender,
erklärender Zusatz zulässig ist, wenn die betreffende Bezeichnung
der potenziellen Klientel nicht geläufig ist. So wird man es etwa
dem griechischen RA mE nicht verwehren können, seiner grie-

chischen Berufsbezeichnung „Dikigoros“ den Zusatz „griechischer
Anwalt“ beizufügen. Wenn die Berufsbezeichnung in der Mutter-
sprache des Herkunftslandes dem Publikum umgekehrt zu geläufig
ist und Verwechslungen mit der inländischen Berufsbezeichnung
hervorrufen könnte, erlaubt die Richtlinie den Aufnahmestaaten
ausdrücklich, zusätzliche Angaben zu verlangen (Art 4 Abs 2).

Die Anforderungen an die Aufnahme der Anwaltstätigkeit unter
der ursprünglichen Berufsbezeichnung sind im Übrigen denkbar
gering. Es bedarf iw nur einer Eintragung bei der zuständigen
Stelle im betreffenden Mitgliedstaat (Art 3). Diese erfolgt auf
der Grundlage einer Bescheinigung über die Eintragung im Her-
kunftsstaat. Der Aufnahmestaat kann weiters vorsehen, dass der
unter seiner ursprünglichen Berufsbezeichnung tätige Anwalt eine
auch für Inländer vorgeschriebene Berufshaftpflichtversicherung
abschließt (oder einer Berufsgarantiekasse beitritt). Von dieser Ver-
pflichtung ist der Migrant jedoch dann befreit, wenn er bereits
über eine Versicherung verfügt, die hinsichtlich der Modalitäten
und des Deckungsumfangs gleichwertig ist (Art 6 Abs 3).25)

Für den unter seiner ursprünglichen Berufsbezeichnung tätigen
Anwalt war auch noch die Frage zu regeln, welchem Berufs- und
Standesrecht er unterliegen soll. Gem Art 6 Abs 1 sind dies die
einschlägigen Vorschriften beider Staaten. Der registrierte Anwalt
unterliegt also neben den einschlägigen Bestimmungen des Her-
kunftsstaates hinsichtlich der Tätigkeiten, die er im Aufnahmestaat
ausübt, zusätzlich auch noch den dort geltenden Berufs- und Stan-
desregeln. Er ist dabei auch dem Disziplinarrecht des Aufnahme-
staates (einschließlich der dort vorgesehenen Sanktionen) unter-
worfen. Dabei wird klargestellt, dass die zuständige Stelle im Auf-
nahmeland von sich aus ein einstweiliges oder endgültiges Verbot
der Berufsausübung aussprechen kann. Eine entsprechende Ent-
scheidung der Herkunftslandbehörde ist dazu nicht erforderlich.
Liegt eine solche Entscheidung jedoch vor, hat diese automatisch
zur Folge, dass der Migrant auch das Recht zur Berufsausübung im
Aufnahmestaat einbüßt. Umgekehrt hat eine Disziplinarentschei-
dung des Aufnahmestaates aber nicht notwendigerweise Rückwir-
kungen auf den Herkunftsstaat. Es liegt dort an den zuständigen
Stellen, die Konsequenzen einer Disziplinarentscheidung des Auf-
nahmestaates zu bestimmen.

21) Vgl Art 5 Abs 2.
22) Rs 427/85, Kommission/BRD, Slg 1988, 1123.
23) Nach Ewig, NJW 1999, 248, 251, wird sich seine Tätigkeit in der

Praxis auf die eines Zustellungsbevollmächtigten beschränken (ähnlich
auch Sobotta/Kleinschnittger, EuZW 1998, 645, 646.

24) Die Vollintegration mag für bestimmte Anwälte gar nicht so attraktiv
oder vielleicht sogar kontraproduktiv sein, da die in der Verwendung
der ursprünglichen Berufsbezeichnung zum Ausdruck kommende Ver-
ankerung in einer anderen Rechtsordnung auch ein wettbewerblicher
Vorteil sein kann (vgl auch Henssler, ZEuP 1999, 688, 698).

25) Damit wurde eine wesentliche Quelle für mögliche verdeckte Diskrimi-
nierungen beseitigt (so Sobotta/Kleinschnittger, EuZW 1998, 645,
647).
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b) Integrationsvariante 2: Vollintegration

Die soeben beschriebene Möglichkeit, sofort unter der ursprüngli-
chen Berufsbezeichnung in einem anderen Mitgliedstaat tätig zu
werden und dabei auch im Recht des Aufnahmestaates zu beraten,
stellt die erste bemerkenswerte Neuerung der RL dar. Nicht minder
beachtlich sind aber die Vorschriften betreffend die Vollintegration
des Migranten in den Berufsstand des Aufnahmelandes. Das zen-
trale und wirklich spektakuläre Charakteristikum dieser Regelung
ist der gänzliche Verzicht auf die Festlegung von Anpassungsin-
strumenten bei der Vollintegration eines unter seiner ursprüngli-
chen Berufsbezeichnung tätigen Anwaltes. Es wird für diesen die
Möglichkeit geschaffen, sich vollständig in die Anwaltschaft des
Aufnahmelandes einzugliedern, ohne dass er eine Eignungsprü-
fung oder einen Anpassungslehrgang absolvieren muss. Im Einzel-
nen eröffnet die RL dem interessierten ausländischen Anwalt zwei
Wege zur Vollintegration in den Berufsstand des Aufnahmestaates.

aa) Vollintegration nach dreijähriger Tätigkeit im Recht des Aufnahmestaates

Die Erste dieser beiden Möglichkeiten ist in Art 10 geregelt. Nach
dieser Bestimmung ist der zunächst nur registrierte und unter seiner
ursprünglichen Berufsbezeichnung tätige Anwalt von den in der
Hochschuldiplomanerkennungs-RL vorgesehenenAnpassungsinstru-
menten, dh von der Ablegung der Eignungsprüfung, befreit, wenn
er eine „mindestens dreijährige, effektive und regelmäßige Tätig-
keit im Aufnahmestaat im Recht dieses Mitgliedstaats, einschließ-
lich des Gemeinschaftsrechts, nachweist“. Ist diese Voraussetzung
erfüllt, erwirbt der Migrant ohne weiteres die Rechte und Pflichten
der Anwälte des Aufnahmestaates. Die Vollintegration ist erreicht.
Auf den ersten Blick ist dies eine erfreulich schlichte und klare
Regelung. Die Schwierigkeiten liegen aber im Detail. Alle in dieser
Formel verwendeten Begriffe sind überaus dehnbar und damit in
hohem Maße interpretationsbedürftig.

Zuerst stellt sich die Frage, zu welchem Zeitpunkt die dreijährige
Frist zu laufen beginnt. Wenn man wie manche Vertreter im Schrift-
tum26) die Auffassung vertritt, dass ausländische Anwälte bereits
jetzt aufgrund der Gebhard-Judikatur berechtigt sind, im Wege der
Niederlassung Beratungsleistungen unter der ursprünglichen Be-
rufsbezeichnung zu erbringen, muss man konsequenterweise wohl
auch Tätigkeiten anerkennen, die vor Ablauf der Umsetzungsfrist
erbracht wurden. Wenn man diesen Standpunkt nicht teilt, wird
eine Berücksichtigung von Zeiten, die vor Ablauf der Umsetzungs-
frist zurückgelegt wurden, nicht möglich sein.

Schwieriger zu beantworten und wohl auch praktisch bedeutsamer
ist die Frage, was unter effektiver und regelmäßiger Tätigkeit im
Aufnahmestaat im Recht dieses Mitgliedstaats zu verstehen ist. In
dieser Formel liegt ein inhaltliches Element (effektiv) und ein zeitli-
ches Element (regelmäßig). Eine gewisse Hilfe bietet Art 10 Abs 1
selbst. Er definiert die „effektive und regelmäßige Tätigkeit“ als
die „tatsächliche Ausübung des Berufs ohne Unterbrechung [. . .];
Unterbrechungen aufgrund von Ereignissen des täglichen Lebens

bleiben außer Betracht“. Das inhaltliche Element „effektiv“ wird als
tatsächliche Ausübung des Berufs definiert, das zeitliche Element
der Regelmäßigkeit wird umschrieben mit „ohne Unterbrechun-
gen“.

Inhaltliche Anforderungen

Die inhaltlichen Anforderungen an die Anwaltstätigkeit lassen sich
mit Hilfe dieser Definition noch vergleichsweise einfacher bestim-
men. Unter tatsächlicher Berufsausübung wird man zu verstehen
haben, dass echte anwaltliche Leistungen erbracht werden müs-
sen, die beruflichen Aktivitäten des registrierten Anwalts sich also
nicht auf anwaltliche Nebentätigkeiten wie das Verfassen von
Mahnschreiben oder gar nur auf die Erbringung bloßer Assistenz-
leistungen für andere Kanzleimitglieder beschränken dürfen.27)
Dabei wird es unzulässig sein, von dem registrierten Anwalt den
Nachweis von Tätigkeiten in bestimmten Fächern zu verlangen. Es
dürfte aber richtlinienkonform sein, wenn man von dem Eintra-
gungswerber ein bestimmtes Mindestmaß an vertretender anwaltli-
cher Tätigkeit verlangt. Fraglich und umstritten ist die Bedeutung
des Gemeinschaftsrechts. Art 10 Abs 1 spricht ausdrücklich von
„Tätigkeiten im Recht dieses Mitgliedstaats, einschließlich des Ge-
meinschaftsrechts“. Man hat sich nun die Frage gestellt, ob es auch
ausreichen würde, wenn der ausländische Anwalt drei Jahre lang
nur gemeinschaftsrechtliche Fälle betreut. Ich stimme in diesem
Punkt der wohl hM im Schrifttum zu, die hier einen strengen Stand-
punkt einnimmt und eine ausschließliche Tätigkeit im Gemein-
schaftsrecht nicht gelten lässt,28) will diese Frage im Detail aber
nicht diskutieren, da sie für Österreich wohl nur von akademi-
schem Interesse ist. Reines EG-Recht wird nach meiner Erfahrung
nämlich ohnehin nur in Brüssel betrieben. Gemeinschaftsrechtliche
Fälle, mit denen ein in Österreich tätiger Anwalt befasst wird, wer-
den immer auch einen Bezug zum nationalen Recht haben und sol-
che „gemischten“ Mandate müssten die Voraussetzung der Tätig-
keit im nationalen Recht jedenfalls erfüllen. Unklar ist auch die
Berücksichtigungsfähigkeit von Tätigkeiten, bei denen der Bezug
zum nationalen Recht bereits sehr verdünnt sein kann wie etwa bei
Schiedssachen für ein österreichisches Unternehmen, in denen aus-
ländisches Recht vereinbart wurde, grenzüberschreitenden Trans-
aktionen, etc. Auch in diesen Fällen sollte eine Anerkennung
grundsätzlich erfolgen, aber nur zu einem bestimmten Höchst-

26) Ewig, NJW 1999, 248, 252.
27) Dabei ist die Grenze zwischen der zu fordernden Selbstständigkeit bei

der Bearbeitung von Mandaten und der nicht berücksichtigungsfähigen
Assistenzleistung vor allem dort, wo im Team gearbeitet wird, sicherlich
fließend.

28) Henssler, ZEuP 1999, 689, 701; Ewig, NJW 1999, 252. Ewig weist
allerdings auch darauf hin (in FN 32 seines Beitrags), dass einzelne
Abgeordnete des Parlaments sowie Vertreter der französischen Anwalt-
schaft in dieser Frage einen liberaleren Standpunkt einnehmen; von
dieser weiten Auslegung geht offenbar auch Wrabetz, ÖJZ 1999, 637
aus.
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satz.29) Wenn jemand nur Tätigkeiten verrichtet hat, für die eine
Zulassung als Anwalt des betreffenden Landes nicht erforderlich
ist, sollte die Voraussetzung der tatsächlichen Berufsausübung
nicht erfüllt sein.

Zeitliche Anforderungen

Das zeitliche Element dieser Formel wirft mE die größten Ausle-
gungsschwierigkeiten auf. Zunächst ist zu klären, ob sich das Erfor-
dernis der effektiven und regelmäßigen Tätigkeit auf den Inhalt der
Tätigkeit, auf den Ort der Tätigkeit oder auf beides bezieht. Richti-
gerweise wird wohl davon auszugehen sein, dass letztere An-
nahme zutrifft, dass der unter seiner ursprünglichen Berufsbezeich-
nung tätige Anwalt also sowohl regelmäßig örtlich im Aufnahme-
staat anwesend als auch dort regelmäßig im Recht dieses Staates
tätig gewesen sein muss, um die automatische Vollzulassung nach
drei Jahren zu erlangen.30)

Was ist aber unter regelmäßig zu verstehen? Art 10 definiert regel-
mäßig, wie erwähnt, mit der Wendung „ohne Unterbrechungen“,
wobei Unterbrechungen „aufgrund von Ereignissen des täglichen
Lebens außer Betracht bleiben“ sollen. Diese Definition verwirrt,
gibt sie dem Begriff „regelmäßig“ doch einen einigermaßen wei-
ten und diesem üblicherweise nicht zugeordneten Inhalt. Des Rät-
sels Lösung liegt in der Entstehungsgeschichte dieser Bestimmung.
Ursprünglich hieß es hier nämlich statt „regelmäßig“ „ständig“. Es
war also vorgesehen, dass der Bewerber sich während der drei
Jahre durchgängig im Aufnahmestaat aufgehalten haben muss.
Die Kommission ließ sich hier von einer Entscheidung des EuGH
inspirieren, die im Kontext einer anderen RL ein solches Erfordernis
aufgestellt hatte. In diesem Urteil ist zwar nicht von ständigem Auf-
enthalt die Rede, aber von unterbrechungslosem Aufenthalt und es
wird dort auch jene Ausnahme mit den Ereignissen des täglichen
Lebens formuliert.31) Dass der Gerichtshof in dieser Formulierung
die tatsächliche Anwesenheit in dem Aufnahmestaat meinte und
nicht etwa die Ausübung der betreffenden Tätigkeit, wird daraus
deutlich, dass er ausdrücklich darauf hinwies, dass die Tätigkeit
in einem anderen Mitgliedstaat außer Betracht bleiben müsse.
Gegen die Aufnahme des Erfordernisses der „Ständigkeit“ regte
sich aber Widerstand. Dem Vernehmen nach32) ging va das EP
(mE allerdings zu Unrecht) davon aus, dass es mit der Klopp-Judi-
katur des EuGH,33) nach der im Wege der Niederlassungsfreiheit
auch mehrere Kanzleisitze betrieben werden dürfen, nicht verein-
bar sei, wenn man einen Anwalt dazu zwingen würde, ständig
in einem Mitgliedstaat präsent zu sein. Diese Einwände haben
schließlich dazu geführt, dass der Begriff „ständig“ durch „regel-
mäßig“ ersetzt wurde. Aus Versehen (oder vielleicht auch bewusst)
wurde aber die den Begriff „ständig“ erläuternde Definition nicht
geändert.

Was bedeutet dies nun für die Anwesenheitspflicht des Zulassungs-
werbers? Aus dieser Entstehungsgeschichte folgt mE, dass der
erklärende Zusatz der Unterbrechungslosigkeit in Bezug auf die

Ortsansässigkeit nicht allzu wörtlich genommen werden darf, va
auch nicht die Wendung, dass nur Ereignisse des täglichen Lebens
außer Betracht bleiben dürfen. Insbesondere dürfen diese Formu-
lierungen nicht so ausgelegt werden, wie sie der Gerichtshof in
jener Entscheidung definierte. Danach läge eine Unterbrechung
nur dann nicht vor, wenn sie durch Krankheit oder Urlaub hervor-
gerufen wurde. Dies würde dem Willen des Richtliniengebers aber
wohl widersprechen. Eine angemessene Berücksichtigung der ge-
setzgeberischen Absicht setzt vielmehr voraus, dass jedenfalls
auch tätigkeitsbedingte Abwesenheiten nicht als Unterbrechung
der drei Jahre gewertet werden dürfen.34) Gefordert werden darf
mE nur, dass diese Abwesenheiten nicht zu lange sind und nicht
über das zur Mandatsbetreuung erforderliche hinausgehen.

Regelmäßig muss aber nicht nur die Anwesenheit sein, sondern
auch die Tätigkeit im Recht des Aufnahmestaates. Ist auch in die-
sem Punkt eine entsprechend liberale Auslegung geboten? Diese
Frage ist mE zu verneinen. Die Aufweichung des Ständigkeitserfor-
dernisses geht ja, wie erwähnt, auf die Klopp-Judikatur und die
darin formulierte Annahme zurück, dass eine effektive Mandats-
betreuung die ständige Anwesenheit an einem Standort nicht erfor-
dert. Mit dem Motiv, den registrierten Anwalt mit Rücksicht auf die
Klopp-Judikatur nicht zum permanenten Aufenthalt an einem Stand-
ort verpflichten zu wollen. steht es aber nicht im Widerspruch, dass
man diesen Anwalt dazu zwingt, ständig im Recht des Aufnahme-
staates tätig zu sein. In diesem Punkt sollte die erläuternde Defini-
tion der Regelmäßigkeit in Art 10 somit ihre Gültigkeit behalten.
Die Tätigkeit im Recht des Aufnahmestaates sollte tatsächlich unter-
brechungslos sein und nur Ereignisse des täglichen Lebens wie

29) Das hätte dann entsprechende Konsequenzen bei der Beurteilung der
zeitlichen Voraussetzungen.

30) So auch Ewig, NJW 1999, 248, 251; enger Sobotta/Kleinschnittger,
EuZW 1998, 645, 648.

31) Rs 130/88, Van de Bijl, Slg 1989, 3039, Rz 18f: „Aus Zweck und
Aufbau der Richtlinie und aus dem Wortlaut des genannten Artikels 3
selbst ergibt sich, dass die Anerkennung der Ausübung der betreffen-
den Tätigkeit in einem Mitgliedstaat durch einen anderen Mitgliedstaat,
in dem eine Regelung für diese Tätigkeit besteht, nach der Richtlinie da-
von abhängen soll, ob es sich dabei um eine wirkliche und tatsächliche
Ausübung handelt, die während einer Reihe von unmittelbar aufeinan-
derfolgenden Jahren erfolgt, das heißt ohne andere Unterbrechungen
als diejenigen, die sich aus den Ereignissen des täglichen Lebens erge-
ben. Demgemäss ist zu antworten, dass Artikel 3 der Richtlinie dahin
auszulegen ist, dass sich die Wendung ‚die tatsächliche Ausübung der
betreffenden Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat bei ununterbro-
chener [mehr]jähriger Tätigkeit‘ nur auf die tatsächliche Ausübung der
betreffenden Tätigkeit während eines bestimmten Zeitraums bezieht,
die allenfalls wegen (kurzer) Krankheit oder (üblicher) Urlaubszeiten
unterbrochen worden sein darf, und dass dabei insbesondere die Aus-
übung einer Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat außer Betracht zu
bleiben hat, auch wenn die Unternehmenstätigkeit im Herkunftsland
fortgeführt wird.“

32) Henssler, ZEuP 1999, 689, 703.
33) EuGH, Rs 107/83, Klopp, Slg 1984, 2971, Rz 19.
34) So auch Ewig, NJW 1999, 248, 252.
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etwa Krankheit oder Urlaub können hier außer Betracht bleiben.
Nur in dieser Auslegung wird man im Übrigen auch der dieser
Regelung zugrunde liegenden Fiktion, dass die praktische Tätigkeit
die notwendigen Fähigkeiten vermittelt und eine Eignungsprüfung
zu ersetzen vermag, gerecht.35)
Es stellt sich hier noch ein weiteres Auslegungsproblem. Ein Anwalt
betreibt idR mehrere Mandate gleichzeitig. Müssen nun alle vom
registrierten Anwalt betreuten Causen einen Bezug zum nationalen
Recht haben oder reicht es aus, wenn eines oder mehrere der lau-
fend betreuten Mandate mit nationalem Recht zu tun haben? Die
Antwort darauf ist nicht evident und wird wohl stark von den Um-
ständen des Einzelfalls (insbesondere von der relativen Bedeutung
der jeweiligen Mandate) abhängen müssen. Ich neige hier eher
der Auffassung zu, dass es ausreichen müsste, wenn der regis-
trierte Anwalt ständig zumindest ein Mandat mit Bezug zum natio-
nalen Recht betreibt. Jedenfalls gerechtfertigt erscheint mir idZ
aber die Forderung, dass (wie bereits ausgeführt) erstens die zeit-
liche Beanspruchung durch Mandate mit Bezug zum Recht des Auf-
nahmestaates insgesamt überwiegt und dass zweitens über den
Dreijahreszeitraum die Causen mit Bezug zum nationalen Recht
kontinuierlich an Bedeutung gewinnen.
IZm dem Regelmäßigkeitserfordernis stellt sich dann noch eine
letzte Frage: Wenn diese Regelmäßigkeit (wie immer man sie nun
definiert) nicht gegeben ist, verlängert sich dann einfach der Drei-
jahreszeitraum um die betreffenden Unterbrechungen oder beginnt
diese Frist nach einer solchen Unterbrechung neu zu laufen? Über-
zeugender, weil eher dem Begriff der Regelmäßigkeit entspre-
chend, erscheint mir hier die restriktivere Auslegung. Die RL fordert
eine drei Jahre andauernde kontinuierliche Praxis, nicht bloß Be-
rufserfahrung im zeitlichen Gesamtausmaß von drei Jahren. Wenn
diese Kontinuität nicht gegeben ist, sollten die zwischen den Unter-
brechungen liegenden Zeiträume für die Zwecke der Anwendung
von Art 10 also nicht addiert werden können.36)
Zusammenfassend kann man also festhalten: Art 10 gewährt einen
Anspruch auf Vollzulassung für den zunächst nur unter der ur-
sprünglichen Berufsbezeichnung tätigen Anwalt, wenn dieser ers-
tens während eines Zeitraums von drei Jahren zwar nicht ständig
aber doch regelmäßig im Aufnahmestaat anwesend war, wenn er
zweitens während dieser Zeit ständig (dh ohne Unterbrechung) mit
Mandaten mit Bezug zum Recht des Aufnahmestaates oder zum
Gemeinschaftsrecht befasst war und wenn er dabei drittens auch
echte anwaltliche Leistungen erbracht hat, seine Tätigkeiten sich
also nicht auf anwaltliche Nebentätigkeiten, wie das Verfassen
von Mahnschreiben oder gar auf die Erbringung bloßer Assistenz-
leistungen beschränkten.
Der Nachweis der effektiven und regelmäßigen Tätigkeit obliegt
dem Bewerber. Er kann nach Art 10 Abs 2 va durch die Dokumen-
tation konkret bearbeiteter Fälle erbracht werden. In Zweifelsfällen
kann die zuständige Stelle ergänzende Angaben anfordern. Dies
kann schriftlich oder auch mündlich erfolgen. Hier kann also ein

Gespräch über diese Fälle stattfinden. Dieses darf aber nicht in
eine Prüfung „ausarten“, in dem Rechtskenntnisse abgefragt wer-
den, sondern das Gespräch hat sich auf eine Erörterung der vorge-
legten Unterlagen zu beschränken. Kommt die zuständige Stelle
schließlich zur Auffassung, dass mit den angebotenen Unterlagen
und Erläuterungen der Nachweis der dreijährigen effektiven und
regelmäßigen Tätigkeit im Recht des Aufnahmestaates nicht er-
bracht wurde, hat sie diese negative Entscheidung zu begründen
und gegen diese Entscheidung muss ein gerichtliches Rechtsmittel
offen stehen.

bb) Vollintegration nach kürzerer Tätigkeit im Recht des Aufnahmestaats

Der zweite in der Richtlinie vorgesehene Weg zur Vollintegration
wurde für diejenigen Anwälte eingerichtet, die zwar effektiv und
regelmäßig im Aufnahmestaat tätig waren, dh dort mit einer gewis-
sen Kontinuität präsent waren, dabei aber nicht während des ge-
samten Zeitraums im Recht dieses Mitgliedstaats gearbeitet haben
(etwa weil sie in den ersten Monaten ihrer Niederlassung noch
nicht mit „inländischen“ Mandaten ausgelastet waren). Auch für
diese Anwälte ist in der RL eine Befreiung von der Eignungsprüfung
vorgesehen. Art 10 Abs 3 sieht die Möglichkeit vor, eine kürzere
Tätigkeit im nationalen Recht durch andere Nachweise auszuglei-
chen. Gemäß Art 10 Abs 3 lit a hat die zuständige Stelle neben
den in dieser Zeit bearbeiteten Mandaten auch die durch die Teil-
nahme an Kursen und Seminaren über das Recht des Aufnahme-
staates einschließlich des Berufs- und Standesrechts erworbenen
Kenntnisse des nationalen Rechts zu berücksichtigen.37)
Festgestellt, bzw genauer „überprüft“, wird dies nach Art 10 Abs 3
lit c ebenfalls in einem Gespräch. Dieses ist in dieser Variante also
obligatorisch. Was darunter zu verstehen ist, ist umstritten. Für
manche38) handelt es sich dabei um eine Prüfung im klassischen
Sinn, bei der es nicht nur um die Erläuterung der vorgelegten Un-
terlagen, sondern auch um die Feststellung von Kenntnissen geht.
Nach anderer Ansicht darf auch dieses Gespräch nicht als Prü-
fungsgespräch ausgestaltet sein, also nicht der Abfrage von Wis-
sen dienen, sondern muss eher im Sinne eines Fachgesprächs, wie
es das deutsche Recht etwa in der Fachanwaltsordnung vorsieht,
ausgestaltet werden.39) Die Frage lässt sich weder aus der RL
selbst, noch durch Bezugnahme auf Regelungszweck oder Ent-
stehungsgeschichte eindeutig beantworten. Ich neige eher der libe-
raleren Auslegung zu. Klar erscheint mir, dass dieses Gespräch
oder Prüfungsgespräch jedenfalls deutlich weniger anspruchsvoll

35) Für diese Auslegung spricht auch die Regelung der zweiten Vollintegra-
tionsvariante in Art 10 Abs 3, die die Möglichkeit voraussetzt, dass
jemand nicht regelmäßig drei Jahre im Recht des Aufnahmestaates tätig
war.

36) So auch Ewig, NJW 1999, 248, 252.
37) Dies beruht wohl auf der Vlassopoulou-Entscheidung des EuGH

(Rs C-340/89, Slg 1991, I-2357).
38) So Ewig, NJW 1999, 248, 252.
39) Henssler, ZEuP 1999, 689, 702.
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sein muss als die Eignungsprüfung. Dies ergibt sich schon daraus,
dass auch diese Integrationsvariante eine Alternative zur Integra-
tion nach der Hochschuldiplomanerkennungs-RL darstellen soll. Es
wäre zum anderen auch sicher unzulässig, Fachwissen ohne Fest-
legung eines Prüfungsstoffes abzuprüfen und Letzteres scheint mir
jedenfalls ausgeschlossen zu sein.

2. Gemeinsame Berufsausübung
a) Anwaltsgruppen

Neben der Regelung der Betätigungs- und Integrationsmöglich-
keiten enthält die RL auch wichtige Vorschriften zur gemeinsamen
Berufsausübung, genauer zu den Assoziierungsmöglichkeiten der
unter ihrer ursprünglichen Berufsbezeichnung tätigen Anwälte.40)
Diese Regelung betrifft zwar unmittelbar nur die unter ihrer ur-
sprünglichen Berufsbezeichnung tätigen Anwälte, hat aber wohl
auch gewisse Rückwirkungen auf die Assoziierungsmöglichkeiten
inländischer (und integrierter) Anwälte. Einschlägig ist Art 11. In
Art 11 Z 1 ist zunächst vorgesehen, dass ein Aufnahmestaat, der
die gemeinsame Berufsausübung gestattet, auch ein oder mehre-
ren Anwälten, die Mitglied derselben Gruppe im Heimatstaat sind,
die Tätigkeit im Rahmen einer Zweigstelle oder Agentur im Aus-
land gestatten muss. Sozietäten haben nun also die Möglichkeit,
Standorte in anderen Mitgliedstaaten zu errichten, ohne sich – wie
bisher – eines trojanischen Pferds in Form einer Kooperation mit
Anwälten des Aufnahmestaates bedienen zu müssen.41) Art 11 Z 2
berechtigt registrierte Anwälte, die derselben Gruppe angehören,
aber auch dazu, selbstständige Gruppen zu bilden. Ein allfälliges
Verbot der Bildung von Sternsozietäten (dh ein Verbot der Beteili-
gung an mehr als einer Sozietät) müsste insoweit unbeachtlich blei-
ben. Schließlich sind registrierte Anwälte auch noch berechtigt,
multinationale Partnerschaften, dh Sozietäten mit Anwälten aus
anderen Mitgliedstaaten oder mit Anwälten des Aufnahmemit-
gliedstaats zu begründen. Dieser Anspruch wird nicht davon ab-
hängig gemacht, dass der Anwalt noch keiner Gruppe angehört.
Auch einer solchen Assoziierung könnte somit ein Verbot, gleich-
zeitig mehreren Sozietäten anzugehören, nicht entgegengehalten
werden.42)

b) Multidisziplinäre Partnerschaften (MDP)

Neben der Assoziierung mit anderen (inländischen oder ausländi-
schen) Anwälten regelt die Richtlinie noch einen zweiten äußerst
brisanten Bereich, nämlich den der multidisziplinären Partnerschaft.
Solche interprofessionellen Assoziierungen sind bisher nur in eini-
gen Mitgliedstaaten erlaubt und man war daher gespannt, ob die
Richtlinie diesbezüglich Vorgaben enthalten, dh es wenigstens aus-
ländischen Anwälten gestatten würde, sich als Mitglied einer sol-
chen interdisziplinären Gruppe in einem anderen Mitgliedstaat zu
betätigen. Diejenigen, die sich von der Richtlinie solche liberali-
sierenden Impulse erhofft haben, wurden aber wohl enttäuscht.
Zweck des hier einschlägigen Art 11 Z 5 scheint es nämlich im

Gegenteil zu sein, entsprechende nationale Verbote vor einem
Unterlaufenwerden durch das Gemeinschaftsrecht zu schützen.

Es wird hier im Einzelnen zwischen der Begründung einer Zweig-
niederlassung durch eine ausländische multidisziplinäre Gesell-
schaft und der Betätigung eines einzelnen Mitglieds einer solchen
Gesellschaft unterschieden. Was die Betätigung durch den einzel-
nen Anwalt betrifft, so erlaubt Art 11 Z 5 den Mitgliedstaaten,43)
die die Ausübung des Anwaltsberufs in einer Gruppe verbieten,
der standesfremde Personen angehören, dass sie auch dem aus-
ländischen Anwalt die Betätigung als Mitglied einer solche
Gruppe verweigern. Der Spielraum der Mitgliedstaaten wird in
dieser Bestimmung aber immerhin dadurch eingeschränkt, dass
der Begriff der multidisziplinären Partnerschaft definiert wird. Die
Mitgliedstaaten können somit nicht die Betätigung von Mitgliedern
jeder ausländischen multidisziplinären Partnerschaft schlechthin
beschränken. Es muss sich vielmehr um eine Gruppe handeln, die
von der Definition in der RL erfasst ist. Diese Definition ist allerdings
sehr weit. Nach Art 11 Z 5 handelt es sich bei einer Gruppe, der
standesfremde Personen angehören (so die Bezeichnung für MDP),
um Gruppen, in denen Nichtanwälte erstens ganz oder auch nur
teilweise das Kapital halten, oder zweitens die Gruppenbezeich-
nung benutzen oder drittens de facto oder de jure die Entschei-
dungsbefugnis ausüben.

Was die Errichtung einer Zweigstelle durch eine MDP betrifft,
unterliegen die Mitgliedstaaten offenbar überhaupt keinen Ein-
schränkungen bei der Ausgestaltung und va auch bei der Anwen-
dung einschlägiger Verbote auf ausländische Gesellschaften.
Nach Art 11 Z 5 letzter Satz kann ein Mitgliedstaat ohne jede
Rechtfertigung die Errichtung einer Zweigstelle ablehnen, wenn
die im Herkunftsland für eine solche Gruppe geltenden grund-
legenden Regeln entweder mit „Unterabsatz 1“ (das dürften die
drei soeben genannten Kriterien sein) oder mit den Regeln des Auf-
nahmestaats unvereinbar sind.

All dies bedeutet:

– Eine Betätigung als Mitglied einer multidisziplinären Gesell-
schaft kann einem ausländischen Anwalt nur (und nur in dem Aus-

40) In Art 8 regelt die RL auch die Berufsausübung im abhängigen Beschäf-
tigungsverhältnis. Danach haben die Mitgliedstaaten, die den ange-
stellten Anwalt zulassen, diese Möglichkeit der Berufsausübung auch
dem registrierten Anwalt zu gestatten.

41) Da dabei auf das Personalstatut dieser Gruppe nicht abgestellt wird,
müsste diese Möglichkeit etwa auch für die mit der Staatsangehörigkeit
eines Mitgliedstaats ausgestatteten Rechtsanwälte einer amerikanischen
law firm bestehen.

42) So auch Gruber, RdW 2000, 65, 67; Henssler, ZEuP 1999, 689,
707.

43) Und zwar ohne weiteren Rechtfertigungszwang (Vorschriften, die die
Ausübung des Anwaltsberufs im Rahmen einer Anwaltsgruppe be-
schränken, dürfen ausländischen Anwälten gem Art 11 Z 1 nur entge-
gengehalten werden, wenn sie im allgemeinen Interesse zum Schutz
der Mandanten und Dritter gerechtfertigt sind; diese Einschränkung gilt
bei MDP nicht).
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maß) untersagt werden, wenn (und in dem) ein entsprechendes
Verbot auch für Inländer gilt.

– Die RL schränkt den Regelungsspielraum der nationalen Gesetz-
geber in diesem Punkt hinsichtlich der inländischen (und voll in-
tegrierten) Anwälte in keiner Weise ein; nach der RL ist auch ein
striktes Verbot jeder interprofessionellen Assoziierung möglich.

– Aber: ein striktes, gänzlich unqualifiziertes Verbot kann auslän-
dischen Mitgliedern einer solchen Gruppe nicht entgegengehalten
werden. Hier wird die Definition der RL bedeutsam: Nur ein natio-
nales Verbot solcher multiprofessioneller Sozietäten, wie sie in der
RL definiert sind, kann auch ausländischen Anwälten wirksam ent-
gegengehalten werden.

– Diese Schwelle ist nicht besonders hoch: Zu einer multidiszipli-
nären Gesellschaft, die ein Mitgliedstaat auch mit Wirksamkeit
gegenüber ausländischen Anwälten verbieten darf, wird eine Ge-
sellschaft ua bereits dann, wenn ein standesfremdes Mitglied die
Bezeichnung dieser Gruppe benutzt.

– Was die Gründung von Zweigstellen durch eine solche MDP be-
trifft, so muss es sich, damit ein entsprechendes Verbot ausgespro-
chen werden kann, nicht einmal um eine Gesellschaft handeln, wie
sie in Art 11 Z 5 definiert wird. Es reicht, dass die für eine solche
MDP geltenden Vorschriften mit denen des Aufnahmestaats unver-
einbar sind.

Diese Regelung, die dem Vernehmen nach äußerst umstritten war,
trifft mE doch auf gewisse Bedenken, und zwar nicht nur rechts-
politischer, sondern auch rechtlicher Natur. Diese können hier
allerdings nur angedeutet werden. Probleme sehe ich va bei der
Regelung der Errichtung von Zweigniederlassungen von MDP.
Zum einen könnte ein so weit reichendes Verbot von MDP, das der
Gemeinschaftsgesetzgeber hier ausdrücklich toleriert, in die allge-
meine Niederlassungsfreiheit dieser Gesellschaften eingreifen.44)
In besonderer Weise problematisch erscheint mir schließlich zum
anderen, dass – trifft die Annahme, dass „Unterabsatz 1“ sich auf
die voranstehenden Kriterien in Z 5 bezieht, zu – die Errichtung
von Zweigstellen schon dann abgelehnt werden kann, wenn es
sich um eine MDP iSd Art 11 handelt. Dies würde bedeuten, dass
eine Untersagung auch dann verfügt werden kann, wenn die Ge-
sellschaft nach nationalem Recht gar nicht verboten wäre und dies
wäre eindeutig diskriminierend.

IV. Umsetzung in Österreich

Das Ergebnis der nachfolgenden Ausführungen vorwegnehmend
kann man die Umsetzung der Niederlassungs-RL als gelungen, dh
als adäquate Umsetzung der Zielvorgaben der RL, ansehen. Be-
merkens- und begrüßenswert ist zunächst, dass die RL zum Anlass
genommen wurde, alle in Hinkunft geltenden Vorschriften für die
Ausübung des Anwaltsberufs durch ausländische Anwälte in einem
Bundesgesetz, dem EuRAG (Bundesgesetz über den freien Dienst-
leistungsverkehr und die Niederlassung von europäischen Rechts-

anwälten in Österreich), zusammenzufassen. Daneben wurde auch
die RAO – der referierten Vorgabe der Richtlinie entsprechend –
geändert, um ausländischen RA die Bildung von und den Beitritt zu
RA-Gesellschaften zu gestatten. Anders als im Entwurf des BMJ45)
ursprünglich noch vorgesehen, wurde in der nunmehr vom Natio-
nalrat beschlossenen Umsetzungsregelung aber davon abgese-
hen, die Gründung (bestimmter) interdisziplinärer Gesellschaften
zuzulassen.

1. Die Regelung der verschiedenen Betätigungs-
und Integrationsformen im EuRAG

Das EuRAG ist in vier Teile gegliedert, materiell interessant sind
der 2. und 3. Teil, in denen der freie Dienstleistungsverkehr und
die Niederlassungsfreiheit von Anwälten geregelt wird. Auf den
2. Teil, die Regelung des freien Dienstleistungsverkehrs, in dem mit
geringfügigen Änderungen46) die Bestimmungen des EWR-RAG
1992 übernommen werden, soll hier nicht näher eingegangen
werden. Die hier interessierenden Vorschriften zur Umsetzung der
RL befinden sich im 3. Teil. Die verschiedenen Integrationsmöglich-
keiten werden hier in drei Hauptstücken geregelt.

a) Niederlassung unter der ursprünglichen Berufsbezeichnung (3. Teil, 1. Haupt-
stück)

Das Recht ausländischer Anwälte, sich unter der Berufsbezeich-
nung des Herkunftsstaates auf Dauer zur Ausübung der Rechts-
anwaltschaft niederzulassen (sie werden im EuRAG als „europäi-
sche Anwälte“ bezeichnet), wird in den §§ 9ff EuRAG geregelt
werden. Es wird eine Liste der niedergelassenen europäischen
Rechtsanwälte geben. Diese wird vom Ausschuss der RA-Kammer
geführt, in deren Sprengel der Bewerber seinen Kanzleisitz hat.
Die Berufsbezeichnung dieser Anwälte ist in § 12 EuRAG geregelt.
Danach müssen die „niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte“ die Berufsbezeichnung verwenden, „die sie im Herkunfts-
staat nach dem dort geltenden Recht zu führen berechtigt sind“.
Dies umfasst zweifellos die Verpflichtung zur Verwendung des
jeweiligen Begriffs in der Landessprache. Wer sich danach aus-
nahmsweise als Rechtsanwalt bezeichnen darf, weil er oder sie –
wie dies etwa bei deutschen Anwälten der Fall ist – auch in der
Sprache des Herkunftslandes diese Bezeichnung trägt, hat zusätz-
lich die Berufsorganisation des Herkunftslandes anzugeben. Nicht
geregelt ist die Frage, ob der europäische RA, der gezwungen ist,
eine nicht jedermann verständliche Bezeichnung zu verwenden,
einen erklärenden Zusatz („portugiesischer Rechtsanwalt“) verwen-
den darf. Diese Frage ist mE zu bejahen und § 12 EuRAG wäre in
diesem Sinne richtlinienkonform auszulegen. Der im EuRAG zur

44) Diese Frage ist gerade Gegenstand eines Vorabentscheidungsersuchens
im Fall Wouters ua gegen NOVA (Rs C-309/99, ABl 1999 C 299/15).

45) JMZ 16.043/5-I 6/2000.
46) So wird zB der zwischenzeitlich ergangenen Gebhard-Entscheidung

dadurch Rechnung getragen, dass auch dem bloß dienstleistenden An-
walt die Errichtung einer inländischen Kanzleieinrichtung gestattet ist.
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Bezeichnung ausländischer Rechtsanwälte verwendete Begriff „eu-
ropäischer Rechtsanwalt“ darf im Übrigen als Berufsbezeichnung
und in der Werbung nicht verwendet werden (§ 38 EuRAG).

Bemerkenswert ist weiters die Regelung der beruflichen Stellung
dieser Anwälte in § 13 EuRAG. Dort wird festgehalten, dass nie-
dergelassene europäische Rechtsanwälte grundsätzlich die Stel-
lung eines in die Liste der Rechtsanwälte eingetragenen Anwalts
haben. Sie haben jedoch nicht das passive Wahlrecht im Rahmen
der Kammerorganisationen; sie haben weiters nicht das Recht,
Rechtsanwaltsanwärter auszubilden, und sie können schließlich
nicht zum Verfahrenshilfe-RA, Verfahrenshilfe-Verteidiger oder
Amtsverteidiger bestellt werden (und haben daher auch keinen
Anspruch auf Verwendung der Pauschalvergütung für ihre Alters-,
Berufsunfähigkeits- und Hinterbliebenenversorgung). Als weitere
Einschränkung wird eine Verpflichtung zur Heranziehung eines
Einvernehmensanwalts vorgesehen. Es wird dabei auf die entspre-
chende (und mE richtlinienkonforme) Regelung für dienstleistende
Anwälte verwiesen.

Diese Einschränkungen sind aus meiner Sicht durchwegs unbedenk-
lich. Problematisieren könnte man vielleicht einzig das Verbot der
Ausbildung von Rechtsanwaltsanwärtern. Dieser Punkt ist in der RL
nicht geregelt. Es stellt sich aber die Frage der Vereinbarkeit mit der
allgemeinen Niederlassungsfreiheit. Dieses Verbot wird es den nie-
dergelassenen europäischen Rechtsanwälten wesentlich erschwe-
ren, qualifizierte Mitarbeiter zu finden. Darin liegt zweifellos ein
gravierender Wettbewerbsnachteil und damit grundsätzlich eine
Beschränkung der Niederlassungsfreiheit. Es kommt daher darauf
an, ob diese Einschränkung rechtfertigungsfähig ist. Die in den
Erläuterungen47) gegebene Erklärung, dass dieser Anwalt noch kei-
nerlei Kenntnisse im österreichischen Recht nachgewiesen hat, ist
grundsätzlich überzeugend, geht jedoch ins Leere, wenn und soweit
der registrierte Anwalt Gemeinschaftsrecht praktiziert. Des Weite-
ren könnte man sich auch fragen, ob hier nicht ein gewisser Wer-
tungswiderspruch besteht. Warum sollte jemand, den man ohne
weiteres auf das rechtssuchende Publikum loslässt, der also berech-
tigt ist, auch im Recht des Aufnahmestaates zu beraten (und von
dem man dies sogar erwartet), nicht hinreichend befähigt sein, auch
anwaltlichen Nachwuchs auszubilden; ist der Rechtsberatung in An-
spruch nehmende Bürger weniger schutzwürdig als ein auszubil-
dender Anwalt? Zweifel an der Gemeinschaftsrechtskonformität die-
ser Einschränkung ergeben sich mE schließlich auch daraus, dass
es nach meinem Eindruck bei der Anwaltsausbildung ja nicht nur,
vielleicht nicht einmal in erster Linie, um die Vermittlung von Kennt-
nissen des nationalen Rechts im engeren Sinn,48) sondern um die
Vermittlung des so genannten anwaltlichen Handwerkszeugs geht.

b) Vollintegration (3. Teil, 2. Hauptstück)

aa) Eintragung nach dreijähriger Tätigkeit im nationalen Recht

Was die Regelung der Vollintegration nach dreijähriger Tätigkeit
im nationalen Recht betrifft, so begnügt sich die Umsetzungsrege-

lung iw mit der Wiedergabe der in der RL verwendeten Formel.
§ 18 EuRAG bestimmt, dass auf Antrag in die Liste der Rechts-
anwälte einzutragen ist, wer eine mindestens dreijährige effektive
und regelmäßige Tätigkeit als niedergelassener europäischer
Rechtsanwalt in Österreich auf dem Gebiet des österreichischen
Rechts, einschließlich des Gemeinschaftsrechts, nachweist, wobei
als effektive und regelmäßige Tätigkeit die tatsächliche Ausübung
des Berufs ohne Unterbrechungen anzusehen ist und Unterbrechun-
gen des täglichen Lebens außer Betracht bleiben. Der Gesetz-
geber unternimmt also keinen Versuch, diese Begriffe näher zu
definieren und importiert damit natürlich auch die damit verbunde-
nen Unschärfen. Wenn man es positiv sehen will, verschafft dies
der RAK als der für die Anwendung dieser Vorschrift zuständigen
Stelle einen gewissen Auslegungsspielraum, den diese im Einzel-
fall für vernünftige und pragmatische Lösungen nutzen kann. Was
die Frage betrifft, ob auch eine ausschließliche oder ganz überwie-
gende Tätigkeit im Gemeinschaftsrecht ausreicht, so trifft § 18
EuRAG selbst keine Aussage. In den Erläuterungen wird aber der
nicht ganz einfach interpretierbare Standpunkt eingenommen,
dass sich die Tätigkeit während der drei Jahre „vornehmlich auf
originäres österreichisches Recht beziehen [wird] müssen, jeden-
falls nicht ausschließlich auf Gemeinschaftsrecht“.49) Dies lässt
nicht nur offen, mit welchem Anteil das nationale Recht vertreten
sein muss, es ist auch unklar, was unter originärem österrei-
chischen Recht zu verstehen ist. Sollten damit nur Fälle gemeint
sein, die keinerlei Bezug zum Gemeinschaftsrecht aufweisen, wäre
dies sicherlich zu restriktiv. Was den Inhalt der nachzuweisenden
Tätigkeiten betrifft, sollte erwogen werden, ein Mindestmaß an ver-
tretenden Mandaten zu verlangen. Dies müsste richtlinienkonform
sein, denn Mindestkenntnisse im nationalen Prozessrecht sind aus
Gründen des Verbraucherschutzes geboten.

Bemerkenswert, weil durch die RL an sich nicht vorgegeben, ist an
der Regelung in § 18 EuRAG noch, dass hier vorgesehen ist, dass
Unterbrechungen der regelmäßigen Tätigkeit nicht dazu führen,
dass die Dreijahresfrist neu zu laufen beginnt. Diese Unterbrechun-
gen dürfen bloß nicht eingerechnet werden. Damit ist der österrei-
chische Gesetzgeber mE großzügiger, als er nach der RL sein
müsste.

Im Hinblick auf den Nachweis der effektiven und regelmäßigen
Tätigkeit wiederholt das EuRAG in § 19 zunächst wieder die Vor-
gaben der RL (wonach der Bewerber die Anzahl und Art der von
ihm im österreichischen Recht bearbeiteten Rechtssachen nachzu-
weisen hat), füllt diese Vorgaben dann aber noch etwas näher aus:
Es wird hier eine Verpflichtung zur Vorlage detaillierter Falllisten
der im österreichischen Recht bearbeiteten Rechtssachen, auf Ver-

47) S 17 der Regierungsvorlage (FN 3).
48) Die man sich ja ohnehin noch gesondert aneignen (und im Rahmen der

Anwaltsprüfung nachweisen) muss.
49) S 19 der Regierungsvorlage (FN 3).
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langen außerdem die Präsentation anonymisierter Arbeitsproben
(Schriftsätze, Rechtsmittel), vorgesehen. Auch wenn solche Falllis-
ten in manchen Fällen nicht hinreichend aussagekräftig sein wer-
den und hier natürlich auch gewisse Manipulationsmöglichkeiten
bestehen, erscheint auch mir diese Lösung noch die sinnvollste zu
sein. Da eine Ausgestaltung des Nachweises, die neben einer Be-
urteilung der praktischen Tätigkeit auch eine wie immer geartete
Kontrolle von Wissen beinhalten würde, mit den Vorgaben der
Richtlinie nicht vereinbar wäre, kommen als Ansatzpunkt für die
Feststellung der Qualifikation des registrierten Anwalts eben nur
mehr die von ihm erledigten Mandate in Frage. Dabei wäre es mE
unproblematisch, auch umfassende und genaue Erläuterungen zu
den vorgelegten Fällen (auch was die jeweils aufgewendete Zeit
betrifft) zu verlangen. Dies scheint im Gegenteil fast geboten zu
sein, soll dieser Nachweis nicht zu einer bloßen Formalität verkom-
men. Es ist zu bedenken, dass es für die beurteilenden Stellen auf-
grund der unklaren (eigentlich nicht vorhandenen)50) Kriterien
ohnehin nicht leicht sein wird, negative Entscheidungen zu erlas-
sen und ausreichend zu begründen.51)

bb) Eintragung nach kürzerer als dreijähriger Tätigkeit im nationalen Recht

Bei der Regelung der Voraussetzungen für die Eintragung in die
Anwaltsliste, wenn der Bewerber zwar drei Jahre lang in Öster-
reich den Anwaltsberuf effektiv und regelmäßig ausgeübt hat,

dabei aber im österreichischen Recht nur während eines kürzeren
Zeitraums tätig war, lehnt sich die Umsetzungsregelung im EuRAG
(§ 20) wieder eng an die Vorgaben in der RL an. Es wird die Mög-
lichkeit vorgesehen, dass die erforderlichen Kenntnisse und Berufs-
erfahrungen auch auf andere Weise als nur durch eine Dokumen-
tation bearbeiteter Fälle nachgewiesen wird. § 20 EuRAG nennt
hier die Teilnahme an Kursen und Seminaren über das öster-
reichische Recht einschließlich des Berufs- und Standesrechts. Der
Inhalt des Gesprächs, in dem die RAK zu überprüfen hat, ob der
Bewerber effektiv und regelmäßig als niedergelassener europäi-
scher Rechtsanwalt im Inland auf dem Gebiet des österreichischen
Rechts tätig war, hat sich demgemäß nicht nur auf die berufliche
Praxis des Bewerbers, sondern auch auf seine sonstigen Erfahrun-
gen im österreichischen Recht zu beziehen. Die Erläuterungen wei-
sen aber darauf hin, dass jedenfalls ein gewisses Mindestmaß an
praktischer Tätigkeit im österreichischen Recht, das soll mindestens
die Hälfte des an sich vorgesehen Zeitraums von drei Jahren sein,
nachzuweisen sein wird. Dies ist wohl grundsätzlich bedenkenfrei.
Die Anwendung dieses Erfordernisses wird allerdings nicht ganz
einfach sein, wird es doch in vielen Fällen schon größte Probleme
bereiten, das Vorliegen einer regelmäßigen Tätigkeit im österrei-

50) Vgl auch Lonbay, ELR 1996, 50, 55.
51) Diese Begründungspflicht ergibt sich aus Art 10 Abs 3.
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chischen Recht während des Dreijahreszeitraums (das wären dann
gewissermaßen die 100 Prozent, von denen diese Hälfte berech-
net werden müsste) festzustellen.

Was den Inhalt des Gesprächs betrifft, so stellen die Erläuterungen
im Übrigen noch klar, dass es sich dabei nicht um ein Prüfungs-
gespräch über die rechtlichen Kenntnisse des Bewerbers handeln
soll. Es muss auch hier vorrangig darum gehen, die bisherige effek-
tive und regelmäßige Tätigkeit des Bewerbers im österreichischen
Recht zu beurteilen. Dabei muss mE aber wiederum gelten, dass
bei der Bewertung der beigebrachten Nachweise im Interesse einer
zum Schutz des rechtssuchenden Publikums erforderlichen Quali-
tätssicherung ein strenger Maßstab angelegt werden sollte.52)

2. Gemeinsame Berufsausübung

a) Vergesellschaftung mit europäischen Rechtsanwälten

Die Richtlinienbestimmungen betreffend die gemeinsame Berufs-
ausübung53) wurden vorwiegend54) durch verschiedene Änderun-
gen der RAO umgesetzt. Durch die Neufassung des § 21c Z 1 lit a
RAO wird klargestellt, dass Rechtsanwalts-Gesellschafter nun auch
europäische Anwälte sein können. Damit wird in Umsetzung von
Art 11 Z 2 und 3 die Assoziierung österreichischer Anwälte mit
niedergelassenen europäischen Anwälten bzw eine Assoziierung
dieser Anwälte untereinander in Form einer GmbH ermöglicht. Da
§ 21c Z 1 lit a RAO nicht auf die Niederlassung in Österreich ab-
stellt (sondern diese Möglichkeit durch Verweis auf den Anhang zur
RL allen in einem Mitgliedstaat eingetragenen Anwälten einräumt),
wird hier auch die rechtliche Voraussetzung für eine grenzüber-
schreitende Vergesellschaftung zwischen österreichischen und aus-
ländischen Anwälten (die sich in Österreich nicht niederlassen) ge-
schaffen.55) Dies wäre durch die RL an sich nicht veranlasst, dürfte
aber durch die allgemeine Niederlassungsfreiheit geboten sein.

Bemerkenswert ist der neue § 21c Z 8 RAO. Darin wird das Ver-
bot der Sternsozietät für Österreich aufrechterhalten (toleriert wird
nur die Ausübung des Berufs außerhalb der Gesellschaft). Die
Gesellschafter einer Rechtsanwalts-GmbH dürfen also weiterhin an
keinem anderen Zusammenschluss zur gemeinschaftlichen Berufs-
ausübung in Österreich beteiligt sein. Dies ist richtlinienkonform,
denn der europäische Anwalt wird durch diese Regelung nicht
daran gehindert, gleichzeitig einer inländischen und einer auslän-
dischen Gesellschaft anzugehören und damit werden die in Art 11
Z 2 und 3 vorgesehenen Assoziierungsmöglichkeiten registrierter
Anwälte nicht beschnitten. Es ist aber nicht zu verkennen, dass
daraus eine gewisse Inländerbenachteiligung resultiert.

b) Multidisziplinäre Partnerschaften

Eine der iZm dieser gesetzlichen Neuregelung der Assoziierung
von Anwälten am heftigsten diskutierten Fragen findet in der nun-
mehr beschlossenen Regelung gar keine Erwähnung mehr, näm-
lich die Frage der MDP. Dadurch wird aber natürlich kein Rege-

lungsvakuum hinterlassen, sondern eine sehr klare gesetzgeberi-
sche Aussage, das ist die Beibehaltung des derzeit diesbezüglich
bestehenden Verbotes, getroffen. Dies ist ua auch deshalb bemer-
kenswert, weil der vom BMJ vorgelegte Regelungsentwurf in die-
sem Punkt noch eine erste (wenn auch vorsichtige) Öffnung von RA-
Gesellschaften für (individuelle) Wirtschaftstreuhänder vorsah und
in den Erläuterungen auch noch eine Öffnung für weitere Berufe
(Patentanwälte) in Aussicht gestellt wurde. Dieser Vorschlag wurde
jedoch von der Kammer der Wirtschaftstreuhänder56) (und in der
Folge auch von einem zunehmend größeren Anteil der Anwalt-
schaft)57) abgelehnt.

Durch die Beibehaltung des Verbots der MDP ist Österreich –
jedenfalls auf der Grundlage von Art 11 Z 5 – in der Lage, auch
die Errichtung von Zweigstellen durch solche Gesellschaften aus
anderen Mitgliedstaaten zu untersagen. Dabei muss es sich, wenn
ich diese Regelung richtig interpretiere, nicht einmal um eine MDP
handeln, die der (ohnehin sehr weiten) Definition des Art 11 Z 5
entspricht. Es wird darüber hinaus auch möglich sein, registrierten
Einzelanwälten, die Mitglied einer MDP sind, das Recht zu verwei-
gern, sich in Österreich als Mitglied dieser Gruppe zu betätigen.
Es muss sich dabei jedoch um eine MDP iSd RL handeln.58)

Der Gesetzgeber hat somit die Voraussetzung für eine weit-
gehende Abschottung des österreichischen Marktes vor MDP aus
anderen Mitgliedstaaten geschaffen. Ob ein solches (von der RL
toleriertes) Verbot mit der allgemeinen Niederlassungsfreiheit ver-
einbar ist, bleibt aber noch abzuwarten.59)

52) So auch Rabe, Die Bedeutung der freien Rechtsberufe für den europäi-
schen Binnenmarkt, in: BMJ (Hrsg), Die Bedeutung der freien Rechts-
berufe im integrierten Europa (1999) 7, 15.

53) Eine dieser Änderungen (§ 21g) betrifft auch die Berufsausübung im
Angestelltenverhältnis. Damit wird zwar keine Vorgabe der RL umge-
setzt, aber doch auf eine Vorschrift der RL reagiert. Art 8 sieht vor, dass
einem registrierten Anwalt auch die Berufsausübung im Angestelltenver-
hältnis zu gestatten ist, und zwar auch – soweit der betreffende Mit-
gliedstaat dies auch eigenen Anwälten gestattet – als unselbstständiger
Unternehmensanwalt. Es war daher notwenig, in § 21g klarzustellen,
dass Rechtsanwälte ein Dienstverhältnis nur mit einem RA oder einer
RA-Gesellschaft eingehen dürfen.

54) Im EuRAG wird in § 16 nur das in Art 11 Z 1 vorgesehene Recht regis-
trierter Anwälte, die Rechtsanwaltschaft auch im Rahmen einer Zweig-
niederlassung dieser Gesellschaft auszuüben, umgesetzt. § 16 regelt
auch die in Art 11 Z 4 vorgesehene Mitteilungspflicht für registrierte
Anwälte, die im Herkunftsland einem „Zusammenschluss zur gemein-
schaftlichen Berufsausübung“ angehören. Es wird dabei auch klar-
gestellt, dass diese Anwälte im Rechtsverkehr die Bezeichnung dieser
Gesellschaft verwenden dürfen.

55) So ausdrücklich auch die Erläuterungen (S 22 der Regierungsvorlage
[FN 3].

56) Die nach der vorgeschlagenen Regelung (§ 21c Z 9) immer der domi-
nierte Teil einer solchen Gesellschaft gewesen wären.

57) Artikuliert etwa durch Greiter, AnwBl 2000, 217.
58) Für eine weniger restriktive Auslegung von Art 11 Z 5 aber offenbar

Rabe (FN 52), 15.
59) Siehe FN 44.
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ao. Univ.-Prof. Dr. Andreas Venier, Innsbruck

Die Polizei und die Belehrungsvorschrift des § 152 Abs 5 StPO

I. Die Problematik

Die Polizei ermittelt in einer Strafsache, unter anderem vernimmt
sie einen Zeugen, belehrt ihn aber nicht über sein Entschlagungs-
recht „nach § 152 Abs 1 Z 1 StPO“ (Gefahr der Selbstbelastung).
Die Aussage wird protokolliert, ohne dass der Zeuge auf sein
Entschlagungsrecht verzichtet hat. In der Folge taucht der Zeuge
unter, Versuche, ihn auszuforschen, scheitern. So lässt der Vorsit-
zende des Schöffengerichts in der Hauptverhandlung das Polizei-
protokoll „nach § 252 Abs 1 Z 1 StPO“ verlesen. Der Beschuldigte
wird (auch) aufgrund dieser Aussage verurteilt. – So geschehen in
RZ 1999/75 (14 Os 3/99). Der OGH hob das Urteil auf, aber
aus Gründen, die mit der Verwertung des Polizeiprotokolls nichts
zu tun haben. Im Gegenteil, der OGH billigte die Verlesung aus-
drücklich: Dass die Polizei den Zeugen über Entschlagungsrechte
nicht belehrte, bewirkt nach Meinung des OGH keine Nichtigkeit
nach § 281 Abs 1 Z 2 StPO, weil diese Bestimmung angeblich nur
richterliche Protokolle erfasst. Die Regeln über Entschlagungsrechte
nach § 152 StPO will der OGH „nichtigkeitsrelevant“ nur auf rich-
terliche Protokolle beziehen. Auch Nichtigkeit nach § 281 Abs 1
Z 3 schließt der OGH aus, da eine Vernehmung wegen Unerreich-
barkeit des Zeugen nicht in Betracht kam, die Aussage also nach
§ 252 Abs 1 Z 1 StPO verlesen werden durfte.

Nehmen wir an, der Untersuchungsrichter hätte den Zeugen ver-
nommen, er hätte ihn nicht belehrt und der Zeuge nicht ausdrück-
lich auf sein Entschlagungsrecht verzichtet. Das Vernehmungs-
protokoll wäre auch nach herrschender Rechtsprechung1) nichtig
(§ 152 Abs 5 letzter Satz), die Verlesung in der Hauptverhandlung
auch dann ein Nichtigkeitsgrund, wenn der Zeuge für eine Verneh-
mung nicht mehr zur Verfügung stand. Das Urteil wäre dann zwar
nicht nach der Z 3, aber immerhin nach der Z 2 des § 281 Abs 1
StPO nichtig. Die Konsequenz aus der vorliegenden Entscheidung
ist unerfreulich: Vernimmt die Polizei einen entschlagungsberech-
tigten Zeugen, ohne ihn über sein Recht zu belehren, gibt es keine
prozessuale Sanktion, begeht der Untersuchungsrichter – zB wenig
später – denselben Fehler, ist sein und nur sein Protokoll unverwert-
bar. Das ist ein klarer Wertungswiderspruch!

II. Gilt § 152 Abs 5 StPO nur für den Richter?

Nach § 152 Abs 5 StPO muss der Untersuchungsrichter Zeugen
über mögliche Entschlagungsrechte belehren und ihre diesbezügli-
che Erklärung protokollieren. Eine Aussage ohne ausdrücklichen
Verzicht auf das Entschlagungsrecht ist nichtig. Wirksam ist der
Verzicht nach gefestigter Rechtsprechung nur, wenn der Zeuge
„rechtsrichtig und vollständig“ über alle „konkret zustehenden“
Entschlagungsrechte belehrt wurde.2) Der Zeuge muss also in der

Lage sein, sein Recht auszuüben. Ein Verstoß gegen die Beleh-
rungspflicht, betont schon S. Mayer,3) ist eine Formverletzung, die
sich zum Nachteil des Anklägers und des Beschuldigten, nicht nur
des Zeugen auswirkt: Die „Beweisaufnahme selbst“ ist hier „als
fehlerhaft zu behandeln“.

Nun meint der OGH in alten Entscheidungen, dass die Vorschrift
des § 152 StPO als Ausnahmebestimmung „streng“ auszulegen
sei, dass Aussagen vor der Sicherheistbehörde (Polizei, Gendar-
merie) davon nicht erfasst wären.4) Eben diese Auffassung vertritt
auch das vorliegende Erkenntnis, indem es auf ein entsprechendes
Judikaturzitat bei Mayerhofer5) und den Wortlaut des § 152 Abs 5
verweist. Die Bestimmung, so der OGH, wende sich „ausdrücklich
nur an das Gericht“.6) § 152 Abs 5 spricht freilich vom „Unter-
suchungsrichter“, was den OGH jedoch nicht hindert, das Gericht
schlechthin als Normadressaten zu bezeichnen. Freilich gilt § 152
StPO auch für das Gericht der Hauptverhandlung, der § 248 StPO
weist auf diese Selbstverständlichkeit ja hin. Selbstverständliches
zu betonen, kommt auch der vorliegenden Entscheidung nicht in
den Sinn.

Ebenso verhält es sich im Fall der Vernehmung durch Sicherheits-
organe. Wenn Polizei oder Gendarmerie Personen als Zeugen

1) EvBl 1997/42; vgl weiter Mayerhofer, Das österreichische Strafrecht,
2. Teil Strafprozessordnung4 (1997), § 152 E 44.

2) EvBl 1997/42 unter Hinweis auf 14 Os 27, 28/90 nv.
3) Commentar zur StPO 1873 I (1881), § 152 Rz 65.
4) SSt 2/23, SSt 5/66; siehe auch Mayerhofer StPO4 § 152 E 20 mit

weiteren Judikaturnachweisen.
5) StPO4 § 152 E 20.
6) Auch der Erlass des BMI vom 18. 11. 1986, GZ 53.020/35-II/13/86

(abgedruckt bei Mayerhofer/Rieder, Das österreichische Strafrecht,
4. Teil Verordnungen und Erlässe2 [Loseblatt], 455) spricht von einer
bloßen „Einladung“ an die Sicherheitsorgane, Zeugen nach § 152
StPO zu belehren.
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bzw „Auskunftspersonen“7) im Dienst der Strafjustiz vernehmen,
gilt die Belehrungspflicht des § 152 Abs 5 auch für sie.8) Das
ergibt sich aus einem Größenschluss: Was dem Untersuchungs-
richter an Förmlichkeit vorgeschrieben ist, gilt erst recht für die
Sicherheitsbehörde, die doch nur Hilfsorgan der Justiz ist (§ 24,
§ 26, § 86 Abs 1, § 88 Abs 3 StPO).9) Um Zeugen in die Lage zu
versetzen, auf Entschlagungsrechte wirksam zu verzichten, braucht
es eine „rechtsrichtige und vollständige“ Belehrung eben auch vor
der Polizei. Dass § 152 StPO die Polizei nicht ausdrücklich er-
wähnt, ist kein Grund, ihr Freiheiten zu gestatten, die nicht einmal
der Untersuchungsrichter hat. Nach den Regeln der Auslegung
wäre der OGH dann im Recht, wenn der Gesetzgeber nach-
weislich und zweifelsfrei „nur“ die Gerichte zur Belehrung ver-
pflichten wollte.10) Diesen Nachweis kann auch der OGH nicht
erbringen.

Schon Lohsing11) kritisierte die Inkonsequenz der Rechtsprechung,
freilich ohne Erfolg. Die Rechtsprechung hielt zäh daran fest, dass
„außergerichtliche Aussagen“ auch dann nach § 252 StPO verle-
sen werden, wenn sie von Sicherheitsorganen unter Missachtung
der Belehrungspflicht nach § 152 Abs 5 (früher Abs 3) gewonnen
wurden.12) Mittlerweile hat der Gesetzgeber die Verlesung von
Polizeiprotokollen erschwert.13) Der durch das StPÄG 1993,
BGBl 526, neu gefasste § 252 StPO behandelt sie jetzt ausdrück-
lich wie richterliche Protokolle, so dass sie nur unter den dort
genannten Voraussetzungen – zB Unerreichbarkeit des Zeugen
(§ 252 Abs 1 Z 1) – verlesen werden dürfen. Der Verstoß gegen
das Verlesungsverbot in der Hauptverhandlung führt zur Nichtig-
keit des Urteils nach § 281 Abs 1 Z 3 StPO.

So hat die Novelle viele der früheren Missstände beseitigt. Ande-
rerseits zeigt die vorliegende Entscheidung, dass der OGH wesent-
liche, mit der Verlesung zusammenhängende Bestimmungen wei-
terhin nur auf richterliche Protokolle bezieht. Mit dem Geist der
Novelle von 1993 ist das schwer vereinbar. Die Verfasser wollten
eine „Gleichbehandlung“ der Protokolle aus dem Vorverfahren
erreichen, und sie wollten vor allem einen „nach der herrschenden
Praxis bestehenden allgemeinen Wertungswiderspruch“ beseiti-
gen.14) Die Intention des Gesetzgebers ist eindeutig: Protokolle der
Polizei sollen nur dann verwertbar sein, wenn sie auch als richter-
liche Protokolle verwertbar wären. Dort wo der Gebrauch richterli-
cher Protokolle unzulässig ist, soll es auch der von Polizeiprotokol-
len sein. Wenn der Richter die Belehrungsvorschrift des § 152
Abs 5 StPO nicht einhält, ist sein Protokoll nichtig, dasselbe gilt für
die Polizei, will man nicht wieder einen Widerspruch hinnehmen.
Im Übrigen unterscheidet der Wortlaut des § 281 Abs 1 Z 2 StPO
nicht zwischen richterlichen und polizeilichen „Vorerhebungsak-
ten“. Als „Vorerhebungsakt“ kann das Gericht – genau das beweist
ja § 252 Abs 1 StPO – auch Polizeiprotokolle verwerten. So ist die
frühere Judikatur zu § 281 Abs 1 Z 2, wonach nur „richterliche“
Vorerhebungs- und Voruntersuchungsakte nichtig sein können,15)
spätestens seit dem StPÄG 1993 überholt.

III. § 50 AVG oder § 152 Abs 5 StPO?

Nach Art V EGVG müssen die Sicherheitsbehörden „im Dienst der
Strafjustiz“ das VStG insoweit „sinngemäß“ anwenden, als sich
aus der StPO „nichts anderes ergibt“. Wachkörper, zB Bundes-
sicherheitswache und Gendarmerie, sind diesbezüglich den eigent-
lichen Sicherheitsbehörden gleichgestellt.16) Der OGH17) bezieht
nun Art V EGVG auch auf Zeugenvernehmungen durch Sicherheits-
organe. Allerdings will der OGH statt der StPO das VStG anwen-
den,18) das in § 24 auf das AVG, insbesondere auf die §§ 49 und
50 verweist. § 50 AVG normiert immerhin eine Belehrungspflicht,
aber Verstöße dagegen sind nach Meinung des OGH nicht mit
Nichtigkeit bedroht, weil § 50 AVG nicht im Katalog der Nichtig-
keitsgründe aufscheint. – So leitet der OGH aus Art V EGVG zwei-
erlei ab: a) § 50 AVG, nicht § 152 Abs 5 StPO, ist auf sicherheits-
behördliche Vernehmungen anzuwenden; und b) § 50 AVG ist
nicht mit Nichtigkeit bedroht, weil die Nichtigkeitsgründe der StPO
darauf nicht Bezug nehmen.

1. Die Annahme des OGH, der § 50 AVG gelte auch für die Poli-
zei im Dienst der Strafjustiz, setzt voraus, dass sich aus der StPO
„nichts anderes ergibt“. Etwas anderes lässt sich aus § 152 Abs 5
StPO aber durchaus ableiten.19) Wenn die StPO dem Unter-
suchungsrichter unter Androhung von Nichtigkeit vorschreibt, Zeu-
gen zu belehren, muss man annehmen, dass auch die Polizei eine

7) Siehe Kranewitter, Sicherheitsbehörde und Strafjustiz (1990), 104.
8) Foregger/Kodek/Fabrizy, MKK StPO7 (1997), § 24 Anm III; Lohsing,

Die Vorlesung von Polizeiaussagen entschlagungsberechtigter Perso-
nen, JBl 1937, 511; Roeder, Die Zeugnisbefreiung naher Angehöriger
des Beschuldigten und ihre Grenzen, ÖJZ 1955, 82; siehe auch Bertel/
Venier, Grundriss des österreichischen Strafprozessrechts6 (2000),
Rz 550.

9) So schon Lohsing/Serini, Österreichisches Strafprozessrecht4 (1952),
345; weiters Fuchs, Vorverfahren und Urteil, StPdG 1991, 17.

10) Vgl Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft6 (1991), 390.
11) JBl 1937, 509ff; siehe auch Schwaighofer, Der Unmittelbarkeitsgrund-

satz beim Zeugenbeweis und seine Ausnahmen, ÖJZ 1996, 125 mit
weiteren Literaturnachweisen in FN 7

12) EvBl 1988/14, EvBl 1988/15, EvBl 1988/89; siehe weiter Mayer-
hofer, StPO4 § 152 E 44.

13) EBRV zum StPÄG 1993, 924 BlgNR 18. GP, 30f.
14) EBRV 924 BlgNR 18. GP, 25.
15) Mayerhofer, StPO4 § 281 Z 2 E 4.
16) Überzeugend Kranewitter, Sicherheitsbehörden 59f; siehe auch Walter/

Thienel, Die österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze I2 (1998),
57f; zweifelnd Frischenschlager/Grof, Aktuelle Probleme des straf-
rechtlichen Vorverfahrens, JBl 1988, 682.

17) EvBl 1999/75; Mayerhofer, StPO4 § 152 E 44f und die dort zitierte
Judikatur.

18) Der Verweis des OGH auf das VStG hat auch in anderer Hinsicht Kon-
sequenzen. Nach VStG hat der Beschuldigte zB ein Recht auf Aktenein-
sicht (§ 17 AVG, § 24 VStG) und das Recht auf Anwesenheit des Ver-
teidigers bei der Vernehmung (§ 10 Abs 5 AVG, § 24 VStG). Gegen-
teilige Behauptungen der Polizei widersprechen also der Judikatur des
OGH. Eingehend Kranewitter, Sicherheitsbehörden 79ff, 83f.

19) So schon Lohsing, JBl 1937, 511; siehe auch FN 8.
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entsprechende Verpflichtung hat. Was dem Untersuchungsrichter
ausdrücklich geboten ist, kann der Polizei nicht freistehen.20) In
diese Richtung geht ja auch die Intention des StPÄG 1993.21) Dass
das Gesetz auch die Polizei meint, wenn es von den im Vorverfah-
ren einzuhaltenden Bestimmungen spricht, zeigen im Übrigen die
§§ 38 Abs 3, 88 Abs 3 StPO, neuerdings auch § 22 Abs 3
SPG.22) Für den OGH spräche vielleicht, dass ein Teil des Schrift-
tums nur jene Paragrafen der StPO auf Sicherheitsorgane anwen-
den möchte, in denen die „Sicherheitsbehörde“, das „Sicherheits-
organ“ ausdrücklich erwähnt wird, zB § 24 und § 88 Abs 3
StPO.23) Aber auch die Vertreter dieser Meinung zweifeln nicht
daran, dass das „Förmlichkeitsgebot“ des § 152 Abs 5 StPO auch
auf Sicherheitsorgane durchschlägt24) bzw „dem Sinn nach“ auch
für polizeiliche Vernehmungen gilt.25)

2. § 152 Abs 5 StPO gilt also auch für die Polizei, mit der Konse-
quenz, dass man auch ihre Protokolle für nichtig halten muss, wenn
es an der entsprechenden Belehrung fehlt. Aber angenommen, die
Polizei hätte nicht nach § 152 Abs 5 StPO, sondern nach § 50
AVG vorzugehen. Was geschieht, wenn sich die Polizei an diese
Bestimmung nicht hält? Nach Meinung des OGH sind Verstöße
gegen § 50 AVG prozessual unbeachtlich, weil der Katalog der
Nichtigkeitsgründe diesen Paragrafen nicht erwähnt. Allerdings ist
die StPO ca 50 Jahre älter als EGVG; VStG und AVG, und so
konnte der Gesetzgeber des Jahres 1873 ein entsprechendes
Paragrafenzitat gar nicht vorsehen. Auch konnte man damals nicht
ahnen, welche Bedeutung § 50 AVG einmal in den polizeilichen
Vorerhebungen erlangen wird. In Wahrheit lässt die StPO die
Rechtsfolge einer Verletzung des § 50 AVG offen, Nichtigkeit wird
weder ausgeschlossen noch angenommen. Auch § 50 AVG droht
keine Nichtigkeit an, aber das liegt im System des Verwaltungsver-
fahrens begründet, das Nichtigkeitsgründe im strafprozessualen
Sinn nicht kennt. Welche Rechtsfolge ein Verstoß gegen § 50 AVG
im Strafverfahren nach sich zieht, lassen daher weder § 50 AVG
noch § 281 StPO erkennen. So liegt es am Rechtsanwender, die
Rechtsfolge durch Analogie zu bestimmen. Nach der Judikatur ist
ein vom Untersuchungsrichter angefertigtes Vernehmungsprotokoll
nichtig, wenn der Zeuge nicht „rechtsrichtig und vollständig“
belehrt wurde.26) In einer vergleichbaren Lage befindet sich der
Zeuge vor der Polizei. Wenn die Polizei Zeugen – entgegen § 50
AVG – nicht über „die gesetzlichen Gründe“ der Aussageverwei-
gerung belehrt, ist das so zu werten, als ob der Richter eine Beleh-
rung nach § 152 Abs 5 StPO unterließe. Das ist schon deshalb er-
forderlich, weil Polizeiprotokolle den richterlichen Protokollen nach
§ 252 Abs 1 StPO gleichgestellt sind. So müsste der OGH auch bei
Anwendung des § 50 AVG das Polizeiprotokoll für nichtig halten.

IV. Zusammenfassung

Die Belehrungsvorschrift des § 152 Abs 5 StPO gilt nicht nur für
den Untersuchungsrichter, sondern auch für die Polizei. Nach der

Intention des StPÄG 1993 sollen Protokolle der Polizei nur dann
verwertbar sein, wenn sie auch als richterliche Protokolle verwert-
bar wären. Daraus folgt, dass die Polizei auch § 152 Abs 5 StPO
einhalten muss. Die frühere Rechtsprechung zu § 281 Abs 1 Z 2
StPO, wonach nur richterliche „Vorerhebungsakte nichtig sein kön-
nen, ist durch das StPÄG 1993 überholt. Polizeiprotokolle sind
den richterlichen Protokollen gemäß § 252 Abs 1 StPO ausdrück-
lich gleichgestellt; damit sind auch sie „Vorerhebungsakte“ iSd
§ 281 Abs 1 Z 2 StPO.

§ 152 Abs 5 StPO geht der Belehrungsvorschrift des § 50 AVG
vor. Der OGH will § 50 AVG anwenden, schließt aber eine
Nichtigkeitssanktion aus. Die Begründung des OGH, § 50 AVG
sei im Katalog der Nichtigkeitsgründe nicht enthalten, überzeugt
nicht. Es gelten in diesem Fall die Rechtsfolgen des § 152 Abs 5
StPO immerhin analog.

20) Fuchs, StPdG 1991, 17.
21) Siehe oben unter II.
22) Bertel/Venier, Grundriss6, 550.
23) Jabloner, Die Verwaltungsbehörde im Dienst der Strafjustiz, ÖJZ 1978,

538; Kranewitter, Sicherheitsbehörden 66.
24) Jabloner, ÖJZ 1978, 540.
25) Kranewitter, Sicherheitsbehörden 103.
26) Siehe FN 2.
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Terminübersicht – Seminare
September

1. bis 2. 9. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 200901/8 WIEN

5. 9. und
19. 9.

Seminarreihe Steuerrecht
9. Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 200905/8 WIEN

6. 9. bis
15. 11.

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 200906/8 WIEN

8. bis 9. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 200908/3 ST. GEORGEN

8. bis 9. 9. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 200908/8 WIEN

14. bis 16. 9. DOING BUSINESS IN EUROPE!
Zentrale Themen des Europäischen
Wirtschaftsrechts für die anwaltliche Praxis
Seminar-Nr: 200914/5

SCHLOSS SEGGAU BEI LEIBNITZ

15. bis 16. 9. Ausgewählte Kapitel
aus dem Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 200915/6 INNSBRUCK

15. bis 16. 9. Gesellschaftsrecht II (Der Gesellschafts-
vertrag – Schwerpunkt GmbH)
Seminar-Nr: 200915/8 WIEN

15. bis 16. 9. Verwaltungsverfahren und VfGH-
und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 200915/3 ST. GEORGEN

22. bis 23. 9. Das Firmenbuch
Seminar-Nr: 200922/7 BREGENZ

22. bis 23. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 200922/8 WIEN

28. bis 30. 9. Europarecht
Seminar-Nr: 200928/8 WIEN

29. bis 30. 9. Gewerblicher Rechtsschutz
und Urheberrecht
Seminar-Nr: 200929/8 WIEN

29. bis 30. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 200929/6 INNSBRUCK

29. bis 30. 9. Verlassenschaftsverfahren
Seminar-Nr: 200929/3 ST. GEORGEN

29. bis 30. 9. Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 200929/5 GRAZ

Oktober

November

3. 10. Seminarreihe Steuerrecht
10. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 201003/8 WIEN

6. bis 7. 10. Prozesstaktik und
Verhandlungsstrategien
Seminar-Nr: 201006/2 HERNSTEIN

13. bis 14. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 201013/3 ST. GEORGEN

13. bis 14. 10. Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 201013/8 WIEN

13. bis 14. 10. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr: 201013A/8 WIEN

13. bis 14. 10. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 201013/5 GRAZ

17. 10. Seminarreihe Steuerrecht
11. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 201017/8 WIEN

20. bis 21. 10. Rasche Maßnahmen und
einstweiliger Rechtsschutz
Seminar-Nr: 201020/6 INNSBRUCK

20. bis 21. 10. Honorarrecht
Seminar-Nr: 201020/8 WIEN

20. bis 21. 10. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 201020/3 ST. GEORGEN

31. 10. Seminarreihe Steuerrecht
12. Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 201031/8 WIEN

3. bis 4. 11. Exekutionsrecht intensiv
Seminar-Nr: 201103/6 INNSBRUCK

3. bis 4. 11. Der Liegenschaftsvertrag am
Beispiel Wohnungseigentum
Seminar-Nr: 201103/8 WIEN

10. bis 11. 11. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 201110/8 WIEN

10. bis 11. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 201110/3 ST. GEORGEN

14. 11. Seminarreihe Steuerrecht
13. Vermögensveranlagung und Steuern
Seminar-Nr: 201114/8 WIEN

17. 11. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 201117/7 DORNBIRN
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17. bis 18. 11. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 201117/5 GRAZ

17. bis 18. 11. Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr: 201117/3 ST. GEORGEN

17. und
18. 11.

Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 201117/8 WIEN

17. und
18. 11.

Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 201117A/8 WIEN

23. bis 25. 11. Zivilverfahren
Seminar-Nr: 201123/8

WIEN/WIEN UMGEBUNG

24. bis 25. 11. Mietrecht
Seminar-Nr: 201124/8 WIEN

24. bis 25. 11. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 201124/3 ST. GEORGEN

28. 11. Seminarreihe Steuerrecht
14. Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminar-Nr: 201128/8 WIEN

DOING BUSINESS IN EUROPE!
Zentrale Themen des
Europäischen Wirtschaftsrechts
für die anwaltliche Praxis
awak.intensive

Dieses Intensivseminar fokussiert die Betrachtung auf den zentralen
Bereich des europäischen Wirtschaftsrechts. Dabei geht es nicht
nur um die rechtlichen Rahmenbedingungen, die unsere Mandan-
ten außerhalb Österreichs im Bereich der EU für ihre Geschäftstätig-
keit vorfinden. Es geht vor allem um die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen in Österreich, die gerade im Wirtschaftsrecht sehr maß-
geblich durch die europäische Rechtsharmonisierung geprägt sind.
Dabei spannt sich ein weiter Bogen vom Konsumentenschutzrecht
über das Gesellschaftsrecht bis hin zu öffentlich-rechtlichen Fragen
der Auftragsvergabe und der Gerichtsbarkeit. Um österreichische
Mandanten kompetent und umfassend beraten und vertreten zu kön-
nen, ist dieses europarechtlich orientierte Wissen unerlässlich.
Termin: Donnerstag, 14. 9. 2000, bis Samstag, 16. 9. 2000 =
6 Halbtage
Seminarort: Schloss Seggau bei Leibnitz
Seminar-Nr: 200914/5
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Verkehrsunfallanalyse

awak.basic

Dieses Seminar setzt sich in erster Linie mit der Lösung jener Prob-
leme auseinander, die aus mangelndem technischen Wissen im
Zusammenhang mit der Bearbeitung von Verkehrsunfällen entste-
hen. Zunächst werden daher die mathematischen und physikali-
schen Grundsätze aufgefrischt und dann schwerpunktmäßig Fall-
beispiele erörtert: Was kann man aus einer Unfallskizze „lesen“?
Wie werden Geschwindigkeiten berechnet? Wie wird der Zusam-
menhang zur rechtlichen Materie hergestellt? Ziel des Seminars ist
es, Synergien von besserem technischem Verständnis für optima-
lere juristische Aufbereitung zu nutzen.

Termin: Freitag, 1. 9. 2000, bis Samstag, 2. 9. 2000 = 3 Halb-
tage

Planung: Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien

Referenten: Dipl.-Ing. Dr. Friedrich Kamelreiter, beeideter Sachver-
ständiger

Dipl.-Ing. Franz Kersche, beeideter Sachverständiger
DDr. Paul Nechvatal, Senatspräsident des OLG Wien
Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 200901/8

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte

awak.special

Dieses Seminar wendet sich sowohl an Rechtsanwaltsanwärter als
auch an Rechtsanwälte. Neben einer Einführung in das englische
und U.S.amerikanische Rechtssystem werden mündliche und schrift-
liche Anwaltskorrespondenz vermittelt: introduction in the US legal
system (reading and listening comprehension), client work I (oral
performance), client work II (written performance). Das gesamte
Seminarprogramm ist praxisorientiert und schwerpunktmäßig auf
wirtschaftliche Belange ausgerichtet. Zulassungsvoraussetzung für
dieses Seminar ist die Kenntnis der englischen Sprache auf Ma-
turaniveau.

Termine: 6. 9. 2000, 13. 9. 2000, 20. 9. 2000, 27. 9. 2000,
4. 10. 2000, 11. 10. 2000, 18. 10. 2000, 25. 10. 2000. 8. 11.
2000, 15. 11. 2000 = 6 Halbtage

Planung: MMag. Franz J. Heidinger, LL.M., RA in Wien

Referent: MMag. Franz J. Heidinger, LL.M., RA in Wien, ausgebil-
deter Anglist und Amerikanist, Master of Laws of University of Vir-
ginia, Lektor an den Universitäten Wien und Krems für den Bereich
„Anglo-Amerikanische Rechtssprache“, Gerichtsdolmetscher

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 200906/8

Abgabenrecht

awak.basic

Dieses Basisseminar führt in die Grundbegriffe des Abgabenrechts
ein. Insbesondere werden jene Steuerbereiche beleuchtet, die für
den Anwalt von Bedeutung sind, sei es als Parteienvertreter, als
Vertragsverfasser oder auch als Steuerzahler.

Termin: Freitag, 8. 9. 2000, bis Samstag, 9. 9. 2000 = 3 Halb-
tage

Planung: VPräs. Dr. Norbert Nagele, RA in Linz

Referenten: Mag. Gottfried Schellmann, Steuerberater in Mödling
Mag. Thomas Gaigg, StBA in Linz

Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminar-Nr: 200908/3

Ausgewählte Kapitel aus dem Wirtschaftsrecht

awak.special

Referenten aus der Praxis vermitteln wirtschaftsrechtliche Grund-
lagen. Diese werden abschließend anhand von Fallbeispielen ver-
tieft.

Termin: Freitag, 15. 9. 2000, bis Samstag, 16. 9. 2000 = 3 Halb-
tage

Planung: Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck
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Referenten: Dr. Roland Mitterhofer, Landes-Hypothekenbank Tirol
Mag. Klaus Augustin, Wirtschaftstreuhänder und Unternehmens-
berater in Innsbruck
Dr. Jörg Hobmeier, RA in Innsbruck

Seminarort: Innsbruck

Seminar-Nr: 200915/6

Das Firmenbuch

awak.special

Dieses Seminar ermöglicht einen umfassenden Einstieg in das Fir-
menbuchrecht und bietet einen grundlegenden Überblick über das
Firmenbuch, die Eingaben und rechtlichen Folgen.

Termin: Freitag, 22. 9. 2000 = 2 Halbtage

Planung: Dr. Manfred Puchner, RA in Feldkirch

Referenten: ADir. Reinhard Huber, Leiter des Firmenbuchs beim
LG Feldkirch
N.N., N.N.

Seminarort: Bregenz

Seminar-Nr: 200922/7

Standes- und Honorarrecht

awak.basic

Ziel dieses Seminars ist die Erarbeitung der Schwerpunkte des
Standesrechts sowie die Vermittlung von Einblicken in den Aufbau
und in die Arbeit der Standesorganisation.

Die Grundzüge des Honorarrechts werden dargestellt. Das mate-
rielle und formelle Disziplinarrecht wird behandelt. Die Fragen der
Altersversorgung und der Haftpflichtversicherung werden erörtert.

Termin: Freitag, 29. 9. 2000, bis Samstag, 30. 9. 2000 = 3 Halb-
tage

Planung: Dr. Ulrich Daghofer, RA in Graz

Referenten: Dr. Hans-Peter Benischke, RA in Graz
Dr. Ulrich Daghofer, RA in Graz
Dr. Wilhelm Kubin, RA in Graz
Dr. Hans Radl, RA in Graz

Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 200929/5

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder e-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
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Seminarangebot für die nächste Zeit:

in Zusammenarbeit mit dem Österreichischen Bundesverband für
Psychotherapie

Grundseminar Mediation:

Einführung in die Mediation:
(Voraussetzung für Grundseminar Mediation)

Fortbildungsmodule
für Teilnehmer mit Grundausbildung in Mediation

AVM-Seminare:

Frühjahr 2000 Wien/Graz
Lehrgang 12

Herbst 2000 je nach Nachfrage
Lehrgang 13 – Voranmeldungen willkommen

16. Juni je nach Nachfrage

15. Sept. Wien

17. Nov. je nach Nachfrage

alle: Mag. Wolfgang Vovsik

14. Juni
bis 17. Juni

Salzburg
Mediation in der Praxis
Gisela und Hans-Georg Mähler

7./8. Okt. u.
2./3. Dez.

Wien
Mediation im Strafrecht (ATA)
Norbert Koblinger

13./14. Okt. Wien
Kommunikation in der Mediation
Dr. Karin Paar

ab 30. Juni u.
ab 17. Nov.

Wien (je 2½ Tage)
NLP in der Mediation
Gerhard Klingesberger

13./14. Okt. Wien
Co-Mediation
Dr. Ursula Dick-Ramsauer und Co-Referent

21. Sept.
bis 23. Sept.
2000

Salzburg
Einführung in Familien- und Wirtschaftsmediation
Dr. Gerhard Falk

1./2. Juli
2./3. Sept.
2000

Wien
Innsbruck
Kooperatives Verhandeln
Horst Eidenmüller

22./23. Sept.
2000 und
3 Folgetermine

Wien
Verbesserte Kommunikation in der Mediation
Billie Rauscher-Gföhl

Aus unserer Jahresfortbildung in Wirtschaftsmediation gelangt fol-
gendes Modul (begrenzt für weitere acht Teilnehmer) einzeln zur
Ausschreibung:

Nähere Informationen über die AVM und das Seminarangebot

senden wir Ihnen gerne zu:

AVM, Anwaltliche Vereinigung für Mediation und
kooperatives Verhandeln

1010 Wien, Rosenbursenstraße 4/3

Tel 01/513 12 01 Fax 01/513 12 05

e-mail: office@avm.co.at

Besuchen Sie uns auch im Internet: www.avm.co.at !

18. Mai
bis 21. Mai
2000

Salzburg
Arbeit mit Gruppen in der Mediation
Veronika Dalheimer und Gerhard Falk

6. Juli
bis 9. Juli
2000

Salzburg
Special Skills für die Mediation
Liz O’Brien und Barbara Filner
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Wien
Die Plenarversammlung der Rechtsanwaltskammer Wien hat am
4. 4. 2000 beschlossen:

Beitragsordnung 2001

§ 1. Kammerbeitrag

1. Jede/r Rechtsanwalt/anwältin, der/die im Sprengel der Rechts-
anwaltskammer Wien in die Liste der Rechtsanwälte eingetra-
gen ist, hat jährlich zu entrichten:

ATS EURO

a) Kanzleiabgabe in der Höhe von 11.000,– 799,41

b) Beitrag

ba) zum Notfall-Fonds 3.000,– 218,01

bb) zur Prämie für die Unfallversiche-
rung 600,– 43,61

bc) zur Prämie für die Haftpflichtversi-
cherung in der Verfahrenshilfe 400,– 29,07

2. Jede/r Rechtsanwalt/anwältin, welche/r
eine/n Rechtsanwaltsanwärter/in beschäf-
tigt, hat darüber hinaus für jedes begon-

nene Monat, während welchem das Aus-
bildungsverhältnis zu einer/einem Rechts-
anwaltsanwärter/in aufrecht besteht, einen
Zuschlag zur Kanzleiabgabe von je 1.000,– 72,68
zu entrichten.

3. Rechtsanwälte/innen sind im Jahr ihrer ersten Eintragung in die
RA-Liste der RAK Wien von der Entrichtung der Kanzleiabgabe
befreit, soferne sie nicht vorher in der Liste einer anderen RAK
eingetragen waren.

§ 2. Festsetzung der Kammerbeiträge

1. Die Vorschreibung der Kammerbeiträge erfolgt durch die nach
der Geschäftsordnung zuständige Abteilung des Ausschusses
mit Bescheid.

2. Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 3. Zahlungstermine

1. Der Kammerbeitrag ist zu je einem Viertel am 1. März, 1. Juni,
1. September und 1. Dezember eines jeden Jahres zu leisten.

2. Der Zuschlag zur Kanzleiabgabe für Rechtsanwaltsanwärter/
innen wird für jedes Jahresviertel im letzten Monat desselben
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vorgeschrieben und ist 14 Tage nach Zustellung der Vorschrei-
bung fällig.

3. Beiträge, die nicht spätestens ein Monat nach Fälligkeit entrich-
tet werden, sind einzumahnen. Für jede Mahnung ist dem Bei-
tragsschuldner ein Spesenersatzbeitrag in Höhe von

ATS 250,– EURO 18,17
vorzuschreiben.

§ 4. Stundung, Ermäßigung und Abschreibung

1. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien einge-
tragen sind, haben nur den dem Zeitraum ihrer Eintragung
entsprechenden Teil des Kammerbeitrages nach § 1 Zif.1 zu
bezahlen.

2. Der Kammerbeitrag kann in besonders berücksichtigungswürdi-
gen Einzelfällen, insbesondere im Falle längerer gesundheit-
licher Behinderung, familiärer oder sonstiger sozialer Notsitua-
tion, durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Abtei-
lung des Ausschusses gestundet, ermäßigt oder abgeschrieben
werden.
Eine Stundung ist auch bei vorübergehenden Zahlungsschwie-
rigkeiten möglich.

§ 5. Schlußbestimmung

1. Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Beitrags-
ordnung auch für die Folgejahre.

2. Mit der Vollziehung dieser Beitragsordnung ist der Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer Wien betraut.

Umlagenordnung 2001
1. Die Mittel für die Leistungen der Versorgungseinrichtung (Sat-

zung der Versorgungseinrichtung, Teil A) werden gemäß
§§ 47, 48, 51 und 53 RAO durch Pauschalvergütung und
durch Beiträge der Kammermitglieder, die Mittel der Leistungen
aus der Versorgungseinrichtung (Teil B) durch Beiträge der
Kammermitglieder aufgebracht.
Jede/r Rechtsanwalt/anwältin hat für die Versorgungseinrich-
tung folgenden Beitrag für das Jahr 2001 zu zahlen:

ATS EURO

Versorgungseinrichtung – Teil A:

a) Rechtsanwälte/innen, die bis zum
31. Dezember des Vorjahres das
32. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, 30.000,– 2.180,19

b) Rechtsanwälte/innen, die erstmals
nach Vollendung ihres 50. Lebens-
jahres eingetragen worden sind,
wenn diese Eintragung nach dem
1. Jänner 1974 erfolgt 71.500,– 5.196,11

c) Rechtsanwälte/innen, die am 1. Jän-
ner des Beitragsjahres das 65. Le-
bensjahr vollendet haben und deren
Wartezeit gemäß § 50 Abs. 2 lit a)
und b) RAO zu diesem Zeitpunkt be-
reits verstrichen war, 1.000,– 72,68

d) alle übrigen Rechtsanwälte/innen 66.500,– 4.832,74

Versorgungseinrichtung – Teil B:

e) Der Beitrag beträgt 43.000,– 3.124,93

f) Der ermäßigte Beitrag gemäß § 12
(4) der Satzungen (Teil B) beträgt 17.200,– 1.249,97

Von den Beiträgen gemäß lit e) und f) werden 2001 Verwal-
tungskosten in der Höhe von ATS 390,– (EUR 28,35) pro
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin p.a. und 0,75% des Beitrages
(zuzüglich Umsatzsteuer) in Abzug gebracht. Die Verwaltungs-
kosten in Höhe von ATS 390,– (EUR 28,35) werden auf Basis
des VPI 96 per 1.1. eines jeden Jahres valorisiert, Ausgangs-
basis 1/98. Vor der Gutschrift auf dem Pensionskonto werden
die Prämien für die Berufsunfähigkeits- und die Hinterbliebenen-
versicherung gemäß Geschäftsplan in Abzug gebracht.

2. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Wien einge-
tragen sind, haben nur den zum Zeitraum ihrer Eintragung ent-
sprechenden Teil des Beitrages zur Versorgungseinrichtung zu
bezahlen. Rechtsanwälte/innen, die während des Kalenderjah-
res die Pensionsgrenze erreichen, haben ebenso nur den auf
den Zeitraum vor Erreichung des Pensionsanspruches entfallen-
den Teil des Beitrages zur Versorgungseinrichtung zu bezahlen.

3. Die Vorschreibung der Beiträge zur Versorgungseinrichtung
erfolgt durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Ab-
teilung des Ausschusses mit Bescheid. Die Beiträge sind in vier
gleichen Teilbeträgen zu entrichten, und zwar je am 1. März,
1. Juni, 1. September und 1. Dezember 2001.
Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

4. Beiträge, die nicht spätestens ein Monat nach Fälligkeit entrich-
tet werden, sind einzumahnen. Für jede Mahnung ist dem Bei-
tragsschuldner ein Spesenersatzbeitrag in Höhe von

ATS 250,– EURO 18,17
vorzuschreiben.

5. Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur Versor-
gungseinrichtung (Teil A) ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann in besonders berücksichtigungswürdigen Einzelfällen, ins-
besondere bei längerer gesundheitlicher Behinderung, sowie
bei Vorliegen familiärer oder sonstiger sozialer Notsituationen,
durch die nach der Geschäftsverteilung zuständige Abteilung
des Ausschusses gewährt werden. Eine Stundung ist auch bei
vorübergehenden Zahlungsschwierigkeiten möglich.
Für den Teil B der Versorgungseinrichtung gelten ausschließlich
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die in § 12 der Satzung, Teil B, vorgesehenen Herabsetzungs-
und Befreiungsmöglichkeiten.

6. Solange keine neue Umlagenordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Umlagen-
ordnung auch für die Folgejahre.

7. Mit der Vollziehung dieser Umlagenordnung ist der Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer Wien betraut.

Leistungsordnung 2001
A

Nachstehende Leistungen (Renten) für Anspruchsberechtigte nach
Maßgabe der Bestimmungen der §§ 47–54 RAO und nach Maß-
gabe der jeweils gültigen, von der Plenarversammlung beschlosse-
nen Satzung der Versorgungseinrichtung, Teil A, werden für 2001
wie folgt festgesetzt und 14×p.a., jeweils am 5. eines jeden
Monates im vorhinein ausgezahlt, die 13. Rente am 5. Juni, die
14. Rente am 5. Dezember:

ATS EURO
1. Alters- und Berufsunfähigkeitsrente 25.250,– 1.834,99
2. Witwen-/Witwerrente 15.150,– 1.100,99
3. Halbwaisenrente 10.100,– 734,–
4. Vollwaisenrente 15.150,– 1.100,99
5. Sind nach dem/der Rechtsanwalt/Rechtsanwältin zwei oder

mehr Personen mit Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
vorhanden, so darf die Summe der Leistungen für die An-
spruchsberechtigten nicht höher sein als die Leistung, auf die
der/die Rechtsanwalt/Rechtsanwältin selbst Anspruch hätte.
Innerhalb dieses Höchstausmaßes sind die Leistungen an die
einzelnen Anspruchsberechtigten verhältnismäßig zu kürzen.

6. Für Sterbefälle ab dem 1. 1. 2001 beträgt der Todfallsbeitrag
ATS 150.000,– (EUR 10.900,93) abzüglich eines allfälligen
Beitragsrückstandes, mindestens jedoch ATS 40.000,– (EUR
2.906,92).

7. Die Mindestansprüche gemäß § 52 Abs. 1 RAO bleiben unbe-
rührt.

B
Die Leistungen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der
jeweils gültigen, von der Vollversammlung beschlossenen Satzung
der Versorgungseinrichtung, Teil B, errechnen sich wie folgt:
1. Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des/der

Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen.

2. Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträ-
gen und erzielten Veranlagungsüberschüssen (vgl. § 4 der Sat-
zung, Teil B).

Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:
Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr

ATS  EURO
30 120.000,– 8.720,74
31 116.000,– 8.430,05
32 112.000,– 8.139,36
33 108.000,– 7.848,67
34 104.000,– 7.557,98
35 100.000,– 7.267,29
36 96.000,– 6.976,60
37 92.000,– 6.685,90
38 88.000,– 6.395,21
39 84.000,– 6.104,52
40 80.000,– 5.813,83
41 76.000,– 5.523,14
42 72.000,– 5.232,45
43 68.000,– 4.941,76
44 64.000,– 4.651,07
45 60.000,– 4.360,37
46 56.000,– 4.069,68
47 52.000,– 3.778,99
48 48.000,– 3.488,30
49 44.000,– 3.197,61
50 40.000,– 2.906,92
51 36.000,– 2.616,23
52 32.000,– 2.325,53
53 28.000,– 2.034,84
54 24.000,– 1.744,15
55 20.000,– 1.453,46
56 16.000,– 1.162,77
57 12.000,– 872,08
58 8.000,– 581,39
59 4.000,– 290,70

3. Die Witwen-/Witwerrente beträgt 60% der Rente des/der
Rechtsanwaltes/ Rechtsanwältin, die dieser/diese zum Zeit-
punkt seines/ihres Ablebens bezogen hat oder als Aktiver/
Aktive im Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte (vgl. §§ 3,
4, 5 der Satzung, Teil B).
Die Mindestwitwen-/witwerrente nach aktivem/aktiver Rechts-
anwalt/Rechtsanwältin beträgt 60% der Mindestberufsunfähig-
keitsrente (in Abhängigkeit vom Eintrittsalter des/der Rechts-
anwaltes/Rechtsanwältin), das sind
Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr

ATS EURO
30 72.000,– 5.232,45
31 69.600,– 5.058,03
32 67.200,– 4.883,62
33 64.800,– 4.709,20
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Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr
ATS EURO

34 62.400,– 4.534,79
35 60.000,– 4.360,37
36 57.600,– 4.185,96
37 55.200,– 4.011,54
38 52.800,– 3.837,13
39 50.400,– 3.662,71
40 48.000,– 3.488,30
41 45.600,– 3.313,89
42 43.200,– 3.139,47
43 40.800,– 2.965,06
44 38.400,– 2.790,64
45 36.000,– 2.616,23
46 33.600,– 2.441,81
47 31.200,– 2.267,40
48 28.800,– 2.092,98
49 26.400,– 1.918,57
50 24.000,– 1.744,15
51 21.600,– 1.569,74
52 19.200,– 1.395,32
53 16.800,– 1.220,91
54 14.400,– 1.046,49
55 12.000,– 872,08
56 9.600,– 697,66
57 7.200,– 523,25
58 4.800,– 348,83
59 2.400,– 174,42

4. Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines/einer
Aktiven für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven
Berufsunfähigkeitsrente.

5. Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin verbuchten Beiträge und erziel-
ten Veranlagungsüberschüsse, mindestens das 10fache der
jährlichen Mindestwitwen-/Witwerrente (gemäß § 6 der Sat-
zung, Teil B).

6. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchstens
50% der auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwäl-
tin verbuchten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (gemäß
§ 7 der Satzung, Teil B).

7. Die gemäß Teil B der Satzung auszuzahlenden Renten werden
um die jährlichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt:
je Rentenbezieher ATS 200,– (EUR 14,54) p.a. und 0,6% der
Rente (zuzüglich Umsatzsteuer). Die Verwaltungskosten in Höhe
von ATS 200,– (EUR 14,54) werden auf Basis des VPI 96 per
1.1. eines jeden Jahres valorisiert, Ausgangsbasis 1/98.

Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zahlungs-
terminen der Renten gemäß Teil A der Satzung ausgezahlt.

C
Solange keine neue Leistungsordnung (Teil A und Teil B der Sat-
zung) von der Plenarversammlung beschlossen ist, gelten die Be-
stimmungen dieser Leistungsordnung auch für die Folgejahre.
Mit der Vollziehung dieser Leistungsordnung ist der Ausschuß der
Rechtsanwaltskammer Wien betraut.
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. HOFER Gertraud, Oberwart,
Hauptplatz 11, Atrium top 16a,
Tel. 03352/313 75,
Telefax 03352/313 75-6,
per 28. 3. 2000

Gründung einer OEG

HOFER & HRASTNIK Rechtsanwalts-
partnerschaft, 7400 Oberwart,
Hauptplatz 11, Atrium top 16a,
Tel. 03352/313 75, 325 08,
Telefax 03352/313 75-16,
per 12. 4. 2000

Kärnten

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. TIROF Daniela Norma
per 3. 4. 2000
bei Mag. Oliver Lorber, Klagenfurt

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritt

RiAA Dr. KANDUTH Gernot
vom 1. 3. 2000 bis 31. 7. 2000
bei Dr. Herbert Felsberger, Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. WITTMANN Peter, 2700 Wr. Neu-
stadt, Neunkirchner Straße 17,
Tel. 02622/232 21-0,
Telefax 02622/232 21-22,
per 11. 4. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Dr. RETTER Günther, 2344 Maria Enzers-
dorf, Südstadtzentrum IV/DG/top 3,
Tel. 02236/460 66,
Telefax 02236/466 09,
per 10. 4. 2000

Dr. EISL Walter,
Amstetten, Ardaggerstr. 14,
Tel. 07472/685 40,
Telefax 07472/613 59 75,
per 27. 3. 2000

e-mail-Adressen

Dr. KLOIBER Reinhold, Mödling,
e-mail: dr.kloiber.co.@aon.at

Dr. LENTSCH Michael, Wr. Neustadt,
e-mail: rechtsanwaelte@kosch-
partner.at

Verzicht

Dr. LOCK Volker,
Laa/Thaya, per 31. 3. 2000,
mStv Dr. Kristina Köck, Laa/Thaya

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. PAJEK Arno
per 28. 2. 2000
bei Dr. Christian Lind, St. Pölten

RAA Mag. RIEL Frank
per 1. 3. 2000
bei Dr. Frank Riel, Krems

RAA Mag. GOBETS Gwendolin
per 6. 3. 2000
bei Dr. Johannes Klezl, Hinterbrühl

RAA Mag. WESS Norbert
per 1. 4. 2000
bei Mag. Georg Rupprecht, Baden

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. RIEDLER Thomas,
4020 Linz, Landstraße 47,
Tel. 0732/77 66 44,
Telefax 0732/79 59 00,
per 1. 4. 2000

Dr. RATHBAUER Joachim,
4020 Linz, Weißenwolffstraße 1/IV,
Tel. 0732/77 33 40,

Telefax 0732/77 33 40,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 4. 2000

Dr. GRÜNBART Armin, 4910 Ried/
Innkreis, Bahnhofstraße 35a,
Tel. 07752/874 87,
Telefax 07752/874 87-20,
e-mail: ried@wkg.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 3. 4. 2000

Dr. KORP Harald,
4770 Andorf, Hauptstraße 36,
Tel. 07766/410 66,
Telefax 07766/410 66-20,
e-mail: andorf@wkg.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 3. 4. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Dr. RICHTER Thomas, Linz, Altstadt 17,
Tel. 0732/77 75 75,
Telefax 0732/77 75 75-75,
per 1. 4. 2000

Dr. DORNINGER Franz,
4600 Wels, Ringstraße 4/I,
Tel. 07242/20 79 15,
Telefax 07242/20 79 15-15,
per 3. 4. 2000

Gründung von Kanzleiniederlassungen

WKG WAGNER-KORP-GRÜNBART
Rechtsanwälte GmbH,
4770 Andorf, Hauptstraße 36,
Tel. 07766/410 66,
Telefax 07766/410 66-20,
e-mail: andorf@wkg.at,
per 3. 4. 2000

Gründung von GmbH

WKG WAGNER-KORP-GRÜNBART
Rechtsanwälte GmbH, 4910 Ried/
Innkreis, Bahnhofstraße 35a,
Tel. 07752/874 87,
Telefax 07752/874 87-20,
e-mail: ried@wkg.at,
per 3. 4. 2000
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Änderung der Telefonnummer

Dr. GÖTSCHHOFER Gerhard,
Dr. MAYR Horst, Vorchdorf,
Tel. 07614/76 35 entfällt!

Änderung der Telefaxnummer

Dr. WEIDLINGER Maria, Schärding/Inn,
Telefax 07712/40 04-16

e-mail-Adresse

Dr. HOFMANN Johannes, Wels,
e-mail: dr.j.hofmann@aon.at

Verzicht

Dr. PUM Rudolf, Linz,
per 31. 3. 2000,
mStv Dr. Heinz Buchmayr, Altstadt

Dr. RATHBAUER Johann, Linz,
per 13. 4. 2000,
mStv Dr. Joachim Rathbauer, Linz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. PRESLMAIER Serge
per 15. 2. 2000
bei Dr. Alexander Hasch, Linz

RAA Mag. SCHUSTER Christopher
per 1. 3. 2000
bei Dr. Oskar Welzl, Linz

RAA Mag. BIREK Bernhard
per 3. 3. 2000
bei Mag. Ursula Schilchegger-Silber,
Wels

RAA Mag. Dr. RIEDLER Andreas
per 1. 4. 2000
bei Dr. Franz Berndorfer, Linz

RAA Dr. LANG Maria
per 1. 4. 2000
bei Dr. Franz Mittendorfer, Linz

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. FISCHER Herbert,
5020 Salzburg, Kaigasse 36/1,
Tel. 0662/84 38 52,
Telefax 0662/84 04 94,
per 1. 4. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Mag. BRUNNER Christof, 5020 Salzburg,
Ignaz-Harrer-Straße 13,
Tel. 0662/84 67 63,
Telefax 0662/84 67 63-14,
per 1. 4. 2000

Dr. STANONIK Günther, 5020 Salzburg,
Ignaz-Harrer-Straße 13/I,
Tel. 0662/84 67 63,
Telefax 0662/84 67 63-14,
per 1. 4. 2000

Dr. GARSTENAUER Roland,
5020 Salzburg, Künstlerhausgasse 1,
Tel. 0662/84 66 33-0,

Telefax 0662/84 66 33-30,
e-mail: ra-dr.garstenauer@aon.at,
per 18. 4. 2000

Änderung der Telefaxnummer

Dr. SCHIESTL Heinrich,
Dr. SCHIESTL Monika, Zell am See,
Telefax 06542/724 18-2

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. SCHARINGER Walter F., Salzburg,
Tel. 0662/84 84 64,
Telefax 0662/84 84 64-22

e-mail-Adressen

RAe Dr. GEHMACHER & Dr. HÜTTINGER,
Salzburg,
e-mail: gehmacher-huettinger@aon.at

Mag. KOCHER Dieter, Salzburg,
e-mail: kanzlei-kocher@sbg.at

Dr. KÜENBURG Meinrad, Salzburg,
e-mail: ra@kuenburg.com

MÜLLER & Partner, Salzburg,
e-mail: Mueller.Partner@aon.at

Dr. BRACHOWICZ Friedrich, Salzburg,
e-mail: brachowicz.law.salzburg@
1012surfnet.at

Verzicht

Dr. GIETZINGER Eva, Salzburg,
per 31. 3. 2000,
mStv Dr. Philipp Lettowsky, Salzburg
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Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. PETERNELL Gunther,
8010 Graz, Reitschulgasse 1,
Tel. 0316/81 00 30,
Telefax 0316/81 00 80,
e-mail: FritschPartner@net4you.co.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 3. 4. 2000

Kanzleisitzverlegungen

DI Dr. BENDA Peter,
8020 Graz, Brückenkopfgasse 2/I,
Tel. 0316/71 12 40,
Telefax 0316/71 12 40-16,
e-mail: peter.benda.ra@aon.at,
per 1. 3. 2000

Dr. KIRCHLEITNER Werner,
8820 Neumarkt, Hauptplatz 31,
Tel. 03584/30 95,
Telefax 03584/400 65,
e-mail: kirchleitner-ra@vip.rdb.at,
per 27. 3. 2000

Dr. POSSNIG-FUCHS Gisela,
Dr. WASSERBAUER Peter,
8160 Weiz, Europa-Allee 1,
Tel. 03172/24 42,
Telefax 03172/24 42-14,
per 14. 2. 2000

Verzicht

Dr. LÖFFELMANN Rudolf Horst, Feldbach,
per 31. 3. 2000,
mStv Dr. Hubert Reif, Graz

Dr. FRIEDRICH Josef, Graz,
per 31. 3. 2000,
mStv Dr. Karl Pacher, Graz

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. EGGER Edith, 6020 Innsbruck,
Gänsbacherstraße 6/I,
Tel. 0512/58 69 96,
Telefax 0512/58 69 96-15,
e-mail: law4u@aon.at,

korrespondiert in englischer, französi-
scher und italienischer Sprache,
per 24. 3. 2000

Dr. KAPFERER Max, 6020 Innsbruck,
Schmerlingstraße 2/2,
Tel. 0512/58 53 22,
Telefax 0512/58 53 22-13,
e-mail: KAPFERER@DELLASEGA.COM,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 4. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Dr. GIRARDI Christian,
Dr. SEYRLING Markus,
Innsbruck, Maximilianstraße 29/P,
Tel. 0512/57 99 00,
Telefax 0512/57 99 00-1,
per 7. 4. 2000

Dr. PARTL Herbert,
Innsbruck, Gänsbacherstraße 7/I,
Tel. 0512/58 69 96,
Telefax 0512/58 69 96-15,
per 17. 3. 2000

Dr. RIEDMÜLLER Klaus,
Innsbruck, Maximilianstraße 13,
Tel. 0512/58 31 26,
Telefax 0512/58 31 21,
per 20. 3. 2000

Gründung einer GmbH

Dr. Reinhard KRALER Rechtsanwalt GmbH,
9900 Lienz, Johannesplatz 4,
Tel. 04852/674 66,
Telefax 04852/674 66-11,
e-mail: ra.kraler@aon.at,
per 1. 3. 2000

Gründung einer GesbR

Dr. HÄMMERLE Bernhard,
Dr. FELDERER Robert, 6020 Innsbruck,
Andreas-Hofer-Straße 2–4,
Tel. 0512/56 05 85,
Telefax 0512/56 05 95,
e-mail: haemmerle.felderer@aon.at,
per 8. 2. 2000

Löschungen einer OEG

Rechtsanwälte Dipl.-Vw. DDr. SANTNER
Armin, Dr. LECHNER Peter
Partnerschaft, Innsbruck,
wurde per 11. 3. 2000 aufgelöst

OBERHOFER & HIBLER
Rechtsanwaltspartnerschaft, Lienz,
wurde per 28. 1. 2000 aufgelöst

Änderungen der Telefonnummern

Dr. ZINK Hansjörg, Dr. PETZER Georg,
Dr. MARSCHITZ Herbert, Kufstein,
Tel. 05372/645 53-18

Dr. KEBER Erich, Innsbruck,
Tel. 0512/34 29 29

e-mail-Adressen

Dr. MARGREITER Christian, Dr. MARG-
REITER Johannes, Hall/Tirol,
e-mail: office@margreiter.co.at

Dr. SCHATZ Martin, Innsbruck,
e-mail: ra.dr.schatz@aon.at

Verzicht

Dr. GSCHNITZER Michael, Innsbruck,
per 31. 3. 2000,
mStv Mag. Johannes Götsch, Innsbruck

Dr. WIESER Rudolf, Innsbruck,
per 31. 3. 2000,
mStv Dr. Martin Zanon, Innsbruck

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. AIGNER Stefan
per 2. 3. 2000
bei Dr. Walter Kerle, Innsbruck

RAA Mag. GUGERELL Ulrike
per 8. 3. 2000
bei Dr. Brigitte Weirather, Innsbruck

RAA Mag. SCHÖBEL Harald
per 7. 2. 2000
bei Mag. Michael Tinzl, Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. STIEGER Nicolas,
6900 Bregenz, Kirchstraße 4,
Tel. 05574/472 44-0,
Telefax 05574/525 45,
e-mail: summer@schertler.vol.at,
per 10. 4. 2000
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Kanzleisitzverlegung

Dr. LENZ Manfred, Mag. LUGER Nadja,
6850 Dornbirn, Eisengasse 34,
Tel. 05572/286 57,
Telefax 05572/311 64,
per März 2000

Verzicht

Dkfm. Dr. HÄMMERLE Erich, Dornbirn,
per 31. 3. 2000,
mStv Dr. Egbert Waibel, Dornbirn

Dr. SCHNEIDER Fritz, Bludenz,
per 29. 2. 2000,
mStv Dr. Christoph Schneider, Bludenz

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Mag. PFEIFER Andreas M.,
1010 Wien, Stubenring 16/10,
Tel. 01/581 52 19,
Telefax 01/581 52 19-90,
per 27. 3. 2000

Dr. CORTOLEZIS Veronika, 1010 Wien,
Börseplatz-Börsegasse 10,
Tel. 01/533 23 00-40,
Telefax 01/533 23 00-90,
e-mail: lawyers@lessiak.at,
per 17. 4. 2000

Dr. MAYR Andreas W.,
1010 Wien, Ebendorferstraße 3,
Tel. 01/404 43-0,
Telefax 01/405 92 00,
per 1. 4. 2000

Mag. STEINER Michael C.,
1040 Wien, Gußhausstraße 2,
Tel. 01/504 41 42,
Telefax 01/504 41 42-43,
per April 2000

MMag. FEHRINGER Sabine,
1010 Wien, Wipplingerstraße 23,
Tel. 01/537 70,
Telefax 01/537 70-70,
per 1. 5. 2000

Mag. MAYER Klemens,
1030 Wien, Baumannstraße 9/11,
Tel. 01/712 84 79,
Telefax 01/714 52 47,
per 1. 4. 2000

Mag. PFEIFER Andreas M.,
1010 Wien, Stubenring 16/10,
Tel. 01/581 52 19,
Telefax 01/581 52 19-90,
per 27. 3. 2000

Änderung der Telefaxnummer

Dr. PFEIFER Irene, Wien,
Telefax 01/512 22 90

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

PETZELBAUER & KLEINHAPPEL
Rechtsanwälte, Wien,
Tel. 01/533 24 10,
Telefax 01/533 24 10-10

e-mail-Adressen

Mag. HUDEC Michael, Wien,
e-mail: michael_hoody@yahoo.de

Dr. HORAK Gerhard, Wien,
e-mail: strigl-horak@aon.at

Mag. PRUCKNER Wilhelm, Wien,
e-mail: prokosch@eurojuris.at

Ableben

Dr. SCHWIND Werner, Wien,
verstorben am 23. 4. 2000,
mStv Mag. Dr. Oskar Wanka, Wien

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. AIGNER Christina
bei Mag. Franz Podovsovnik

RAA Dr. ATTLMAYR Martin
bei Mag. Dr. Tibor Fabian

RAA Mag. BAMMER Christian
bei Dr. Johannes Stieldorf

RAA Dr. BÜTTNER Birgit
bei Dr. Christoph Lassmann-Wichtl

RAA Mag. DERFLER Helmut
bei Dr. Gottfried Bischof

RAA Mag. GALANDA Johann
bei Mag. Dr. Ingrid Weber

RAA MMag. GRÖß Maria
bei Dr. Georg Grießer

RAA Mag. HIRSCHKO Nikolaus Karl
bei Mag. Gerhard M. Eichberger

RAA Mag. KARG Peter
bei Dr. Peter Hoffmann-Ostenhof

RAA Mag. KIESLINGER Dieter
bei Dr. Gustav Teicht

RAA Ing. Mag. LATTERMANN Robert
bei Dr. Manfred Lampelmayer

RAA LINTZEL Hans Jürgen
bei Dr. Peter Vögel

RAA Mag. MÜLLER Barbara
bei Dr. Andreas Reiner

RAA Mag. PELZ Philipp
bei Dr. Rudolf Lessiak

RAA Mag. PETZER Reinhard
bei Dr. Helmut Grubmüller

RAA Mag. RODRIGUEZ-TORAL Sara
bei Mag. Wilfried Embacher

RAA Mag. RÖSSLE Nicole
bei Dr. Lothar Wachter

RAA Mag. SCHWEINHAMMER Simone
bei Dr. Harald Bisanz

RAA Mag. SIEBINGER Markus
bei Dr. Karl Schirl

RAA Mag. SÜß Stefan
bei Dr. Gerhard Benn-Ibler

RAA Dr. WINDHABER Carmen
bei Dr. Maximilian Allmayer-Beck

RAA Dr. WINKLER Peter E. J.
bei Dr. Günther Horvath

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. KRAKOW Georg
bei Dr. Horst Auer

RiAA Mag. SCHWAHOFER Gerlinde
bei Dr. Hildegard Hartung
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

00/65 Parlamentsdirektion
Zl 13480/0060/1-L 1.3/2000
Regierungsvorlage: ÖIAG-Gesetz 2000, Bundesgesetz
über die Änderung des BG über die Einbringung der
ÖPSK in eine AG, des Postsparkassengesetzes 1969,
des BWG und des BG über die Errichtung des Staats-
schuldenausschusses
Referent: Dr. Wolfgang Grohmann, RAK Niederösterreich

00/66 Bundesministerium für Inneres
Zl 76.201/393-SL III/00/Hu
Bundesgesetz, mit dem das Fremdengesetz 1997 und
das StGB geändert werden
Referenten: Dr. Werner Stolarz, RAK NÖ; Dr. Elisabeth
Rech, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 27. 4. 2000

00/67 Bundesministerium für Finanzen
GZ 921.020/1-VIII/A/1/00
Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz
1979, das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbediens-
tetengesetz 1948, das Pensionsgesetz 1965, das Bun-
destheaterpensionsgesetz, die Reisegebührenvorschrift
1955, das Bundes-Personalvertretungsgesetz, das Karenz-
urlaubsgesetz, das Überbrückungshilfengesetz, das Bun-
des-Gleichbehandlungsgesetz, das Bundesbediensteten-
Schutzgesetz, das Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984,
das Richterdienstgesetz, das Bundeslehrer-Lehrverpflich-
tungsgesetz, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984,
das Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer-Dienst-
rechtsgesetz 1985, das Landesvertragslehrergesetz
1966, das Land- und forstwirtschaftliche Landesvertrags-
lehrergesetz, das Land- und forstwirtschaftliche Dienst-
rechtsgesetz, das Verwaltungsakademiegesetz, das Aus-
landszulagengesetz, das Wachebediensteten-Hilfeleis-
tungsgesetz, das Bundesgesetz über dienstrechtliche
Sonderregelungen für ausgegliederte Einrichtungen zur
Dienstleistung zugewiesene Beamte sowie das Poststruk-
turgesetz geändert werden (Dienstrechts-Novelle 2000)
Referent: Dr. Georg Grießer, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 2. 5. 2000

00/69 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
GZ 12 3672/10-I/2/00
Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft über die Anforde-
rungen an Prüfeinrichtungen und Prüfungen sowie die
Überwachung der Einhaltung der Grundsätze der Guten

Laborpraxis (GLP) – (Chemikalien-GLP-Inspektionsverord-
nung – GLP-V); vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/70 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen
GZ 21.601/2-VIII/D/5/00
Bundesgesetz, mit dem das Krankenanstaltengesetz
geändert wird
Referent: Dr. Gottfried Zandl, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 4. 5. 2000

00/71 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.150/0-VIII/D/13/00
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Dentisten-
gesetz geändert wird
Referent: Dr. Georg Fialka, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 18. 4. 2000

00/72 Parlamentsdirektion
Zl 13080.0060/2-L 1.3/2000
Bundesgesetz, mit dem das Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetz, das Mietrechtsgesetz, das Wohnungseigen-
tumsgesetz 1975, das Richtwertgesetz und das Heizkos-
tenabrechnungsgesetz geändert werden und das Haus-
besorgergesetz aufgehoben wird (Wohnrechtsnovelle
2000 – WRN 2000)
Referent: Dr. Michael Auer, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 5. 5. 2000

00/73 Bundeskanzleramt
GZ 601.999/5-V/1/00
Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das
B-VG und das StGG über die allgemeinen Rechte der
Staatsbürger geändert werden (Staatszielbestimmung
Volksgruppen)

00/74 Bundesministerium für Finanzen
GZ 06 0002/2-V/A/00
Bundesgesetz, mit dem Maßnahmen auf dem Gebiete
der Währung im Zusammenhang mit der Ausgabe der
Euro-Banknoten und -Münzen erlassen werden (Euro-
gesetz), und das Scheidemünzengesetz und das Natio-
nalbankgesetz 1984 geändert werden
Referent: Dr. Wolfgang Leitner, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 18. 4. 2000

00/75 Parlamentsdirektion
Zl 13286.0060/3-L 1.3/2000
Bundesgesetz über die Preisbindung bei Büchern
Referent: Dr. Michael Kutschera, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 2. 5. 2000

00/76 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
Zl 32 3504/17-III U/2/00
Bundesgesetz, mit dem das Abfallwirtschaftsgesetz und
das Wasserrechtsgesetz geändert werden (AWG-No-
velle Deponien)
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Referent: Dr. Bernhard Hüttler, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 15. 5. 2000

00/77 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 51 0102/1-V/1/00
Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichs-
gesetz 1967 geändert wird
Referent: Dr. Gerhard Benn-Ibler, RAK Wien

00/78 Bundesministerium für Justiz
GZ 344.00/1-III 1/00
Bundesgesetz, mit dem das BG über den OGH geändert
wird
Referent: Dr. Gernot Hain, RAK Niederösterreich
Stellungnahme abgegeben am: 10. 5. 2000

00/80 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
Zl 167/541/1-II/B/6/00
Novelle zur Berufszugangsverordnung Kraftfahrlinien-
und Gelegenheitsverkehr – BZP-VO; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

00/81 Parlamentsdirektion
Zl 13360.0060/1(2)- L 1.3/2000
Bundesgesetz, mit dem das ASVG, das GSVG, das Bau-
ern-SVG und das Beamten-Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetz geändert werden (Sozialversicherungsände-
rungsgesetz 2000 – SVÄG 2000); Bundesgesetz, mit
dem das Arbeitsverhältnisgesetz (AVHG) geschaffen
wird, die GewO 1994, das AngG, das Gutsangestell-
tenG, das Hausbesorgergesetz, das Hausgehilfen- und
Hausangestelltengesetz, das Heimarbeitsgesetz, das Ent-
geltfortzahlungsgesetz, das ASVG, das Insolvenz-Entgelt-
sicherungsgesetz, das Nachtschwerarbeitsgesetz, das
UrlG und das LandarbeitsG 1984 geändert werden,
sowie das Arbeiter-AbfertigungsG aufgehoben wird
Referent: Dr. Vera Kremslehner, Wien RAK
Stellungnahme abgegeben am: 10. 5. 2000

00/82 Bundesministerium für Finanzen
GZ 23 3700/8-V/14/00
Bundesgesetz, mit dem das Pensionskassengesetz geän-
dert wird
Referent: Dr. Thomas Mader, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 10. 5. 2000

00/84 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
GZ 12 3672/13-I/2 U/00
Entwurf einer Novelle zur Chem-VerbotsV-Kreosot-CKW-
CMR-Lampenöle; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/85 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
GZ 11 4752/19-I/1 U/00

Bundesgesetz über den Umweltsenat (USG 2000);
Referent: Dr. Elisabeth Reck, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 25. 5. 2000

00/86 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
Zl 770.132/1-II/B/7/00
Novelle zur Berufszugangsverordnung Güterkraftverkehr;
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/87 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.471/0-VIII/A/4/00
Verordnung über die Höchstaufschläge im Arzneimittel-
großhandel; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/88 Bundesministerium für Finanzen
GZ 10 0108/2-IV/10/00
Verordnung der Bundesregierung, mit der die Bundesver-
waltungsabgabenverordnung 1983 geändert wird
Referent: Dr. Gerhard Benn-Ibler, RAK Wien

00/89 Bundeskanzleramt
GZ 671.366/19-V/4/00
Bundesgesetz über die Ausübung exklusiver Fernsehüber-
tragungsrechte (Fernsehexklusivrechtegesetz – FERG)
Stellungnahme abgegeben am: 23. 5. 2000

00/90 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.302/11-I/D/2(VII/D/7)/2000
Entwurf einer Verordnung über die Änderung der Uni-
versitäts-Studienevidenzverordnung 1997 – UniStEVO
1997; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/91 Bundesministerium für Justiz
GZ 17.126/165-I 8/2000
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Errichtung des
Bezirksgerichtes Landstraße (6. Novelle zum Bezirks-
gerichts-Organisationsgesetz für Wien)
Referent: Dr. Hans Robicsek, RAK Wien

00/92 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 551.352/44-VIII/1/00
Bundesgesetz, mit dem das Elektrizitätswirtschafts- und
-organisationsgesetz – ElWOG geändert wird, das Bun-
desgesetz über die Aufgaben der Regulierungsbehörden
im Elektrizitätsbereich und die Errichtung der Elektrizitäts-
Control GmbH und Kommission, das Bundesgesetz, mit
dem die Ausübungsvoraussetzungen, die Aufgaben und
die Befugnisse der Verrechnungsstellen für Transaktionen
und Preisbildung für die Ausgleichsenergie geregelt wer-
den, sowie das Bundesverfassungsgesetz, mit dem das
Bundesverfassungsgesetz, mit dem die Eigentumsverhält-
nisse an den Unternehmen der österreichischen Elektrizi-
tätswirtschaft geregelt werden, aufgehoben wird, erlas-
sen werden
Referent: Dr. Hans Oberndorfer, Oberösterreichische RAK
Stellungnahme abgegeben am: 23. 5. 2000
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Wien
Plenarversammlung 4. 4. 2000
Kurzbericht

An der heurigen Plenarversammlung nahmen 247 Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte teil, womit die Beschlussfähigkeit gegeben
war.

Nach Eröffnung der Plenarversammlung und Feststellung der
ordnungsgemäßen Einberufung brachte Präsident Dr. Knirsch die
Kurzfassung des Prüfungsergebnisses des Rechnungshofes vom
Juni 1999 zur Verlesung und nahm namens des Ausschusses der
Rechtsanwaltskammer Wien Stellung. Der Rechnungshof hatte in
seinem Bericht die ordnungsgemäße finanzielle Gebarung der
Rechtsanwaltskammer Wien festgestellt und im wesentlichen Anre-
gungen organisatorischer Art, wofür allerdings gesetzliche Verän-
derungen notwendig wären, gemacht. Der Vollbericht war allen
Mitgliedern der Rechtsanwaltskammer Wien – wie in der Kund-
machung zur Plenarversammlung und in den Kammernachrichten
März 2000 verlautbart – zur Einsicht gestanden, wovon allerdings
niemand Gebrauch machte. Nach Vortrag des Kurzberichtes
wurde festgestellt, dass der Bericht somit ordnungsgemäß der
Plenarversammlung bekannt gegeben und von dieser zur Kenntnis
genommen worden ist.

An den Bericht schloss sich das Gedenken an die seit der letzten
Plenarversammlung verstorbenen Kolleginnen und Kollegen, die
Bekanntgabe der im vergangenen Geschäftsjahr ausgezeichneten
Kolleginnen und Kollegen sowie die Würdigung jener Kolleginnen
und Kollegen, die nach jahrelanger Tätigkeit in verschiedenen
Funktionen für eine Wiederwahl nicht mehr zur Verfügung standen.
Hervorgehoben wurde vom Präsidenten insbesondere die Tätigkeit
der langjährigen Ausschussmitglieder Dr. Herbert Hochegger und
Dr. Guido Kucsko, deren Wirken mit den Begriffen „Zusatzpension
neu“ bzw „Anwaltsakademie“ untrennbar verbunden bliebe.

Danach folgte der Bericht des Präsidiums, der vom Wahl- und
Abstimmungsvorgang kurz unterbrochen wurde.

Präsident Dr. Knirsch bekannte sich neuerlich zur Freiheit des
Rechtsanwaltes und zur Autonomie des Standes. Seit der letzten
Plenarversammlung gab es eine deutlich erkennbare Offensive in
der Informationspolitik. In Informationsveranstaltungen wurden die
Wiener Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte mit der Problematik
der Niederlassungsrichtlinie und Lösungsmöglichkeiten der Inter-
disziplinären Partnerschaft konfrontiert. Die im Wiener Ausschuss
gefassten Beschlüsse waren Grundlage der Regierungsvorlage
gewesen. Eine Folge dieser EU-Richtlinie sei auch die gebotene
Umstrukturierung der Versorgungseinrichtung, Teil A, hier sei eine
Gruppe zur Erarbeitung von mittelfristigen Lösungsmöglichkeiten
eingesetzt worden. Die Kollegenschaft habe sich bei der ao.
Plenarversammlung im Juni 1999 zu einem „Opting out“ aus
der staatlichen Krankenversicherung mit überwiegender Mehrheit

bekannt. Der als Alternative entwickelte Gruppenversicherungs-
vertrag wäre mit Jahresbeginn in Kraft getreten. Ebenso mit Jahres-
beginn sei auch das Pflegegeldgesetz für Freiberufler und hier ins-
besondere für Rechtsanwälte wirksam geworden. In Arbeitsgrup-
pen des Wiener Ausschusses würden derzeit Überlegungen in
Richtung Anhebung der Bemessungsgrundlage in Bestandsachen
und bei Besitzstörungen sowie insgesamt zur Vereinfachung und
Verbesserung des Rechtsanwaltstarifes angestellt. Über Initiative
des Ausschusses habe der Österreichische Rechtsanwaltskammer-
tag Neufassungen der Werbe- und Honorarrichtlinie beschlossen;
ebenso sei die Treuhandrichtlinie (§ 9b RL-BA) im vorigen Herbst
in Kraft getreten. Vor wenigen Tagen habe der Österreichische
Rechtsanwaltskammertag auch die neue Richtlinie betreffend elek-
tronische Signatur (§ 42b RL-BA) beschlossen. Er erwähnte wei-
ters, dass das für Wiener Rechtsanwälte gesondert herausgege-
bene Anwaltsverzeichnis guten Anklang gefunden habe, was auch
in Anbetracht eines neuen Höchststandes an Wiener Rechtsanwäl-
ten von 1542 standespolitisch und wirtschaftlich gerechtfertigt
wäre. Mit dem Hinweis auf den Anwaltstag 2000, der im Septem-
ber in Wien stattfinden werde, schloss Präsident Dr. Knirsch seinen
Bericht.

Präsident-Stellvertreter Dr. Benn-Ibler berichtete aus seinem Zustän-
digkeitsbereich Kostenüberprüfung und Kostenbeschlüsse, sowie
dem gemeinsam mit Präsident-Stellvertreter Dr. Horak wahrgenom-
menen Bereich Weisungen und Empfehlungen. Danach konzen-
trierte sich sein Bericht auf Neuerungen im Bereich des Elek-
tronischen Rechtsverkehrs, insbesondere das Budgetbegleitgesetz,
das ab 1. 1. 2001 den Rückverkehr, also nicht nur die Datenein-
gabe Anwaltskanzlei an Gericht, sondern auch Zustellungen von
Gericht an Rechtsanwälte ermöglichen werde. Damit würden nicht
unwesentliche Belastungen auf Rechtsanwaltskanzleien zukommen,
weshalb auch ein Kostenersatz anzusprechen sein werde. Weiters
wies Präsidenten-Stellvertreter Dr. Benn-Ibler auf e-commerce und
elektronische Signatur hin, beides werde die künftige Arbeit in
Rechtsanwaltskanzleien deutlich verändern. Die entsprechende
Richtlinie sei, wie bereits zuvor erwähnt, vom Österreichischen
Rechtsanwaltskammertag beschlossen worden. An einer sich bil-
denden Zertifizierungsgesellschaft sei der Österreichische Rechts-
anwaltskammertag mit einem Prozent beteiligt.

Danach wies Präsidenten-Stellvertreter Dr. Horak darauf hin, dass
dank der sparsamen Verwaltung in der Rechtsanwaltskammer der
Kammerbeitrag seit 1993 unverändert beibehalten werden konnte
und dass die trotz der möglichen Neuverteilung der Pauschalver-
gütung notwendig gewordene Erhöhung der Umlage noch immer
unter jener des Jahres 1996 liegen werde. 418 Beschwerden seien
im Bereich der Berufsüberwachung neu angefallen, die etwa auch
im gleichen Ausmaß erledigt werden konnten. Den in dieser Abtei-
lung tätigen Kolleginnen und Kollegen gälte es zu danken.

Letztlich berichtete er über die Entwicklungen betreffend Anwaltli-
ches Treuhandbuch. Seit 1995 seien rund S 21 Mrd über dieses
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Kontrollsystem anstandslos geleitet worden. Die Zahl der freiwilli-
gen Mitglieder betrage derzeit knapp 200. Die neue Richtlinie
§ 9b bringe eine obligatorische Verpflichtung zur Abwicklung von
Treuhandschaften über Einrichtungen der jeweiligen Rechtsanwalts-
kammer. Das von der Rechtsanwaltskammer Wien seit längerem
entwickelte Elektronische anwaltliche Treuhandbuch werde aller
Voraussicht nach termingerecht in Kraft treten, wovon die Kolle-
genschaft rechtzeitig umfassend informiert werde.
Schließlich berichtete Präsidenten-Stellvertreterin Dr. Birnbaum über
die Entwicklung der Anwaltschaft in Wien. Der Zuwachs an Rechts-
anwälten betrug zuletzt 4,6% und wäre damit etwas höher als
österreichweit, jener der Rechtsanwaltsanwärter 5,68% und läge
gegenüber den österreichweiten Rate um ca 2% höher.
1999 sei ein deutlich höheres Volumen an Kostenverzeichnissen
in der Verfahrenshilfe gelegt worden, was auch insgesamt zu
einer Steigerung der nachgewiesenen Leistungen um rund 10%
auf S 108 Mio beigetragen hätte. Sie erinnerte daran, dass die
Pauschalvergütung des Bundes nur auf der Basis von rund
S 230 Mio gewährt werde, wogegen die tatsächlich erbrachten
Leistungen 1998 bereits S 320 Mio überschritten hätten. Die von
den andern Rechtsanwaltskammern beabsichtigte und initiierte
Novellierung des § 48 RAO, womit die Verteilung der Pauschal-
vergütung nach Köpfen bisher erfolgt sei, könnte eine Belastung
für Wien von rund S 6 Mio erbringen, was umso unverständlicher

sei, als die dafür angeführte Begründung (überproportionale
Belastung der Korneuburger Kollegen) dies nicht rechtfertige. Sie
wies darauf hin, dass die Wiener Bereitschaft, mit den Korneubur-
ger Kollegen Solidarität zu üben und allenfalls sprengelübergrei-
fende Bestellungen zu akzeptieren, kein Gehör gefunden habe.
Die nunmehr initiierte Novelle würde die Belastung keines einzi-
gen Korneuburger Kollegen auch nur um eine Bestellung mindern
und werde daher von der Rechtsanwaltskammer Wien massiv
bekämpft werden.
Abschließend bezog sich der Präsident des Disziplinarrates
Dr. Rant auf den allen Kolleginnen und Kollegen zugegangenen
schriftlichen Geschäftsbericht des Disziplinarrates. Gleichzeitig
dankte er den ausgeschiedenen Kolleginnen und Kollegen für ihre
bisherige wertvolle Mitarbeit.
Im Anschluss daran wurde der Tagesordnungspunkt „Kammer-
rechnung (Rechnungsabschluss 1999 und Voranschlag 2000)“
nach Berichten des Finanzreferenten Dr. Völkl und der Rechnungs-
prüfer Dr. Foglar-Deinhardtstein und Dr. Rustler einstimmig geneh-
migt, sowie dem Ausschuss für das Rechnungsjahr 1999 ein-
stimmig bei 6 Enthaltungen (Abteilungsmitglieder), die Entlastung
erteilt. Die Beitrags-, Leistung- und Umlagenordungen 2001 wur-
den teils einstimmig, teils mit überwältigender Mehrheit antrags-
gemäß beschlossen (Die Veröffentlichung erfolgt in diesem Anwalts-
blatt Seite 338ff).
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Dr. Pitzal brachte das von ihr erzielte Verhandlungsergebnis be-
treffend den Kollektivvertrag für Angestellte in Rechtsanwaltskanz-
leien in Wien 2000 zur Kenntnis. Der Ausschuss wurde einhellig
ermächtigt, auf Basis dieses Verhandlungsergebnisses abzuschlie-
ßen.

Die vorgesehene Abstimmung über die Novellierung von § 12 der
Versorgungseinrichtung, Teil A, konnte mangels entsprechenden
Anwesenheitquorums nicht durchgeführt werden und musste auf
die nächste Plenarversammlung zurückgestellt werden.

Mit der Verlesung der nachstehenden Wahlergebnisse (Pro-Stim-
men) und dem besonderen Dank an alle Erschienenen schloss
Präsident Dr. Knirsch die Plenarversammlung 2000 der Rechts-
anwaltskammer Wien.

Dr. Stimmler

Wahlergebnisse (abgegebene Pro-Stimmen):
Ausschuss

Dr. AINEDTER Manfred 210
Dr. AUER Michael 224
Mag. Dr. CSOKLICH Peter 235
Dr. ENZINGER Michael 235
Dr. KREMSLEHNER Vera 230
Dr. KUTSCHERA Michael 234
Dr. LEEB-BERNHARD Eva-Maria 220
Dr. ROBICSEK Hans 203
Dr. SCHEUBA Elisabeth 227
Dr. SCHIMA Georg 231

Disziplinarrat

Dr. BAIER Anton 238
Dr. BLASL Ernst 219
Dr. EICHENSEDER Herbert 241
Dr. ENGELHART Karl F. 234
Mag. Dr. GRASSL Andreas 239
Dr. HOFFELNER Maria 235
Dr. KINDEL Klaus 227
Dr. LENNEIS Wolfgang 233
Dr. NACHTNEBEL Gernot 224
Dr. RIEDL Martin 238
Dr. ROEHLICH Edmund 237
Dr. SATTLER Egon 236
Dr. SCHLAGER Gerhard 238
Dr. SCHUSTER Markus 241
Dr. WACHTER Heinz-Peter 230

Kammeranwalt-Stellvertreter

Dr. KLINGSBIGL Eduard 232
Dr. SCHLEINZER Karl 234

Anwaltsrichter bei der OBDK

Dr. CERHA Dieter 237
Dr. GRAF Ferdinand 239
Dr. MAYER Tassilo 237
Dr. RABL Hans 232
Dr. RUDECK Peter 240
Dr. SCHMID Egbert 239
Dr. NEUDORFER Helmut 236

Prüfungskommissäre/Rechtsanwaltsprüfung

Mag. KRANICH Martin 227
Dr. ROMIG Leonhard 231

Protokolleinsicht

Das Protokoll über die Plenarversammlung der Rechtsanwaltskam-
mer Wien vom 4. 4. 2000 liegt gem § 10 (3) GeschO in der Zeit
vom 1. bis 30. 6. 2000 in der Kammerbibliothek zur Einsicht auf.

Wahl von Vizepräsidenten des Disziplinarrates

Der Disziplinarrat der Rechtsanwaltskammer Wien hat in seiner
Plenumssitzung am 12. 4. 2000 in geheimer Wahl die Herren Kol-
legen Dres. Karl F. Engelhart, Wolfgang Lenneis und Egon Sattler
auf Dauer ihres Mandates zu Vizepräsidenten wieder gewählt.
Davon bleibt die Funktion des Vizepräsidenten Dr. Günther Frosch
unbenommen.

Podiumsdiskussion:
„Sanktionen gegen Österreich –
Wer haftet?“
Der ÖRAV lud am Abend des 22. 3. 2000 zu einer Podiumsdis-
kussion über dieses sehr aktuelle Thema in das Wiener Juridicum.
Der größte Hörsaal des Hauses war bis auf den letzten Platz
gefüllt, ein Zeichen dafür, wie groß das Interesse an einer Beant-
wortung der im Titel der Veranstaltung gestellten Frage ist. Im
Publikum fanden sich sowohl namhafte Vetreter von Lehre, Justiz
und Anwaltschaft wie auch viele interessierte Studenten, darunter
auch Austauschstudenten aus Belgien und Frankreich.
Der Präsident des ÖRAV, RA Dr. Harald Bisanz, Wien, betonte in
seiner Begrüßung den unpolitischen Charakter der Veranstaltung.
Ziel solle einzig und allein die Herausarbeitung der juristischen
Dimension der Sanktionen sein.
Zuerst gab Chefredakteur Dr. Andreas Unterberger, Die Presse,
einen Überblick über die bisher im Gefolge der Sanktionen einge-
tretenen negativen Folgen.
Univ.-Prof. DDr. Heinz Mayer, Wien, stellte anschließend kurz die
drei möglichen rechtlichen Grundlagen einer Haftung im gegebe-
nen Fall vor: In Frage käme entweder eine Haftung nach Zivilrecht,
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nach Amtshaftungsrecht oder aber eine Haftung aufgrund des Prin-
zips der Staatshaftung.
Mayer bemerkte auch kritisch zum Titel der Veranstaltung, Sanktio-
nen könnten nur Reaktion auf Fehlverhalten sein. Es stelle sich für
ihn aber die Frage, ob überhaupt österreichisches Fehlverhalten
vorliege.
Als nächster Redner nahm Univ.-Prof. DDDr. Waldemar Hummer,
Innsbruck, zu den völker- und europarechtlichen Aspekten des
Problemkreises Stellung. Er wies darauf hin, dass der Union als
solcher sehr wohl mit dem Art 7 EUV, der ordre public Klausel, ein
Instrument zur Verfügung stünde, mit dem sie ihr Missfallen im
Rahmen des Unionsvertrages zum Ausdruck hätte bringen können.
Man habe aber diese juristisch korrekte Methode nicht gewählt;
dies vor allem deshalb, weil man gesehen habe, dass die Voraus-
setzungen nicht vorlagen. Daher hätten sich die Vierzehn schließ-
lich einer Vorgangsweise bedient, die nicht einmal das Völkerrecht
verletze, sondern „nur“ gegen die Regeln der internationalen Höf-
lichkeit verstoße. Dennoch hielt Hummer den Begriff Sanktionen für
die Maßnahmen für völkerrechtlich zutreffend.
Schließlich betonte er, dass seiner Ansicht nach einige der in Folge
der Erklärung der Portugiesischen Präsidentschaft gesetzten Hand-
lungen – da diese, verglichen mit dem Inhalt der Erklärung, als
überschießend gewertet werden müssten – klar gemeinschafts-
rechtswidrig und daher vor dem EuGH (Nichtigkeitsbeschwerde)
bekämpfbar seien. Auf das spezielle Problem der Nichtunterstüt-
zung von Kandidaten angesprochen, erklärte Hummer, dass die-
ses Verhalten nur im Rahmen der Unionsverträge rechtswidrig
wäre, nicht aber beispielsweise in Gremien der UN, wo sich ein
derartiger Fall bereits ereignet habe.
Als Experte für Zivilrechts- und Amtshaftungsfragen erläuterte
anschließend Vizepräsident des OGH iR Dr. Kurt Hofmann, Wien,
die Probleme einer zivilrechtlichen Haftung für die Sanktionen. Er
führte aus, dass unabhängig von der haftbar zu machenden Per-
son (inländische oder ausländische Politiker) das Vorliegen eines
Rechtswidrigkeitszusammenhanges zwischen Politikeräußerungen
und den eingetretenen Schäden kaum gegeben sein werde.
Eine Möglichkeit deutete er jedoch an: Ausdrückliche Boykottauf-
rufe hochrangiger ausländischer Politiker könnten eine Staatshaf-
tung nach Völkerrecht zur Folge haben.
Als Vertreterin der Anwaltschaft führte RA Dr. Waltraute Steger,
Linz, aus, dass für die Anwälte eine sehr schwierige Situation ent-
standen sei, da die Frage, wo und wem gegenüber ein allfälliger
Schaden geltend zu machen sei, kaum zu beantworten wäre. Die
Klienten wären aber verständlicherweise an klaren Antworten inte-
ressiert.
In der folgenden ersten Diskussionsrunde des Podiums wurden insb
die Fragen nach einer möglichen Verletzung der Konvention über
die rassische Diskriminierung und nach einer Verletzung des Euro-
parechts wegen der durch die Präsidentschaft (wenn auch „nur“ im
Namen von 14 Staaten) ausgesprochenen Erklärung diskutiert.

Hummer verwies schließlich auf eine Erklärung des EP, in der die-
ses Rat und Kommission zur Unterstützung von in Österreich gegen
Rassismus gerichteten Aktivitäten aufforderte. Eine allfällige Umset-
zung dieser Erklärung wertete er – unter Verweis auf den Fall
Scargill während der Regierung Thatcher – als Verletzung des
Völkerrechts wegen Einmischung in innere Angelegenheiten.
Nach dieser Runde wurde auch das Publikum eingebunden, was
zu teils sehr sachlichen und präzisen, teils aber auch zu politischen
bzw emotionalen Wortmeldungen und Fragen führte.
Im Rahmen der Stellungnahmen des Podiums führte Hummer aus,
dass einige gesetzte Verhaltensweisen der Partner Österreichs,
wie zB das Verlassen des Saals durch Fachkollegen während der
Reden österreichischer Minister, als klarer Verstoß gegen das
gewohnheitsrechtlich verfestigte Prinzip der „parlamentarischen
Demokratie“ innerhalb der Gemeinschaften zu werten sei, eine
Wortmeldung, die im Publikum auf einigen Widerspruch stieß.
Unterberger stellte schließlich auch die Frage nach einer Verlet-
zung des Solidaritätsgebotes im Bereich der GASP gem Art 11
EUV. Die Diskussion ging allerdings schnell in eine andere Rich-
tung und konzentrierte sich auf das Verhalten oberster Staats-
organe. Mayer führte betr das Verhalten österreichischer Politiker
aus, dass die Verfassung eben keine rechtlichen Vorgaben für
gutes Benehmen oberster Organe enthalte. Fehlverhalten dieser
Art sei über die politische Verantwortung der obersten Organe zu
ahnden.
Hofmann betonte, dass die vom Kärntner LH in Richtung des fran-
zösischen Präsidenten getätigten Aussagen wohl nicht als hoheitli-
ches Verhalten verstanden werden könnten, während dies für
Boykottaufrufe des belgischen Ministers durchaus möglich wäre.
Dementsprechend wäre dieser uU in Belgien zu belangen.
Nach weiterer lebhafter Beteiligung des Publikums hielt Mayer
abschließend fest, er halte die Situation für eher „trübe“. Sie
zeige, wie wackelig manche Strukturen im In- und Ausland seien.
Hofmann betonte, er sehe kaum Möglichkeiten zur erfolgreichen
Geltendmachung von Vermögensschäden. Steger rief auf, man
müsse als Jurist in dieser Situation den Mut besitzen, etwas zu tun.
Hummer betonte, dass er ein politisches Argument als Schlusswort
wähle: Auch Österreich gegenüber hätte das gelindeste Mittel
ergriffen werden müssen. Unterberger erklärte, es habe in Europa
noch nie eine derart emotionale Situation gegeben und hob noch
einmal gewisse negative Aspekte der Isolierung hervor.
Als Präsident Bisanz schließlich die Veranstaltung schloss, war
fast drei Stunden intensiv und unter starker (An-)Teilnahme des
Publikums diskutiert worden. Auch beim anschließenden Buffet
wurde im kleinen Rahmen noch ein reger Meinungsaustausch
betrieben.
Abschließend soll noch darauf hingewiesen werden, dass Hummer/
Obwexer in ecolex 2000, 250 eine europarechtliche Untersu-
chung der Sanktionen veröffentlicht haben.

V.-Ass. Mag. Karl Stöger, Wien
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Niederlassungsfreiheit –
Multidisziplinäre Partnerschaft
Symposion

Bis 14. 3. 2000 hatten die EU-Mitgliedstaaten die Niederlas-
sungsRL für Rechtsanwälte in innerstaatliches Recht umzusetzen.
Obwohl Österreich bis dahin noch kein Umsetzungsgesetz erlassen
hatte, ist die Richtlinie nach Aussage von Univ.-Prof. DDr. Thomas
Eilmansberger vom Institut für Europarecht der Universität Salz-
burg unmittelbar anwendbares Recht auch in Österreich. Damit ist
der Binnenmarkt für Rechtsanwälte vollendet und der Weg zum
„europäischen Rechtsanwalt“ scheint vorgezeichnet. Aus diesem
Anlass veranstaltete die Rechtsakademie an der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Salzburg in Zusammenarbeit
mit der Salzburger Rechtsanwaltskammer und dem Institut für Euro-
parecht der Universität Salzburg ein Symposion „Neue Herausfor-
derungen an die Anwaltschaft: Niederlassungsfreiheit – Multidis-
ziplinäre Partnerschaft“. Der Dekan der Rechtswissenschaftlichen
Fakultät der Universität Salzburg, o.Univ.-Prof. Dr. Walter Berka,
wies schon in seiner Begrüßung darauf hin, dass der seit Herbst
1999 geltende neue Salzburger Studienplan für das juristische
Diplomstudium den Anforderungen eines europäischen Rechts-
anwalts bereits Rechnung trägt (zB Pflichtfach Europarecht, Absol-
vierung fremdsprachiger Lehrveranstaltungen oder fakultativ ein
Auslandssemester uam).
In seinem Vortrag stellte Eilmansberger die wesentlichen Neuerun-
gen der NiederlassungsRL im Lichte der geplanten österreichischen
Umsetzungsmaßnahmen dar. Siehe dazu die Abhandlung in die-
sem Heft, Seite 318.
Dr. Rupert Wolff, Rechtsanwalt in Salzburg und Vizepräsident des
CCBE (Rat der Europäischen Rechtsanwaltschaften) gab in seinem
Referat einen Überblick über die Umsetzungsmaßnahmen der
einzelnen Mitgliedstaaten. Wolff verdeutlichte auch die negative
Position des CCBE gegenüber Multidisziplinären Partnerschaften
(MDP), als Gesellschaften zur interprofessionellen Zusammenarbeit
von Rechtsanwälten mit anderen Berufsgruppen (zB Wirtschafts-
treuhänder) nach der US-amerikanischen Idee des „One-Stop-
Shopping“. Wie Eilmansberger in seinem Vortrag darstellte, lässt
die NiederlassungsRL mitgliedstaatliche (nicht diskriminierender!)
Verbote solcher MDP unter bestimmten Voraussetzungen unberührt.
Im österreichischen Ministerialentwurf des EuRAG waren MDPs mit
Wirtschaftstreuhändern in sehr engen, zwischen den Berufsgrup-
pen derzeit umstrittenen Grenzen vorgesehen. Wie brisant dieses
Thema ist, zeigt ein von Wolff berichteter niederländischer Fall,
wo ein Verbot von MDP durch die Rechtsanwaltskammer vor den
EuGH gebracht worden ist. Die Position der Wirtschaftstreuhänder
zur Partnerschaft mit Rechtsanwälten stellte Dr. Astrid Wimmer
(Ernst & Young Salzburg) dar. Ihr Vortrag und die abschließende
Podiumsdiskussion (Moderation: Rechtsanwalt Dr. Karl Ludwig

Vavrovsky, Präsident der Salzburger Rechtsanwaltskammer) ließen
erkennen, dass die konkrete Ausgestaltung der MDP nach österrei-
chischem Recht einen schwierigen Ausgleich zwischen den Interes-
sen beider Berufsstände bedingt. So war im Ministerialentwurf des
EuRAG die zwingende Kapitalmehrheit für Rechtsanwälte in einer
MDP mit Wirtschaftstreuhändern vorgesehen, überdies dürfen nur
natürliche Personen, nicht aber Wirtschaftstreuhandgesellschaften
sich an einer MDP beteiligen. Diese zur Sicherung der anwaltli-
chen Unabhängigkeit gedachten Maßnahmen fanden naturgemäß
nicht die Zustimmung der Wirtschaftstreuhänder.

Es ist der Salzburger Rechtsanwaltskammer gelungen, zwei Refe-
renten aus Deutschland und Italien zu gewinnen: Rechtsanwalt
Dr. Eberhard Haas aus Bremen stellte die deutsche, Rechtsanwalt
Dr. Gunther Vinatzer aus Meran (Mitglied des Consiglio Nazionale
Forense) die italienische Rechtslage dar. Beide gerade für österrei-
chische Rechtsanwälte wichtigen Nachbarstaaten haben die Nie-
derlassungsRL bereits umgesetzt und beide Länder erlauben die
MDP mit Wirtschaftstreuhändern.

ao.Univ.-Prof. Dr. Michael Gruber
(Geschäftsführer Rechtsakademie)

Kroatischer Rechtsanwalts-
kammertag 2000
In der Zeit vom 16. bis 17. 3. 2000 fand der 18. Kroatische
Rechtsanwaltskammertag in Zagreb statt, an dem der Österrei-
chische Rechtsanwaltskammertag durch den Präsidenten-Stellver-
treter des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, Dr. Anton
Gradischnig, vertreten war.

Thema des Rechtsanwaltskammertages war der elektronische
Rechtsverkehr und die Rechtsberufe.

Als Vortragende agierten die Rechtsanwälte Tin Matic, M.Ll., Za-
greb, der Herausgeber des Journals „Odvjetnik“ Ramon Mullerat,
Past President des CCBE, Barcelona, und Ranko Pelicaric, der
kroatischen Rechtsanwaltskammer.

Alle Teilnehmer mit Begleitpersonen waren am 16. 3. 2000 um
20.00 Uhr zu einem Konzert des Zagreber Piano Trio in der Klei-
nen Konzerthalle eingeladen. Geboten wurde das Piano Trio Nr 2
in e-Moll Opus 67 von Dmitri Shostakovich und von der Sopra-
nistin Ingrid Jambrisko-Reljac „Die Mainacht op. 43 br. 2“ von
Johannes Brahms und die „Verborgenheit“ von Hugo Wolf sowie
zwei Arien von Giacomo Puccini aus der Oper Gianni Schicchi
und La Boheme.

Im Anschluss war zu einem Galabuffet eingeladen worden, das
den Teilnehmern zu ausführlichen persönlichen Kontaktgesprächen
Gelegenheit bot.

Nach den Vorträgen am Freitag, dem 17. 3. 2000, vormittags,
stand der Nachmittag zur freien Verfügung. Um 20.30 Uhr am
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Abend des 17. 3. 2000 fand ein Galadinner mit Tanz und Stim-
mungsmusik im Hotel Intercontinental in Zagreb statt. Alle aus-
ländischen Gäste wurden mit Herzlichkeit aufgenommen und zur
Wiederkehr im Jahr 2001 freundschaftlich eingeladen.

Präs. Dr. Anton Gradischnig

XXVII. Skilex Kongress 2000
Val d’Isère, Frankreich

Im Zeitraum vom 26. 3. bis 2. 4. 2000 fand der diesjährige
XXVII. Skilex Kongress in Val d’Isère/Frankreich statt. Skilex ist
eine internationale Vereinigung von Rechtsanwälten, Richtern,
Staatsanwälten und Notaren aus insgesamt 25 Ländern (neben
den meisten europäischen Ländern auch Kanada und USA), die
sich mit Fragen des Skirechts im weitesten Sinn befasst.
Themenschwerpunkt des diesjährigen Kongresses war die Frage
„Wem gehört der Berg“ und die sich daraus für den „Eigentümer“
ergebenden Verantwortlichkeiten. Interessanterweise ist nach fran-
zösischem Recht primär der Bürgermeister der Gemeinde, in der
sich das Skigebiet befindet, für eine Verletzung von Sicherungs-
pflichten haftbar.
Besonders interessant war ein „Table ronde“ mit (ehemaligen) fran-
zösischen Skistars, darunter Marielle Goitschel, Sebastien Amiez,
Christelle Saioni, Georges Mauduit und Jean Luc Cretier.
Im Rahmen dieses Skirechts-Kongresses wurden wie üblich auch
die internationalen Sportwettkämpfe (Riesentorlauf, Langlauf,
Snowboard) durchgeführt. Die österreichischen Teilnehmer haben
dabei wie gewohnt gut abgeschnitten und im Nationencup nur
ganz knapp den ersten Rang verfehlt.
In den Einzelbewerben gab es folgende Medaillenränge:

I. Langlauf

a) Damen: 2. Platz: Beatrix Kiechl
b) Damen Gäste: 1. Platz: Josefine Druml

2. Platz: Elfi Riebenbauer
c) Herren: 1. Platz: Ludwig Druml (Altersklasse 2)

2. Platz: Anton Mayr (Altersklasse 2)
3. Platz: Arnold Riebenbauer (Altersklasse 3)

d) Kinder: 3. Platz: Heinrich Wallner jun.

II. Riesenslalom

a) Damen: 3. Platz: Beatrix Kiechl
b) Damen Gäste: 1. Platz: Elfi Riebenbauer

2. Platz: Monika Isola
c) Herren: 1. Platz: Frank Haun (Altersklasse 1 und

Tagesbestzeit!)
1. Platz: Hannes Seiser (Altersklasse 2)
2. Platz: Kurt Hirn (Altersklasse 2)

d) Kinder: 2. Platz: Heinrich Wallner jun.

III. Kombinationswertung (RTL – Langlauf)

a) Damen: 2. Platz: Beatrix Kiechl

b) Damen Gäste: 1. Platz: Elfi Riebenbauer
2. Platz: Josefine Druml

c) Herren: 1. Platz: Anton Mayr (Altersklasse 2)
3. Platz: Ludwig Druml (Altersklasse 2)

IV. Parallelslalom

1. Platz: Frank Hann
2. Platz: Kurt Hirn

V. Snowboard

3. Platz: Rudolf Zahlbruckner

VI. Langlauf-Staffel

1. Platz: Österreich I
(Druml – Kiechl – Riebenbauer)
2. Platz: Österreich II
(De Nicolo – Jos. Druml – Mayr)

In der Nationenwertung belegte Österreich knapp hinter Frank-
reich den 2. Rang.

Vorschau

XXVIII. Skilex Kongress 2001
Gällivare, Schweden

Der Kongress 2001 findet vom 18. 3. bis 25. 3. 2001 in Gällivare,
Schweden, statt. Gällivare ist bekannt als Austragungsort mehrerer
Weltcup-Veranstaltungen der FIS (Slalom, Riesentorlauf) und ist
natürlich ein Paradies für Langläufer. Es liegt etwa 100 km nörd-
lich des Polarkreises und ist mit dem Flugzeug über Stockholm
direkt zu erreichen. Wer vor drei Jahren am Skilex-Kongress in
Levi, Finnland, teilgenommen hat, wird bestätigen können, dass
der Winter in diesen Breiten ein für uns unnachahmliches „exoti-
sches“ Erlebnis ist.

Interessenten mögen daher den Termin vormerken. Die entspre-
chenden Kongressunterlagen werden ab Herbst vorliegen und kön-
nen, wie üblich, bei mir angefordert werden.

RA Dr. Günther Riess
6020 Innsbruck

Vors. von Skilex Österreich
Maria-Theresien-Straße 38

Tel (+43-512) 58 38 66
Fax (+43-512) 57 27 61

e-mail: klee-fuith-riess@vip.rdb.at
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Doping-Forum des Konstanzer
Arbeitskreises für Sportrecht
In den Räumen der Deutschen Sporthochschule Köln fand am
29. 2. 2000 ein hochkarätiges Diskussionsforum unter Teilnahme
internationaler Doping-Experten statt. Das Tagungsprogramm um-
fasste schwerpunktmäßig drei Themenkreise:

1. Die Schaffung nationaler bzw einer internationalen Doping-
Agentur(-en) und den damit verbundenen Problemen der Übertra-
gung verbandsrechtlicher Ahndungskompetenz auf eine derartige
Institution sowie die damit verbundene Abgabe von Teilautono-
mien durch die Verbände

2. Sanktionsproblematik und Verschuldensprinzip

3. Medizinische Erörterungen

Als Referenten konnten unter anderem Herr Jaime Andreu (Leiter
des Sport-Referats der Europäischen Kommission), Dr. Thomas
Bach (Mitglied des IOC), Dr. Matthieu Reeb (Generalsekretär
Tribunal Arbitral du Sport), Dr. Robert Siekmann (Asser Institut Den
Haag) ua gewonnen werden.

Ein wesentliches Problem im Kampf gegen Doping im Sport stellt
die Zersplitterung der einzelnen relevanten Bestimmungen in ver-
schiedenen Gesetzen dar. Im gesamten EU-Raum sind Doping-Vor-
schriften überwiegend in leges speciales zu finden (vgl zB § 95
Deutsches Arzneimittelgesetz), es fehlt in den einzelnen Mitglieds-
staaten an einer nationalen, einheitlichen Gesetzgebung und euro-
paweit an einer Harmonisierung der Bestimmungen. Viele Ver-
bandsregelungen betreffend der Sanktionierung von Doping-Ver-
stößen sehen sich außerdem mit einer Grundrechtsproblematik
konfrontiert. So beinhalten von 39 untersuchten Verbandsregeln
nur 7 das Recht auf Kenntnisnahme der Anklage, 8 das Recht, um
in Person zu erscheinen und 11 das Recht auf schriftliche Prozess-
führung. (Quelle: Studie des T.M.C. Asser Instituts Den Haag)

1983 wurde das „Tribunal Arbitral du Sport“ (TAS, engl CAS)
gegründet, eine Institution, welche sich ausschließlich Streitfällen
im Bereich des Sports widmet. Das Tribunal hat seinen Sitz in
Lausanne, führt aber ebenso „ad hoc Büros“ während Olympi-
scher Spiele. Die Rechtsprechung des TAS geht von einer strengen
Haftung („strict liability“) in Doping-Fällen aus, das heißt, dass das
bloße Vorhandensein einer verbotenen Substanz im Körper eines
Athleten zu Sanktionen führt, unabhängig vom Verschulden. Von
Seiten des Athleten ist ein Entlastungsbeweis möglich, der im
Nachweis einer fehlerhaften Analyse besteht. Das Internationale
Olympische Komitee (IOC) befasste sich – naturgemäß – sehr rege
mit Fragen zur Doping-Problematik und rief die WADA – World
Anti Doping Agency ins Leben. Diese Anti-Doping-Agentur wird
zurzeit noch vom IOC alleine finanziert, einzelne Regierungen
beteiligen sich aber an den Kosten. In der EU erfolgt die Mitfinan-
zierung seitens der Kommission und des Europarates. Auch im IOC
ist das Sanktionssystem ein Kernpunkt der Juristischen Kommission.

Wie auch das TAS, geht das IOC von einer strict liability aus,
wobei auch hier der Umstand einer verschuldensunabhängigen
Bestrafung zu einer teils sehr emotionalen Diskussion im Zuge der
Tagung führte. Unabhängig vom Verschulden führt die Auffindung
einer verbotenen Substanz zu einer Disqualifikation vom Wett-
kampf sowie zur Aberkennung von Titeln und Prämien. Diese Sank-
tion wurde damit begründet, dass der unerwünschte Wettbewerbs-
vorteil des gedopten Athleten gegenüber seinen „sauberen“ Mit-
bewerbern auch dann bestehen bleibt, wenn der betroffene Athlet
keinerlei Ahnung von der Zuführung verbotener Substanzen hatte.
Es wäre gegenüber den nicht gedopten Sportlern nicht zu rechtfer-
tigen, dass ein Mitbewerber im Reglement belassen wird, dessen
Leistungsfähigkeit unerlaubt gesteigert wurde. Die „Regelsanktion“
für einen Erstverstoß stellt eine Wettbewerbssperre in der Dauer
von 2 Jahren dar, diese kann mit Rücksicht auf den Einzelfall auf
6 Monate reduziert sowie natürlich auch erhöht werden.

Einhelliger Tagungstenor war, dass häufiger durchgeführte Doping-
Kontrollen während der Trainingsphasen wünschenswert wären,
diese zahlreichen Kontrollen finanziell aber nicht machbar seien.

Als wünschenswert ist von den zahlreichen Teilnehmern auch die
Schaffung eindeutiger rechtlicher Rahmenbedingungen zur Kon-
trolldurchführung (Zutrittserlaubnis zu Sportstätten, xeReglementie-
rung der Eingriffsrechte in die Privatsphäre des Sportlers etc)
erachtet worden. Der ständige Fortschritt in der Medizin, der auch
vor dem Doping nicht halt macht, stellt alle involvierten Personen,
Trainer, medizinische Betreuer, Therapeuten ua, vor immer schnel-
ler wechselnde Herausforderungen. Die Liste verbotener Substan-
zen oder ihrer erlaubten Grenzwerte unterliegt einer ständigen
Aktualisierung, und die mangelnde Kenntnismöglichkeit aller die-
ser stetigen Veränderungen stellt vor allem Vereine und Verbände
mit geringen finanziellen Mitteln vor Probleme, da sie sich qualifi-
ziertes medizinisches Personal mit einschlägiger Kenntnis einfach
nicht leisten können. Als Ansatz einer Problemlösung wurde wäh-
rend der Tagung die Schaffung nationaler Doping-Agenturen be-
sprochen. Als Grunderfordernisse einer derartigen Institution wur-
den staatliche Unabhängigkeit, zentralistische Organisation und
die Zusage an die einzelnen Sportverbände, in der Garantie ihrer
Autonomie, angesehen.

Zum Abschluss sorgte noch ein Referat von Dr. Udo Steiner,
deutsches Bundesverfassungsgericht, für einige Diskussionen, da
Dr. Steiner keine verfassungsrechtliche Grundrechtsproblematik in
den Verbandsregeln sieht.

Das vom Konstanzer Arbeitskreis für Sportrecht veranstaltete Do-
ping-Forum bot für die an Sport interessierten Juristen die Möglich-
keit, sich einer Materie zu nähern, die in ihrer Erscheinung ein
weltumspannendes Problem geworden ist. Eine rechtliche – und
vor allem in erster Linie – gesetzlich eindeutige Auseinanderset-
zung ist dringend vonnöten.

Mag. Barbara Spindler
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Maria Anna von Ertl’sche
Stiftung
Die Maria Anna von Ertl’sche Stiftung verleiht auch im Jahre 2000
Stipendien an Rechtsanwälte, die in diesem Jahr erstmals in die
Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer Wien eingetra-
gen werden.
Rechtsanwälte, welche im Jahre 2000 in die Liste eingetragen
wurden oder in diesem Jahr (bis zum 31. 12. 2000) eingetragen
werden und sich um die Stiftung bewerben wollen, werden einge-
laden, ihre Anträge schriftlich bis spätestens 1. 11. 2000 bei der
Rechtsanwaltskammer Wien einzubringen.
Die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwalts-
kammer Wien im Zeitpunkt der Antragstellung ist nicht Vorausset-
zung für die Antragstellung.
P 2. 1. Abs des Stiftungsbriefes bestimmt:
„Diese Stiftung soll nur angehenden Rechtsanwälten, dh solchen,
bei welchen bereits die Voraussetzungen für die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft in Wien gegeben sind, verliehen werden, wel-
che ferner unbemittelt sind, von Sitten, Rechtschaffenheit und christ-
katholischer Religion echte Beweise abstatten und zugleich den
Nachweis der mindestens mit sehr gutem Erfolg abgelegten Rechts-
anwaltsprüfung erbringen.“
P 4. 1. Abs des Stiftungsbriefes regelt:
„Derjenige, welchem die Stiftung verliehen wird, erhält nach ge-
schehener Flüssigmachung zur Einrichtung seiner Kanzlei sogleich
einen Betrag von öS 150.000,– bar und sohin durch fünf nachei-
nanderfolgende Jahre jedes Jahr öS 60.000,– in halbjährigen, im
nachhinein verfallenden Raten gleichfalls bar als Stiftungsgenuß.“
Punkt Fünftens des Stiftungsbriefes bestimmt:
„Die Verleihung der Maria Anna von Ertl’schen Stiftung hat durch
ein aus dem Präsidenten der für Wien zuständigen Rechtsanwalts-
kammer, den beiden Administratoren der Stiftung und zwei vom
Ausschuß der für Wien zuständigen Rechtsanwaltskammer für den
jeweiligen Verleihungsfall abzuordnenden Mitglieder desselben
bestehenden Komitee mittels Beschluß nach absoluter Stimmen-
mehrheit zu erfolgen.“
In den Stiftungsbrief kann in der Bibliothek der Rechtsanwaltskam-
mer Wien Einsicht genommen werden.

Walter-Haslinger-Preis
Ausschreibung

Die Walter-Haslinger-Privatstiftung setzt für hervorragende wissen-
schaftliche Arbeit aus dem Bereich des Wirtschaftsrechts, insbeson-
dere des Unternehmens-, Gesellschafts- und Umweltrechts und der
wirtschaftsrelevanten Teile des allgemeinen Privatrechts, den Wal-
ter-Haslinger-Preis in Höhe von S 50.000,– aus. Der Preis wird
jährlich vergeben.

Teilnahmebedingungen

1. Die Bewerber(innen) dürfen das 35. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben. Sie müssen Angehörige oder Absolventen der Uni-
versität Linz oder Salzburg oder im Bereich des OLG Linz beruflich
tätig sein. Professoren österreichischer Universitäten und Mitarbei-
ter der Rechtsanwälte Haslinger/Nagele & Partner sind von der
Teilnahme ausgeschlossen.
2. Eingereicht werden können in deutscher Sprache verfasste,
unveröffentlichte Arbeiten und solche, deren Veröffentlichung nach
dem 1. 7. 1999 erfolgt ist. Bei Dissertationen/Diplomarbeiten gilt
der gleiche Termin für deren Approbation.
3. Die Arbeit muss bis spätestens 30. 6. 2000 bei der Walter-
Haslinger-Privatstiftung, 4020 Linz, Landstraße 12, im verschlosse-
nen Umschlag einlangen. Der eingereichten Arbeit ist ein kurzer
Lebenslauf der Verfasserin/des Verfassers beizulegen; etwaige
akademische Zeugnisse, die für die Arbeit erteilt wurden, sind
bekannt zu geben. Sollte die Arbeit bereits bei anderen Institutio-
nen, welche Preise stiften, eingereicht oder prämiert worden sein,
ist dies im Bewerbungsschreiben mitzuteilen.
4. Über die Zuerkennung des Preises entscheidet der Stiftungsvor-
stand auf Vorschlag des Kuratoriums. Der Preis kann unter mehre-
ren Autor(inn)en geteilt werden. Mangels preiswürdiger Arbeiten
kann die Vergabe ausgesetzt werden.
Die Entscheidung der Stiftungsorgane ist endgültig und unterliegt
keinerlei Anfechtung, insbesondere auch nicht vor Gericht.
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Disziplinarrecht
7673

§ 5 StPO – Bindungswirkung des Strafurteiles
Die OBDK ist ebenso wie bereits der DR an die
Feststellungen eines Strafurteiles (mit Schuld-
spruch) gebunden: Ein ordnungsgemäß zu Stande
gekommenes Strafurteil stellt eine so hohe Ga-
rantie der Wahrheitsfindung dar, dass von der
Tatsache einer rk strafgerichtlichen Verurteilung
auszugehen ist und es bei der erforderlichen Be-
dachtnahme auf die Einheit der Rechtsordnung
nicht tragbar wäre, wenn der DR die schlüssigen
Tatsachenfeststellungen eines solchen Urteiles
unbeachtet ließe. Nach stRsp der OBDK ist ein
Abgehen von den Feststellungen des verurteilen-
den Strafurteiles nur bei schwerwiegenden Be-
denken gegen deren Richtigkeit zulässig.

OBDK 28. 2. 2000, 2 Bkd 9/99

Aus den Gründen:

Wie der DR zutreffend erkannt hat, enthält das DSt zwar keine aus-
drücklich normierte Bindung an ein verurteilendes Straferkenntnis,
jedoch hat die OBDK zu dieser Problematik in stRsp den Stand-
punkt vertreten, dass der DR an ein verurteilendes Erk des Straf-
gerichtes und an dessen Feststellungen gebunden ist (AnwBl 1961,
73), und dass von der Tatsache einer rechtskräftigen strafgericht-
lichen Verurteilung auszugehen ist, weil ein ordnungsgemäß
zu Stande gekommenes Strafurteil eine so hohe Garantie der
Wahrheitsfindung darstellt, dass es bei der erforderlichen Bedacht-
nahme auf die Einheit der Rechtsordnung nicht tragbar wäre,
wenn der DR die tatsächlichen schlüssigen Feststellungen eines sol-
chen Urteiles unbeachtet ließe. Daraus folgt, dass der DR jeden-
falls an die wesentlichen Feststellungen eines verurteilenden Erk
des Strafgerichtes in seiner Rechtsprechung gebunden ist (AnwBl
1995, 657 = 14 Bkd 9/94). Soweit aus dem Inhalt des Strafaktes
des LG Y festgestellt wurde, besteht kein Anlass, am ordnungs-
gemäßen Zustandekommen jener Feststellungen, die das LG Y zu
seinem Schuldspruch veranlasst haben, zu zweifeln, zumal auch
die Überprüfung dieses Urteiles durch den OGH ebenfalls zur vol-
len Bestätigung geführt hat. Der DB versucht im Wege über seine
Berufung im DisVerfahren das zu erreichen, was ihm im Strafver-
fahren nicht gelungen war, nämlich die Bestätigung zu erhalten,
dass er korrekt gehandelt hat. Dieses Bemühen ist jedoch schon im
Rechtsmittelverfahren vor den ordentlichen Gerichten nicht gelun-
gen und kann im DisVerfahren ebenso wenig zum Erfolg führen,
da eben die Feststellungen aus dem Strafverfahren, wonach der

DB einen Dritten zur Abgabenhinterziehung bestimmt hat, in nicht
mehr bekämpfbarer Form vorliegen. Von diesen Feststellungen hat
auch der DR bzw die OBDK auszugehen. Danach hat der DB bei
A den Willen zur Tat, nämlich zur Abgabenhinterziehung hervor-
gerufen, wobei er es zumindest ernstlich für möglich hielt und sich
damit abfand, dass A nach seinem bzw seines Mandanten (B) Wil-
len die Verpflichtung zur Führung von dem § 76 Einkommensteuer-
gesetz 1972 entsprechenden Lohnkonten verletzt und er es für
gewiss hielt, dass A durch die von ihm bzw B geforderte Vorgangs-
weise, nämlich die Zahlung der S 3,6 Mio in bar ohne Erwähnung
im schriftlichen Vertrag, Abgaben hinsichtlich S 3,6 Mio hinter-
ziehen wird. Es ist dem DB im Strafverfahren weder in 1. noch in
2. Instanz gelungen, die maßgeblichen Feststellungen erfolgreich
zu bekämpfen. Im Hinblick auf die ständige Rechtsprechung der
OBDK, wonach ein Abgehen von den Feststellungen des verurtei-
lenden Strafurteiles nur bei schwerwiegenden Bedenken gegen die
Richtigkeit dieser Feststellungen zulässig ist, verbleibt für die OBDK
nur zu prüfen, ob es Zweifel an der Richtigkeit der den DB betref-
fenden Feststellungen geben könnte. Im Hinblick darauf, dass über
die Nichtigkeitsbeschwerde des DB gegen das Urteil des LG Y, in
welcher er ausdrücklich auch die Tatsachenrüge (§ 281 Abs 1
Z 5a StPO) erhob, der OGH die Tatsachenrüge prüfte und aus-
drücklich ausführte, dass diese Rüge weder durch den Hinweis auf
die steuerliche Fachberatung erst nach der Bestimmung des A zu
dessen Tat noch durch die der Beweislage nicht entsprechende
Behauptung, der Steuerberater sei tatsachengemäß informiert wor-
den, erhebliche Bedenken gegen die entscheidenden Sachver-
haltsgrundlagen des Urteiles hervorzurufen vermag, besteht für die
OBDK keine Veranlassung, sich mit der Frage, ob die in einem
ordnungsgemäß durchgeführten Verfahren getroffenen Feststellun-
gen des LG Y fehlerhaft, ja sogar grob fehlerhaft waren, zu befas-
sen. Die OBDK ist sohin ebenso wie bereits der DR an diese Fest-
stellungen gebunden und erübrigt sich jede weitere meritorische
Behandlung dieses Berufungsvorbringens.

Anmerkung:

Diese Begründung zeigt die bekannten Schwierigkeiten eines Dis-
Verfahrens auf, wenn ein wegen derselben Tathandlung vorange-
gangenes gerichtliches Strafverfahren mit Schuldspruch des Besch
geendet hat. Einerseits bietet ein Strafurteil eine „hohe Garantie
der Wahrheitsfindung“, andererseits kann die OBDK von den Fest-
stellungen „nur bei schwerwiegenden Bedenken gegen deren Rich-
tigkeit“ – also doch – abgehen. Einerseits können Beweiswürdi-
gung und Tatsachenfeststellungen eines Schöffengerichtsurteiles
grundsätzlich nicht bekämpft werden und andererseits wird der be-
sondere Nichtigkeitsgrund des § 281 Abs 1 Z 5a StPO vom OGH
derart restriktiv angewendet, dass er – vielleicht ebenso wie die ao
Wiederaufnahme des § 362 StPO – das kümmerliche Dasein einer
Prüfungsfrage fristet. Geht man davon aus, dass im Strafverfahren
(außer beim BG oder Einzelrichter) die erstinstanzlichen Feststel-
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lungen noch angefochten werden können, wäre es theoretisch
durchaus denkbar, durch fundierte Einwendungen im DisVerfahren
gegen Feststellungen und Beweiswürdigung zB eines Schöffenge-
richtsurteiles die meritorische Behandlung solcher Einwendungen
im DisVerfahren zu erreichen, wenn „schwerwiegende Bedenken
gegen die Richtigkeit dieser Feststellungen“ bei der Standes-
behörde wachgerufen werden können. Das ist aber nur möglich,
wenn die Einwendungen vorher inhaltlich geprüft werden. Der
Weckruf erfordert also, dass die Standesbehörde auch schon vor-
her nicht schläft.

Selbstverständlich ist im nachfolgenden oder fortgesetzten DisVer-
fahren von einem vorliegenden rk Schuldspruch im gerichtlichen
Strafverfahren auszugehen. Ob das auch für die Feststellungen des
Strafurteiles gilt, ist mit Vorsicht zu untersuchen. Die Rechtskraft ei-
nes Strafurteiles ist auf den konkreten Fall beschränkt, eine weiter-
gehende rechtserzeugende Wirkung kommt einem solchen Urteil
nicht zu (SSt 6/36, EvBl 1976/152). Ebenso wie das Gericht die
Frage, ob und inwieweit der Angeklagte schuldig ist, aufgrund
seiner eigenen Feststellungen selbstständig zu lösen hat, muss dies
ein DisSenat tun, wozu noch kommt, dass der disziplinäre Tatbe-
stand weiter als der strafrechtlich relevante sein oder zusätzliche
Fakteninhalte haben kann. Mord ist Mord; aber ob eine Veruntreu-
ung auch eine disziplinäre Verletzung von Treuhänderpflichten ist,
muss im DisVerfahren selbstständig geprüft werden. Die Standes-
judikatur, betreffend die Bindung an Feststellungen im Gerichtsurteil
ähnelt der OGH-Judikatur in Finanzstrafsachen betreffend die Bin-
dung an einen Abgabenbescheid: keine formelle Bindung zwar,
aber eine „hohe Garantie der Wahrheitsfindung, dass es . . . nicht
tragbar wäre, die schlüssigen Feststellungen eines solchen Urteiles
unbeachtet zu lassen“. Das verlangt niemand, aber auch schlüs-
sige Feststellungen können falsch sein. Die „Bedachtnahme auf die
Einheit der Rechtsordnung“ wird ad absurdum geführt, wenn die
Bekämpfung falscher Urteilsfeststellungen nur deswegen unbeach-
tet bleibt, weil sie nicht gut genug war, um bei der Standesbehörde
schwerwiegende Bedenken herbeizuführen.

Die Standesjudikatur ist, wie figura zeigt, restriktiv.

Strigl

PS: Sie haben Recht: Der Titel mit „§ 5 StPO“ ist falsch, aber:
einen bessern findst du nit.

7674

§ 25 DSt – keine Delegierung
Die Delegierung eines DisVerfahrens nur deswe-
gen, weil ein Vizepräsident oder Präsident einer
RAK im konkreten Fall Rechtsvertreter des Anzei-
gers war – weil es (lt Besch) bei der „funk-
tionärsmäßigen Prominenz des Anzeiger-Vertre-

ters offenkundig und anzunehmen sei, daß der
DR nicht gänzlich unbefangen sei“ und „weil der
Besch keinen erfahrenen und sachkundigen Ver-
teidiger für das vorliegende Verfahren finden
werde“ – ist nicht gerechtfertigt.

OBDK 28. 2. 2000, 2 Bkd 11/99

Aus den Gründen:

Im Delegierungsantrag wird vorgebracht, dass die DisAnzeige
vom damaligen Vizepräsidenten der X-RAK, Dr. Y, der kurz vor der
Zustellung des Einleitungsbeschlusses an den DB zum Präsidenten
der X-RAK gewählt worden war, eingebracht worden sei. Neben
einer Aufforderung an den Präsidenten des DR, den UK des vorlie-
genden Verfahrens sowie den KA wegen unangemessener Dauer
des Verfahrens von diesen Funktionen zu entbinden, wird behaup-
tet, infolge der funktionärsmäßigen Prominenz des Anzeigers sei
es praktisch ausgeschlossen, für das vorliegende Verfahren einen
(gemeint: erfahrenen und sachkundigen) Verteidiger zu finden, sei
die Senatsbesetzung für sämtliche Mitglieder des Kammeraus-
schusses und deren Partner ebenso inkompatibel wie für Mitglieder
des Anwaltsclubs, dem der Anzeiger angehört, und für diesem
persönlich verbundene Anwaltskollegen. Auch andere Kammermit-
glieder hätten „verständlicherweise“ kein Interesse, gegen („emo-
tionale und sachlich ungerechtfertigte“) Angriffe des Kammerpräsi-
denten aufzutreten.

Bei dieser Situation sei „offenkundig und anzunehmenderweise“
eine gänzliche Unbefangenheit des DR nicht gegeben, weswegen
gem § 25 Abs 1 DSt beantragt werde, das DisVerfahren dem DR
der Z-RAK zur Durchführung zu übertragen.

Die Durchführung eines DisVerfahrens kann wegen Befangenheit
der Mitglieder oder aus anderen wichtigen Gründen (ua) auf
Antrag des Besch einem anderen DR übertragen werden (§ 25
Abs 1 DSt).

Das Begehren auf Delegierung stützt sich auf den Umstand, dass
der Anzeiger (nunmehr) Präsident jener Anwaltskammer ist, deren
DR das Verfahren durchzuführen hat. Im Antrag wird weder
behauptet noch glaubhaft gemacht, dass dem DB der Umstand der
Wahl des Anzeigers in die relevierte Kammerfunktion, die bereits
vor der Zustellung des Einleitungsbeschlusses an den DB erfolgte,
erst nach Ablauf der Antragsfrist bekannt geworden wäre. Der
Delegierungsantrag ist daher verspätet.

Lediglich ein Delegierungsantrag des DR selbst ist nicht an die ge-
stellte Frist gebunden (RV 1188 BlgNR 17. GP, bei Feil/Wennig3,
25 DSt Rz 1). Eine Befangenheit des gesamten DR setzt aber das
Vorliegen eines Befangenheitsgrundes voraus, der alle DR-Mitglie-
der gemeinsam betrifft, oder das Vorliegen verschiedener individu-
eller Gründe bei allen abgelehnten DR-Mitgliedern. In diesem Fall
kommt eine Delegierung nur dann in Betracht, wenn aus den nicht
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(erfolgreich) abgelehnten Mitgliedern ein Senat iSd § 15 DSt nicht
mehr gebildet werden kann (10 Bkd 2/91, 10 Bkd 5/92 ua).

Im Übrigen ist der Umstand, dass der Anzeiger der Präsident jener
RAK ist, deren DR das Verfahren durchzuführen hat (insbesondere
aus Gründen der Unabhängigkeit des DR, § 14 DSt, sowie der
dem Präsidenten einer AK lediglich zustehenden funktionellen Son-
deraufgaben), kein wichtiger, iSd § 25 Abs 1 DSt eine Delegie-
rung rechtfertigender Grund (15 Bkd 1/94, 6 Bkd 1/91).

Soweit der vorliegende Antrag inhaltlich die Ablehnung des (ge-
samten) DR enthält (sh auch telefonische Erklärung des DB gegen-
über dem Vorsitzenden des für die Durchführung der mündlichen
DisVerhandlung zuständigen Senates des DR, Aktenvermerk vom
24. 9. 1999, ON 31 der DisAkten), wird vom DR in sinngemäßer
Anwendung der Bestimmung des § 74 Abs 1 StPO vorzugehen
sein. Eine Pauschalablehnung des gesamten DR ist jedoch nicht
möglich (Feil/Wennig, aaO, Rz 6).

Es liegt auch in der Hand des DB, welchem Verteidiger er seine
Vertretung im DisVerfahren anvertraut. Bei dieser Wahl ist er nicht
auf die Mitglieder jener Kammer beschränkt, deren DR das Verfah-
ren gegen ihn durchzuführen hat (vgl § 34 DSt). Auch mit dem
diesbezüglichen Vorbringen wird kein wichtiger Grund iSd § 25
Abs 1 DSt geltend gemacht.

Der Antrag des DB auf Delegierung des DisVerfahrens an den DR
der Z-RAK war somit, weil der DR dem Antrag zustimmte und seine
Entscheidungskompetenz nicht wahrgenommen hat, nunmehr von
der OBDK (schon zur Vermeidung einer Verletzung des verfas-
sungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes auf ein Verfahren vor dem
gesetzlichen Richter) wegen Versäumung der Antragsfrist als ver-
spätet zurückzuweisen (§ 25 Abs 4 DSt).

Anmerkung:

Der Antrag wurde wegen Versäumung der Antragsfrist (§ 25
Abs 2 DSt) zurückgewiesen. Aber der Senat hat sich dennoch mit
den Gründen für die (ansonsten gebotene) Abweisung befasst. Die
bloß theoretische Gefahr einer nicht unbefangenen Amtsausübung
reicht ohne Substantiierung und Bescheinigung einer konkreten
Behauptung in Richtung Befangenheit nicht aus; Befürchtungen aus
mehr oder weniger „gefühlsmäßigen“ Gründen indizieren keine
Befangenheit. Wenn der Besch einen ergebnislosen Antrag an den
DR-Präsidenten auf Entbindung von UK und KA (?) gestellt hat, hat
dies nichts mit der nicht einmal andeutungsweise aufgestellten Be-
hauptung zu tun, dass der Präsident der RAK – dem im DisVerfah-
ren nicht die geringste Funktion zukommt – einen gesetzwidrigen
Eingriff in das DisVerfahren auch nur versuchen würde oder dass
ein solcher Versuch geschehen ist oder aus konkreten Gründen
demnächst bevorsteht. Eine solche Intervention wäre wegen der
Weisungsfreiheit und Unparteilichkeit der DR-Mitglieder (§ 14 DSt)
gesetzwidrig und gegebenenfalls sogar ein DisVergehen.

Strigl

7675

§ 10 Abs 1 RAO – Doppelvertretung

Wenn ein RA nach voller Willenseinigung der
Parteien lediglich einen Abtretungsvertrag und
eine Firmeneingabe verfasst und der Vertrag
eine Schadloshaltung für Kreditverbindlichkeiten
jener GmbH, deren Anteile abgetreten werden,
enthält und im konkreten Fall davon ausgegan-
gen werden kann, dass dem besch RA bloß die
Einhaltung der richtigen Form für die Errichtung
des Abtretungsvertrages zufiel, liegt keine Dop-
pelvertretung vor.

OBDK 21. 2. 2000, 7 Bkd 8/99

Aus den Gründen:

Gem § 10 Abs 1 RAO ist ein RA verpflichtet, die Vertretung oder
auch nur die Erteilung eines Rates abzulehnen, wenn er die Ge-
genpartei in derselben oder in einer damit zusammenhängenden
Sache vertreten hat. Unter „vertreten“ iSd § 10 Abs 1 RAO ist
daher jedwede anwaltliche Tätigkeit zunächst für und dann gegen
den Klienten zu verstehen. Wird ein Vertrag unter der alleinigen
Intervention nur eines RA abgeschlossen und formuliert, hat der
Anwalt beide Vertragsteile unparteiisch mit gleicher Sorgfalt und
Treue zu behandeln und vor Interessengefährdung zu bewahren.
Er darf dann auch in der Folge anlässlich eines Streits aus einem
solchen Vertrag nicht die eine Partei gegen die andere vertreten.
Einer derartigen Doppelvertretung macht sich ein RA aber nur
dann schuldig, wenn er mit der Vertragserrichtung von beiden Tei-
len – sei es ausdrücklich, sei es stillschweigend – beauftragt war,
nicht aber dann, wenn die Parteien bereits über den Vertragsinhalt
einig waren, also dem RA bloß die Einhaltung der richtigen Form
zufiel (AnwBl 1963, 108; SZ 28/57; AnwBl 1994, 703).

Aus dem Akteninhalt ergibt sich eindeutig, dass die Vorgespräche
zur Generalversammlung der X-GmbH ohne Intervention von Vertre-
tern stattfanden und auch bei der Generalversammlung vom 16. 9.
1996 eine Intervention dritter Personen nicht erfolgte. Eine schriftli-
che Vereinbarung kam lediglich nach Beratung mit einem Steuer-
berater zu Stande. Nach voller Willenseinigung der Parteien wurde
dem DB lediglich der Auftrag der Errichtung des Abtretungsvertra-
ges und der Registereingabe erteilt, wobei durch den Anzeiger ver-
langt wurde, dass im Abtretungsvertrag ein Passus enthalten sein
müsse, wonach er von seinem Bruder hinsichtlich der Kredite der
X-GmbH bei der Y-Sparkasse und der Z-Bank schad- und klaglos ge-
halten werden müsse. Aus dem im Akt erliegenden Abtretungsver-
trag ergibt sich, dass es sich um einen üblichen Abtretungsvertrag
handelt, der mit Ausnahme der durch AX gewünschten Schad- und
Klagloshaltung hinsichtlich zweier Kredite keine besonderen Bestim-
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mungen aufweist. Es kann daher davon ausgegangen werden, dass
sich die Parteien – der Anzeiger AX, seine Mutter und sein Bruder –
hinsichtlich des Vertragsinhaltes bereits einig waren, sodass dem
DB bloß die Einhaltung der richtigen Form für die Errichtung des
Abtretungsvertrages zufiel. Damit lag im Zusammenhang mit der Er-
richtung des Abtretungsvertrages und der Registereingabe eine Ver-
tretungshandlung des DB für den Anzeiger AX nicht vor, sodann bei
der danach ausgeübten Tätigkeit des DB für die X-GmbH gegen AX
der Tatbestand der Doppelvertretung nicht verwirklicht worden ist.

Anmerkung:
Die E verweist auf Vor-Judikatur; das Formulieren und Einhalten der
richtigen Form in einem Vertrag, der erst nach voller Willenseini-
gung der Parteien errichtet wurde und die Verfassung der entspre-
chenden Firmenbucheingabe sind ungeachtet ihrer vertraglichen
Schadloshaltungsklausel für Bankschulden der GmbH standesrecht-
lich unbedenklich, wenn der Vertrag keine ungewöhnlichen ande-
ren Bestimmungen enthält.
Der Besch durfte daher die früheren Geschäftsführer und Gesell-
schafter bei diesem Vertrag vertreten (genauer: als deren Vertrags-
anwalt auftreten), obwohl er vorher im Interesse aller Gesellschaf-
ter gegen die GmbH eingeschritten war.
Deswegen hatte die Berufung des Besch Erfolg.

Strigl

Kostenrecht
7676

§ 381 Abs 1 StPO; TP 13 GGG
Die Pauschalkosten (§ 381 Abs 1 Z 1 StPO) einer-
seits und die im Strafverfahren zu entrichtenden
Gerichtsgebühren (Z 7 leg cit) andererseits sind
voneinander grundsätzlich unabhängig und bil-
den zusammen mit den übrigen in den Z 2 bis 6
und 8 des § 381 Abs 1 StPO angeführten Verfah-
rensaufwendungen (als Oberbegriff) die „Kos-
ten des Strafverfahrens“, die – soweit nicht die
hier allein in Betracht kommende, aber nicht
aktuelle Ausnahme hievon nach § 381 Abs 4
2. Satz StPO zum Tragen kommt – prinzipiell
nebeneinander der zum Kostenersatz verpflich-
teten Partei aufzuerlegen sind.

OGH 28. 10. 1999, 12 Os 117/99

Sachverhalt:

Die wegen der Vergehen der üblen Nachrede nach § 111 Abs 1
StGB und der Beleidigung nach § 115 Abs 1 StGB erhobenen Pri-
vatanklage wurde gem § 259 Z 3 StPO nach Freispruch erledigt

und der Privatankläger gem § 390 Abs 1 StPO zum Ersatz der
Kosten des Strafverfahrens verpflichtet. Mit Urteil des LG für Straf-
sachen Graz als Berufungsgericht vom 25. 3. 1999, AZ 1 Bl 40/
99, wurde die vom Privatankläger dagegen erhobene Berufung
wegen Nichtigkeit und Schuld „als unbegründet zurückgewiesen“
und dem Privatankläger auch der Ersatz der Kosten des Rechtsmit-
telverfahrens auferlegt (§ 390a Abs 1 StPO).

In der Folge bestimmte das BG für Strafsachen Graz mit Beschluss
vom 8. 4. 1999 die Pauschalkosten mit S 5000,–. Der dagegen
erhobenen Beschwerde des Privatanklägers gab das LG für Straf-
sachen Graz mit Entscheidung vom 24. 6. 1999, AZ 1 Bl 145/99
Folge und hob den angefochtenen Kostenbestimmungsbeschluss –
ohne sich mit den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen in
auch nur annähernd sachbezogener Weise auseinanderzusetzen –
mit der unsubstanziert gebliebenen Begründung, dass „neben den
Eingabegebühren nach TP 13 im Strafverfahren aufgrund von Pri-
vatanklagen keine weiteren Gerichtsgebühren zu entrichten sind“,
ersatzlos auf.

Der OGH gab der vom Generalprokurator erhobenen Nichtigkeits-
beschwerde zur Wahrung des Gesetzes gegen den Beschluss des
LG für Strafsachen Graz als Beschwerdegericht Folge und sprach
ab, dass dieser Beschluss das Gesetz in der Bestimmung des
§ 381 Abs 1 Z 1 StPO ivn § 390 Abs 1 2. Satz StPO verletze.

Aus den Gründen:

Mit der Entrichtung der nach TP 13 des GGG im Strafverfahren
aufgrund von Privatanklagen vorgesehenen Gerichtsgebühren wird
somit lediglich der mit jedem derartigen Verfahren stets (und gene-
rell) verbundene Mindestaufwand der Strafgerichte mit einem von
vornherein feststehenden Betrag abgegolten, während der gem
§ 381 Abs 1 Z 1 StPO zu leistende Pauschalkostenbeitrag dazu
dient, die (darüber hinausgehenden) Kosten der Strafrechtspflege
in einem bestimmten Strafverfahren mit einem von vornherein nicht
feststehenden, lediglich nach obenhin begrenzten Pauschalbetrag
abzudecken (SSt 57/14 = EvBl 1986/161).

Daraus folgt aber, dass der gem § 390 Abs 1 2. Satz StPO zum
Kostenersatz verpflichtete Privatankläger unabhängig von der Ent-
richtung der nach dem GGG vorgesehenen Gerichtsgebühren
grundsätzlich auch einen Pauschalkostenbeitrag zu leisten hat. Bei
Verneinung dieser prinzipiellen Verpflichtung des Privatanklägers
verlöre seine ausnahmsweise Befreiung hievon im Falle des § 381
Abs 4 2. Satz StPO jeglichen Sinn.

Da das Gesetz gem OGH im Anlassfall keine Kompetenz eröffnet,
dem Erkenntnis konkrete Wirkung zuzuerkennen (§ 292 letzter
Satz StPO), musste es mit der Feststellung der Gesetzesverletzung
sein Bewenden haben.

Anmerkung:

Bitter für den Privatankläger ist die Pille deshalb, da er bislang
nicht weiß, gegen welchen das Gericht drückenden Kostenschuh
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die ihm auferlegte Zahlung wirken soll. Zeugen- und Sachverstän-
digengebühren sind nicht angefallen bzw bestünde diesbezüglich
ohnehin eine Kostentragungsregelung. Die Kosten der Verteidi-
gung mussten an den freigesprochenen Privatangeklagten ohnehin
in voller Höhe geleistet werden. Ein aufwendiger Lokalaugen-
schein, zu dem das Gericht anreisen musste, fand nicht statt. Auf-
grund des Tatortes war es sogar der Privatankläger, der an den
Sitz des Gerichtes anreisen musste. Ähnliches könnte auch in Hin-
kunft einem glücklosen Privatankläger jederzeit wieder widerfah-
ren. Zwar ist das Privatanklageverfahren von der Kostentragung
dem Zivilprozess angeglichen, doch ist der unterlegene Privat-
ankläger gegenüber einer im Zivilprozess unterliegenden Partei
insofern benachteiligt, als das Gericht nach der Argumentation
des OGH von ihm neben der entrichteten Pauschalgebühr Ersatz
für nicht kalkulierbare Aufwendungen des Gerichtes verlangen
kann. Gegenüber einem öffentlichen Ankläger ist der Privat-
ankläger ohnehin wesentlich schlechter gestellt, als für ihn schon
allein beim Kostenersatz an den Prozessgegner keine betragliche
Schranke vergleichbar mit § 393a StPO besteht. Er hat vollen
Kostenersatz zu leisten. Der öffentliche Ankläger hat zudem keine
Pauschalgebühr zu entrichten. Zugegebenermaßen haben die
Steuerzahler die Kosten der Strafrechtspflege und der Justizverwal-
tung zu tragen. Nicht übersehen werden darf jedoch, dass es sich
dennoch um unterschiedliche „Staatssäckel“ handelt.

Der Privatankläger ist sohin – sachlich ungerechtfertigt – schlechter
gestellt als jede andere Prozesspartei. Nicht zuletzt hat der OGH
eine Klärung der Frage vermissen lassen, in welchem Verhältnis
tatsächlich die Bestimmung des § 381 StPO zum Gebührengesetz
steht. Hiebei handelt es sich um Normen, die – meines Erachtens –
sich inhaltlich widersprechen. Handelt es sich beim Gebühren-
gesetz um eine lex specialis, wäre es nicht verständlich, dass eine
Bestimmung der StPO derogatorisch wirkt. Andererseits kann ich
mir nicht vorstellen, dass der OGH in einer Bestimmung des Pro-
zessrechtes gegenüber dem Gebührenrecht eine speziellere Norm
sieht. Ich könnte mir eher vorstellen, dass der Gesetzgeber bei
Einführung des Systems der Pauschalgebühren das Bestehen des
§ 381 und hier insbesonders der Z 4 StPO völlig übersehen hat.

Dr. Michael Subarsky
(am Verfahren beteiligt)

Zivilverfahrensrecht

7677

§§ 1, 54 Abs 2 JN; §§ 40ff ZPO

Ein von einem Kfz-Haftpflichtversicherer im Rah-
men außergerichtlicher Forderungsprüfung ein-
geholtes Sachverständigengutachten zum Unfall-

hergang dient typischerweise der eigenen Infor-
mation bzw der Prozessvermeidung, sodass die
dafür aufgelaufenen Kosten im später vom Ver-
letzten eingeleiteten Prozess nicht als Verfah-
renskosten geltend gemacht werden können. Sie
wären vielmehr als Nebenforderungen iSd § 54
Abs 2 JN nach schadenersatzrechtlichen Grund-
sätzen geltend zu machen.

LG Linz 12. 8. 1999, 11 R 241/99m

Aus der Begründung:

Das Alleinverschulden der erstbeklagten Partei am Verkehrsunfall
steht außer Streit. Infolge des Unfalles trat der Kl an die zweit-
beklagte Partei (den Haftpflichtversicherer der erstbeklagten Partei)
mit einer Schmerzengeldforderung für ein erlittenes HWS heran.
Aufgrund dieser Forderung sah sich die zweitbekl Partei veran-
lasst, ein Kfz-Sachverständigengutachten zur Höhe der kollisions-
bedingten Geschwindigkeitsänderung der Unfallfahrzeuge einzu-
holen und sie lehnte nach Vorliegen des Ergebnisses des Sachver-
ständigengutachtens eine Schadenszahlung ab.

Die Rekurswerber stützen ihren Anspruch auf Geltendmachung der
Kosten für das außergerichtlich eingeholte Sachverständigengut-
achten auf § 41 ZPO im Rahmen des Ersatzes vorprozessualer
Kosten. Dabei übersehen sie, dass die angesprochenen Gebühren
nach neuerer Judikatur und Lehre vorprozessuale Kosten darstellen
und ein Ersatz im Rahmen des Kostenersatzrechtes nicht mehr
befürwortet wird.

Das Rekursgericht hat in seiner Entscheidung LG Linz vom 12. 11.
1998, 11 R 204/98s = RLI0000018, der Ansicht Michael
Bydlinskis und der Entscheidung des OLG Wien vom 30. 7. 1997,
1 R 119/97, folgend ausgesprochen, dass zur Unterscheidung
der Abgrenzung von vorprozessualen Kosten, die gemäß den
Bestimmungen der §§ 41ff ZPO wie Prozesskosten zu behandeln
sind, von den in § 54 Abs 2 JN als Nebenforderung zur Hauptfor-
derung geltend zu machenden und in materieller und verfahrens-
rechtlicher Hinsicht nach allgemeinen Grundsätzen zu behandeln-
den Kosten auf das Kriterium der „Prozessvermeidung“ abgestellt
wird. Keinesfalls für einen Ersatz im Kostenverfahren kommen dem-
nach vorprozessuale Maßnahmen in Betracht, die primär dem Ver-
such einer Streitbeilegung dienen (vgl M. Bydlinski, Prozesskosten-
ersatz 171). Die gegenständlich vorliegenden Gebühren für die
Einholung eines außergerichtlichen Sachverständigengutachtens
stellen wie die Mahn- und Inkassospesen der zitierten Entscheidun-
gen typischerweise vorprozessuale Aufwendungen dar, die der
Prozessvermeidung dienen. Sie sind als Nebenforderungen iSd
§ 54 Abs 2 JN nach schadenersatzrechtlichen Gesichtspunkten
geltend zu machen.
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Vorprozessuale Kosten sind nur solche Kosten, die ganz überwie-
gend der späteren Prozessführung dienen und nicht etwa auch der
eigenen Information bzw dem Versuch einer außergerichtlichen
Bereinigung des Streites. Im letztgenannten Fall könne sie bei der
Kostenentscheidung nicht berücksichtigt werden.

Da die Einholung des außergerichtlichen Sachverständigengutach-
tens der eigenen Information der bekl Partei gedient hat bzw dem
Versuch einer außergerichtlichen Bereinigung des Streites können
die dafür aufgelaufenen Gebühren nicht im Rahmen der Kostenent-
scheidung geltend gemacht werden (vgl die zitierten Entscheidun-
gen mwN).

7678

§§ 41, 46 ZPO
Obsiegt der Kl nur gegen einen von zwei als So-
lidarschuldner in Anspruch genommenen Bekl,
so hat dieser Bekl jene Kosten zu ersetzen, die
auch bei einem Verfahren gegen ihn allein ange-
fallen wären (das sind idR die tatsächlich auf-
gelaufenen Kosten, jedoch ohne Streitgenossen-
zuschlag).

OLG Wien 25. 5. 1999, 11 R 75/99a

Aus der Begründung:

Die Kl nimmt zwei Bekl als Solidarschuldner in Anspruch. Es ist im
Gesetz nicht geregelt, wie über die Kosten in einem solchen Fall zu
entscheiden ist, wenn der Kl gegenüber einem Streitgenossen
obsiegt, gegenüber dem anderen jedoch als unterlegen anzuse-
hen ist, wie in diesem Fall, wo die Klage gegen die Zweitbekl S
rechtskräftig zurückgewiesen wurde.

Die Judikatur hat den Grundsatz entwickelt, dass einem Kl, der
gegenüber einem von zwei Bekl obsiegt, gegenüber dem anderen
aber unterlegen ist, die Hälfte der Gesamtkosten der beiden Bekl
als Kostenersatz gegenüber dem obsiegenden Bekl aufzuerlegen
sind und die Hälfte seiner eigenen Kosten gegenüber dem unterle-
genen Bekl zuzusprechen (vgl die vom Erstgericht zitierte Entschei-
dung MGA JN/ZPO14 E 90 § 41 ZPO mwN). Gegen diese Judika-
tur hat sich M. Bydlinski (Der Kostenersatz im Zivilprozess, 407)
gewendet, soweit es die Frage betrifft, dass der Kl in einem sol-
chen Fall lediglich Anspruch auf die Hälfte seiner Kosten haben
soll. Dem ist die Rsp überwiegend gefolgt (RZ 1995/98, AnwBl
1996, 42, AnwBl 1996, 780 je mit ausführlicher Begründung). Es
gibt keinen Grund, wieso der zufällig mit einer zweiten Person
gemeinsam Bekl besser gestellt werden sollte, als wenn der Kl ihn
allein in Anspruch genommen hätte. Es besteht in diesem Fall kein
Anlass, von der auch bisher vom erkennenden Senat vertretenen
Auffassung (vgl 11 R 89/80) abzuweichen.

Schon nach § 46 Abs 2 ZPO ist dann, wenn die zum Kostenersatz
verpflichteten Personen nach den Vorschriften des bürgerlichen
Rechts in der Hauptsache solidarisch haften, auch eine solidari-
sche Haftung für die zugesprochenen Prozesskosten gegeben.
Diese besteht nur insoweit nicht, als die Kosten auf durch die
einzelnen Beteiligten vorgenommene „besondere“ Prozesshand-
lungen zurückzuführen sind. Daraus lässt sich aber die Wertung
ableiten, dass dann, wenn die Rechtsdurchsetzung gegenüber
mehreren Parteien erfolgt, die Kosten dieser Rechtsdurchsetzung
von jeder sie verursachenden Partei zu tragen sind, soweit nicht
eine klare Zuordnung zu anderen Parteien gegeben ist. Dies ist
nicht davon abhängig, ob die Rechtsdurchsetzung auch gegen-
über anderen Parteien berechtigt erfolgt. Hier wurden aber die
Kosten durch die mangelnde Erfüllung auch der Bekl hervorgeru-
fen, sodass sie auch dafür einzustehen hat.
Die vom Erstgericht vertretene Auffassung, der klagenden Partei
stünde nur die Hälfte ihrer Gesamtkosten für die Klage zu, wird
abgelehnt. Der klagenden Partei waren daher ihre gesamten Kos-
ten, jedoch ohne Streitgenossenzuschlag, zuzusprechen.

7679

§§ 41, 46 ZPO
Obsiegt einer von zwei solidarisch in Anspruch
genommenen Beklagten, so hat er Anspruch auf
Ersatz der Hälfte der zusammen mit dem anderen
Beklagten aufgewendeten Kosten der gemeinsa-
men Rechtsverteidigung.

OLG Wien 13. 4. 1999, 12 R 175/98p

Aus der Begründung:

Die Kl nimmt zwei Bekl als Solidarschuldner in Anspruch. Es ist im
Gesetz nicht geregelt, wie über die Kosten in einem solchen Fall zu
entscheiden ist, wenn einer der Streitgenossen (teilweise) unter-
liegt, der andere jedoch obsiegt. § 46 ZPO kann dafür nicht
herangezogen werden, werden im Abs 2 leg cit doch nur jene
Fälle geregelt, in denen alle Streitgenossen wegen ihres Unterlie-
gens dem Grunde nach kostenersatzpflichtig werden. Die Judika-
tur hat deswegen den Grundsatz entwickelt, dass einem Kl, der ge-
genüber einem von zwei Bekl obsiegt, gegenüber dem anderen
aber unterlegen ist, die Hälfte der Gesamtkosten der beiden Bekl
als Kostenersatz gegenüber dem obsiegenden Bekl aufzuerlegen
und die Hälfte seiner eigenen Kosten gegenüber dem unterlegenen
Bekl zuzusprechen sind. Sind die beiden Bekl durch einen gemein-
samen Anwalt vertreten, so ist dem Kl gegenüber anzunehmen,
dass jeder der Bekl diesem Vertreter die Hälfte der Kosten zu
zahlen hat, auch wenn intern eine Solidarverpflichtung besteht.
Im Falle des Obsiegens eines von zwei Bekl sind diesem daher
die Hälfte der gemeinsamen Gesamtkosten zuzusprechen (MGA
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JN/ZPO § 41 E 90, 91 mwN). Gegen diese Judikatur hat sich die
Rsp in Anschluss an M. Bydlinski (Der Kostenersatz im Zivilprozess
407) insoweit gewendet, als sie die Frage betrifft, dass der Kl in
einem solchen Fall lediglich Anspruch auf die Hälfte seiner Kosten
haben soll (vgl 4 Ob 77/95, RZ 1995/98, AnwBl 1996, 780). Im
vorliegenden Fall ist aber der Anspruch des obsiegenden Bekl, der
zugleich mit einem weiteren Bekl als Solidarschuldner in Anspruch
genommen worden war, wobei der Verfahrensausgang gegen
diesen weiteren Bekl noch unbekannt war, zu prüfen. Es besteht in
einem solchen Fall kein Anlass, von der bisherigen Judikatur abzu-
weichen. Auch M. Bydlinski aaO 403 vertritt bei solidarisch in
Anspruch genommenen Bekl (wenn der Kl gegen einen Streit-
genossen obsiegt und gegen einen anderen unterliegt), die An-
sicht, dass für jeden Streitgenossen ein Kostenaufwand in der
Höhe eines Kopfteiles (sofern nicht eigener Kostenaufwand ange-
fallen ist, der nur einen Streitgenossen betroffen hat) entstand. In
diesem Sinn sind auch die weiteren Ausführungen von M. Bydlinski
aaO 407 zu verstehen, wenn er bei einem vollständigen Unterlie-
gen des Kl gegenüber einem solidarisch haftenden Streitgenossen
die Ansicht vertritt, der Kl habe diesem dessen Kosten zur Gänze
zu ersetzen. Unter „dessen Kosten“ ist eben nur der sich aufgrund
der Kopfteilhaftung ergebende Anteil zu verstehen! Diesbezüglich
stehen die (teilweise von der Judikatur offensichtlich missverstande-
nen) Ausführungen von M. Bydlinski aaO 407 in Übereinstimmung
mit der bisherigen zitierten Rechtsprechung. Auch Fucik in Fucik/
Hartl/Schlosser, Verkehrsunfall I Rz 93 vertritt diese Auffassung
unter Hinweis auf Klinger WR 21, 19.

An dieser bisherigen Judikatur hält auch der erkennende Senat
fest. Die vom Erstgericht vertretene Auffassung, dem Erstbekl
stünde die Hälfte der Gesamtkosten des ersten Verfahrensabschnit-
tes, in dem die beiden Bekl durch einen Rechtsanwalt vertreten
waren, zu, ist daher zutreffend. Die vom Rekurswerber zitierte Rsp
des OLG Wien 13 R 85/98k, dass ein Kl, der gegenüber einem
von zwei als Solidarschuldner in Anspruch genommenen Bekl
unterliegt, diesem alle Kosten zu ersetzen hat, die auch bei einem
Prozess gegen diesen allein aufgelaufen wären, blieb vereinzelt
und wird daher abgelehnt.

7680

§§ 50, 41ff ZPO

Beteiligt sich der Berufungsgegner nicht am
Berufungsverfahren, kommt eine Quotenkom-
pensation nicht in Betracht. Er hat vielmehr dem
Berufungswerber im Berufungsverfahren Kos-
tenersatz „auf Basis des Ersiegten“ (bzw Abge-
wehrten) zu leisten.

OLG Wien 5. 11. 1999, 15 R 181/99v

Aus der Begründung:

Im Berufungsverfahren strebte der Kl einen weiteren Zuspruch von
S 86.877,– an, war aber nur mit S 27.000,– erfolgreich. Da sich
der Bekl am Berufungsverfahren nicht beteiligt hat, kommt eine der
herrschenden Judikatur an sich entsprechende „Quotenkompen-
sation“ nicht in Betracht. Vielmehr steht dem Kl der (volle) Ersatz
jener Kosten zu, die ihm auch dann entstanden wären, wenn er
sich darauf beschränkt hätte, das Ersturteil im Umfang des ihm tat-
sächlich noch gebührenden weiteren Betrages von S 27.000,– zu
bekämpfen (in diesem Sinne etwa M. Bydlinski, Prozesskostener-
satz 267ff).

Entscheidungen 7677–7680 zur Verfügung gestellt von Dr. Mi-
chael Bydlinski, Richter am OLG Wien.

Gebühren- und Steuerrecht
7681

§ 33 lit a ErbStG
Voraussetzung für die Erstattung der Schen-
kungssteuer nach § 33 lit a ErbStG ist der Wider-
ruf einer Schenkung aufgrund der §§ 947ff
ABGB oder aufgrund eines im Schenkungsver-
trag ausdrücklich vereinbartenWiderrufsgrundes.

VwGH 27. 1. 2000, 99/16/0050

Sachverhalt:

Mit Dienstbarkeitsvertrag vom 29. 6. 1998 räumte J der Bf (seiner
damaligen Lebensgefährtin) an einer ihm gehörenden Liegenschaft
das unentgeltliche Wohnrecht auf Lebensdauer ein. Dafür schrieb
das FA für Gebühren und Verkehrsteuern in Linz der Bf mit B vom
11. 8. 1998 Schenkungssteuer vor.

In der dagegen erhobenen Berufung erstattete die Bf ua folgendes
Vorbringen: „Nach Abschluss des Vertrages ist es zwischen den
Vertragsparteien zu derart gravierenden Vorfällen gekommen,
dass der Grundeigentümer bei vorheriger Kenntnis die Dienstbar-
keit nicht eingeräumt hätte. Der Berufungswerberin wurde daher
das im Dienstbarkeitsvertrag eingeräumte Wohnungsrecht wegen
groben Undanks widerrufen. Sie hat bei wichtigen Arbeiten am
Objekt den Dienstbarkeitsverpflichteten alleine gelassen und keine
Unterstützung gewährt; des Weiteren ihm persönlich gegenüber
Handlungen gesetzt, die den Schenkungswiderruf wegen groben
Undanks rechtfertigen und im Gerichtsverfahren als ausreichend
für einen Schenkungswiderruf wegen groben Undanks anzusehen
sind. Um eine gerichtliche Auseinandersetzung mit entsprechen-
den Kostenfolgen zu verhindern, wurde der Dienstbarkeitsvertrag
mit Wirkung ex tunc aufgehoben. Hierüber existiert die vollstreck-
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bare Ausfertigung des gerichtlichen Vergleiches des BG Ried i. I.
zu 2 C 883/98v vom 9. 9. 1998. Mit dieser Vorgangsweise
wurden sämtliche wechselseitigen Wirkungen des Dienstbarkeits-
vertrages rückwirkend aufgehoben. Damit ist der die Schenkungs-
steuer auslösende Umstand weggefallen, und somit liegt der Tat-
bestand für die Erstattung der Schenkungssteuer wegen Widerrufs
aus grobem Undank vor.“

Mit BVE vom 12. 10. 1998 wurde die Berufung als unbegründet
abgewiesen und die Auffassung vertreten, der Widerruf einer
Schenkung wegen groben Undanks setze eine Straftat voraus, eine
solche sei jedoch den Berufungsausführungen nicht zu entnehmen.

Daraufhin stellte die Bf fristgerecht den Antrag auf Entscheidung
über die Berufung durch die AbgBeh zweiter Instanz, wobei sie ua
folgendes Vorbringen erstattete: „Die Rechtsansicht, wonach kein
strafbarer Tatbestand gesetzt wurde, ist mit dem Vorbringen in der
Berufungsbeantwortung nicht in Einklang. Daran vermag auch
nichts zu ändern, dass kein gerichtliches Strafverfahren abgeführt
wurde. Gerade dies wurde ja im Zuge des gerichtlichen Ver-
gleiches vermieden. Die Einleitung eines Strafverfahrens ist nicht
Voraussetzung für die Wirksamkeit eines Widerrufs wegen Un-
danks (JBl 1973, 204 = NZ 1974, 12). Es ist lediglich notwendig,
dass die subjektive Tatseite gegeben ist (EFSlg 54.175). Dass
diese Voraussetzung gegeben war, ist aus dem abgeschlossenen
und unter einem vorgelegten Vergleich klar ersichtlich. Das Vorlie-

gen einer Straftat kann auch vor einem Zivilgericht nachgewiesen
werden (EvBl 1976/33 = SZ 48/68).“
Auch die bel Beh vertrat die Auffassung, dass der Tatbestand des
Widerrufs einer Schenkung wegen groben Undanks (§ 948 ABGB)
nicht erfüllt sei und gab der Berufung keine Folge.

Spruch:

Abweisung als unbegründet.

Aus den Gründen:

Gemäß § 33 lit a ErbStG ist die Steuer zu erstatten, wenn und inso-
weit eine Schenkung widerrufen wurde und deshalb das Geschenk
herausgegeben werden musste. Voraussetzung für die Erstattung
der Steuer ist somit zunächst, dass die Schenkung widerrufen
wurde. Die Bestimmung des § 33 lit a ErbStG ist dabei nur in jenen
Fällen anwendbar, in denen es sich um den Widerruf einer Schen-
kung iSd §§ 947ff ABGB oder aufgrund eines im Schenkungsver-
trag ausdrücklich vereinbarten Widerrufsgrundes handelt.
Nach dem Gesetz kann eine Schenkung ua wegen groben Un-
danks des Beschenkten gegenüber seinem Wohltäter gem § 948
ABGB vom Geschenkgeber widerrufen werden. Diese Bestimmung
lautet: „Wenn der Beschenkte sich gegen seinen Wohltäter eines
groben Undanks schuldig macht, kann die Schenkung widerrufen
werden. Unter grobem Undanke wird eine Verletzung am Leibe,
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an Ehre, an Freiheit oder an Vermögen verstanden, welche von
der Art ist, dass gegen den Verletzer von Amts wegen oder auf
Verlangen des Verletzten nach dem Strafgesetze verfahren werden
kann.“ Grober Undank setzt somit eine Straftat voraus (vgl zB
Schubert, in Rummel, ABGB I2, § 948 Tz 1; Koziol/Welser, Bür-
gerliches Recht I10, 351; OGH 14. 4. 1994 = EFSlg 75.386),
wobei die Straftat einen Mangel an dankbarer Gesinnung bekun-
den muss.

Nach stRsp obliegt bei Begünstigungs- und Befreiungstatbeständen
(was auch für den Erstattungstatbestand gem § 33 ErbStG zu gelten
hat) der Partei eine besondere Behauptungslast. Demnach hat sie
selbst einwandfrei unter Ausschluss jeden Zweifels die Umstände
darzulegen, die für die angestrebte Begünstigung, Befreiung oder
Erstattung sprechen.

Da die Bf kein konkretes sachlich substantiiertes Vorbringen dahin
gehend erstattet hat, welches strafbare Verhalten, sie gegen ihren
Wohltäter gesetzt hat, hat die bel Beh frei von Rechtswidrigkeit die
Erfüllung des Erstattungstatbestandes gem § 33 lit a ErbStG ver-
neint.

Anmerkung:

1. Im vorliegenden Erk geht es um die Frage, welche steuerli-
chen Folgen damit verbunden sind, wenn ein Rechtsgeschäft, das
eine Verkehrsteuer ausgelöst hat, aufgrund einer zivilrechtlichen
Vereinbarung rückgängig gemacht wird. Grundsätzlich kann die
einmal entstandene Steuerschuld durch nachträgliche Ereignisse
nicht wieder beseitigt werden, hiervon bestehen allerdings Aus-
nahmen.

2. Das ErbStG enthält in § 33 lit a eine derartige Ausnahme. Da-
nach ist die Schenkungssteuer zu erstatten, wenn und insoweit eine
Schenkung widerrufen wurde und deshalb das Geschenk heraus-
gegeben werden musste. Im zu beurteilenden Fall wurde zwar die
Schenkung „widerrufen“ und das Geschenk herausgegeben. Der
VwGH geht jedoch in ständiger – hier bestätigter – Rsp davon aus,
dass § 33 lit a ErbStG nur dann anwendbar ist, wenn die Schen-
kung aufgrund der §§ 947ff ABGB oder aufgrund eines im Schen-
kungsvertrag ausdrücklich vereinbarten Widerrufsgrundes widerru-
fen wird (vgl zB VwGH 20. 4. 1989, 88/16/0003, ÖStZB 1989,
413; VwGH 15. 10. 1987, 86/16/0057, ÖStZB 1988, 201).
Die Bf behauptete den Widerrufsgrund des § 948 ABGB, stellte
aber nicht dar, welches strafbare Verhalten iS dieser Bestimmung
sie sich hatte zu Schulden kommen lassen. Somit war § 33 lit a
ErbStG nicht anwendbar.

3. Auch das GrEStG enthält eine ausdrückliche Ausnahme vom
Grundsatz, dass eine einmal entstandene Steuerschuld durch nach-
trägliche Ereignisse nicht wieder beseitigt werden: Nach § 17
GrEStG wird die Steuer auf Antrag ua dann nicht festgesetzt, wenn
der Erwerbsvorgang innerhalb von drei Jahren durch Vereinba-
rung rückgängig gemacht wird. § 17 GrEStG ist insofern weiter als

§ 33 ErbStG, weil erstere Bestimmung aufgrund einer freien Ver-
einbarung, die keiner nachprüfenden Kontrolle unterzogen wird,
die rückwirkende Beseitigung der Steuerschuld zulässt. Der VwGH
hat übrigens die Zulässigkeit einer analogen Anwendung des § 17
GrEStG auf eine nachträgliche einvernehmliche Aufhebung einer
Schenkung verneint (VwGH 26. 6. 1997, 96/16/0236, 0237,
ÖStZB 1998, 571 = AnwBl 1997/7449).

4. Weiters kann auch im Bereich der USt die Rückgängigmachung
einer Leistung (anders bei der sog Rücklieferung) gem § 16 Abs 1
Z 3 UStG 1994 die Umsatzsteuerpflicht beseitigen (vgl Ruppe,
UStG 19942, § 1 Tz 38ff und § 16 Tz 91).

5. Bei den Gebühren für Rechtsgeschäfte kann hingegen die ein-
mal entstandene Gebührenschuld auch dann nicht beseitigt wer-
den, wenn das Rechtsgeschäft nachträglich – zB aufgrund einer
einvernehmlichen Stornierung – wieder aufgehoben wird (vgl § 17
Abs 5 GebG).

Niklas Schmidt

Ausgewählte Prüfungs-
beschlüsse – VfGH

28. 2. 2000–16. 3. 2000

Bundesvergabegesetz

Prüfung einer Wortfolge in § 9 Abs 1 Z 1 BundesvergabeG 1997
(BGBl I 1997/56) betreffend den Schwellenwert für sog „Sektoren-
aufträge“

28. 2. 2000, B 1061/98
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

VO des BM für Wissenschaft und Verkehr

Prüfung von Verkehrsbeschränkungen (VO des BM für Wissen-
schaft und Verkehr vom 24. 3. 1997, GZ 138.002/32-II/A/31/
97) wegen Bauarbeiten auf der Südautobahn

29. 2. 2000, B 2146/98
(gem Art 139 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Elektrizitätswirtschafts- und Organisationsgesetz

Prüfung des § 25 und § 34 Elektrizitäts und OrganisationsG
(ElWOG – BGBl I 1998/143) über die Bestimmung der System-
nutzungstarife für das geregelte Netzzugangssystem sowie der
Verordnung des BM für wirtschaftliche Angelegenheiten (BGBl II
1999/51) über die Grundsätze für die Bestimmung der System-
nutzungstarife.

16. 3. 2000, V 45–47/99
(gem Art 139 Abs 1 B-VG von Amts wegen und gem Art 140
Abs 1 B-VG von Amts wegen)
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301. Lukasser, Georg: Zum „ehr-
losen oder unsittlichen Lebenswandel“
im Sinne des § 74 EheG

Österreichische Notariats-Zeitung
4, 97. Pollan, Hans Ernst: Nochmals:

Die Reichweite des Befreiungstatbe-
standes. § 15 Abs 1 Z 17 ErbStG im
Lichte des VfGH-Erk B 128/97

Österreichische Richterzeitung
4, 74. Thunhart, Raphael: Anschein

und Vertrauensschutz im Vertretungs-
recht

79. Ebensperger, Stefan: Begriff,
Abgrenzung und Bedeutung der Be-
schaffungskriminalität

86. Hartl, Franz: Schmerzensgeld-
sätze in Österreich. Stand: Februar
2000

Österreichische Zeitschrift
für Wirtschaftsrecht
1, 1. Eilmansberger, Thomas: Die

Anwendung des EG-Beihilfeverbots
auf staatliche Kreditbürgschaften

7. Van Husen, Rainer: Zum Be-
griff „(Neue) Selbständigkeit“ gemäß
§ 1 Abs 3 GewO

11. Vavrovsky, Georg-M.: Zur Ver-
gleichbarkeit von Angeboten bei der
Vergabe von geistig-schöpferischen
Leistungen

Österreichisches Recht
der Wirtschaft
3, 134. Oberhammer, Paul: Fakultative

Schiedsklauseln

137. Kalss, Susanne: Eigene Anteile
in der Spaltung

161. Anzenberger, Werner: § 3a
IESG: Sicherungsgrenzen und Sitten-
widrigkeitskorrektiv

Das Recht der Arbeit
2, 103. Kuderna, Friedrich: Über die

rechtliche Problematik der Vertretung
der Arbeitnehmerschaft in Betrieben
auf Grund privatautonomerGestaltung

116. Eypeltauer, Ernst: Betriebsrat
und Pensionisten

122. Smutny, Petra: Geschlechtsbe-
zogene Diskriminierung bei der Ein-
stellung von ArbeitnehmerInnen und
das Frauennachtarbeitsverbot

Recht der Medizin
2, 35. Miklos, Alexander: Das Verbot

des Klonens von Menschen in der
österreichischen Rechtsordnung

45. Schwaighofer, Klaus und Peter
Steiner: Die Anzeigepflicht der Ärzte
und Rechtsträger von Krankenanstal-
ten

50. Pircher, Maja: Behandlungs-
abbruch durch den Patienten

Soziale Sicherheit
3, 286. Souhrada, Josef: Amtshilfe

online und Datenschutz

Wirtschaftsrechtliche Blätter
März, 97. Onz, Christian: Verpönter Kon-

kurrenzschutz für Handelsbetriebe in
Ortszentren – Erkenntnis des VfGH
zum gewerberechtlichen Einkaufszent-
renrecht

102. Pöltner, Maria: Zum Entloh-
nungsanspruch des Notgeschäftsfüh-
rers

107. Nunner-Krautgasser, Bettina:
Endgültigkeit der Freigabe? Zur Frage
der Wiedereinbeziehung ausgeschie-
denen Vermögens in die Konkurs-
masse

Wohnrechtliche Blätter
4, 101. Würth, Helmut: Die Wohn-

rechtsnovelle 1999 (Allgemeiner Teil
und MRG) – kritisch betrachtet
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Zeitschrift für Arbeitsrecht
und Sozialrecht
2, 33. Urlesberger, Franz: Was bringt

uns die EntsendeRL Neues? Anm zu
EuGH 23. 11. 1999, Rs C-369/96
und C-376/96 (Jean-Claude Arblade
und Bernhard Leloup)

39. Zierl, Hans Peter und Bernhard
Klein: Sozialberatung und Sozialpla-
nung. Neuerungen im Oö SHG 1998

Zeitschrift für Verkehrsrecht
4, 110. Hinteregger, Monika: Felsklet-

tern und Grundeigentum

Neu erschienen
Diese Liste soll Ihnen einen Überblick über
Neuerscheinungen bieten, erhebt aber kei-
nesfalls einen Anspruch auf Vollständigkeit.

Arbeitsrecht. Band 2 Sachprobleme. 4. Aufl.
Von Tomandl/Schrammel. Verlag Brau-
müller, Wien 2000. XX, 328 Seiten,
kart, S 425,–.

Bürgerliches Recht. Band I Allgemeiner Teil,
Sachenrecht, Familienrecht. 11. Aufl.
Von Koziol/Welser. Verlag Manz,
Wien 2000. XXXII, 554 Seiten, br,
S 685,–.

Der Bürgermeister in Niederösterreich.
Schriftenreihe der NÖ Juristischen
Gesellschaft. Von Manfried Welan.
Verlag Orac, Wien 2000. 32 Seiten,
kart, S 96,–.

Kodex Handelsrecht. 22. Aufl. Stand 1. 2.
2000. Bearbeitet vonArthur Weilinger.
Verlag Orac, Wien 2000. 640 Sei-
ten, br, S 295,–, Abo S 236,–.

Schengen – Maastricht – Amsterdam. Auf
dem Weg zu einer flexiblen Union.
Von Martin Schauer. Verlag Öster-
reich, Wien 2000. 299 Seiten, br,
S 448,–.

Zur individuellen Schadenskomponente
beim Betrug. Von Roland Parzmayr.
Verlag Österreich, Wien 2000.
179 Seiten, br, S 398,–.

Für Sie gelesen
■ Der Franchisevertrag. Von Martina

Mohr. Verlag Manz, Wien 1999. XIX,
122 Seiten, br, ca S 492,–.

Nach einer kurzen Einführung zu Begriff
und Inhalt des Franchising behandelt die
Autorin im ersten Teil ihrer Monografie
die Hauptpflichten der Franchise-Vertrags-
parteien. Danach grenzt sie Franchisever-
träge von anderen Vertriebs- und Koopera-
tionsvertragsformen ab. Sie kommt dabei
zum Ergebnis, dass die Grenze zwischen
Vertragshandelsformen und Franchisesys-
temen fließend und daher eine grundsätz-
lich verschiedene rechtliche Beurteilung
undenkbar ist. Sie betont richtigerweise,
dass zahlreiche Aussagen zum Franchise-
vertrag aus Grundsätzen gewonnen wur-
den, die für andere Vertragsformen aner-
kannt sind und sich daher auch umgekehrt
auf verwandte Vertriebsvertragssysteme
übertragen lassen.

Im zweiten Teil ihres Werkes behandelt
die Autorin die Franchise-Vertragsbezie-
hung im Detail. Der Schwerpunkt ihrer Un-
tersuchung liegt dabei auf dem Vertrags-
abschluss und der Vertragsbeendigung.

Aus der Sicht des Autors bedauerlich ist
die unkritische Behandlung der nach An-
sicht des Rezensenten nach wie vor in ihrer
generellen Form nicht tragbaren analogen
Anwendung des Handelsvertreterrechts auf
andere Vertriebsverhältnisse.

Den Schluss bildet eine kurze Darstellung
zum anwendbaren Recht bei internatio-
nalen Franchiseverträgen sowie eine sehr
kurze Checklist zum Franchisevertrag.

Das Werk ist am aktuellen Stand. Österrei-
chische Judikatur und Literatur wurden aus-
reichend berücksichtigt.

Insgesamt ist das Werk eine sehr brauch-
bare Einführung in das Franchisevertrags-
verhältnis und stellt eine äußerst erfreu-
liche Bereicherung der spärlichen österrei-
chischen Literatur in diesem immer wichti-
ger werdenden Gebiet dar.

Christoph Liebscher

■ Versicherungsaufsichtsgesetz. 3. Aufl.
MSA 52. Von Peter Baran. Verlag
Manz, Wien 2000. XVI, 688 Seiten,
Ln, S 1480,–.

Der Manz Verlag hat das Versicherungs-
aufsichtsgesetz als Sonderausgabe heraus-
gebracht. Diese Sonderausgabe berück-
sichtigt den Stand zum 1. 1. 2000. Die
jetzt vorliegende dritte, völlig neu bear-
beitete Auflage hat MR Dr. Peter Baran
besorgt. Der Autor ist Abteilungsleiter im
BMF und seit mehr als 25 Jahren auf dem
Gebiet der Versicherungsaufsicht tätig,
also ein profunder Kenner der Materie.
Aufgrund der Übernahme des aktuellen
Rechtsbestandes der Europäischen Ge-
meinschaft hat das österreichische Ver-
sicherungsaufsichtsrecht eine erhebliche
Veränderung erfahren. Dem trägt die vor-
liegende Ausgabe Rechnung. Das Ver-
sicherungsaufsichtsgesetz ist ausführlich
kommentiert und lässt vom Gesichtspunkt
des Praktikers aus betrachtet keine Wün-
sche offen. Die Ausgabe verfügt über
einen umfangreichen Anhang, bei dem
insbesondere hervorzuheben ist, dass die
maßgeblichen EG-Richtlinien, so insbeson-
dere die für den Praktiker bedeutsamen
drei Richtlinien zur Schadensversicherung
aufgenommen sind. Dem mit Versiche-
rungsrecht Befassten wird diese Ausgabe
eine wertvolle Hilfe sein.

Thomas Mader

■ EVÜ Das Europäische Schuldvertrags-
übereinkommen. Von Dietmar Czer-
nich / Helmut Heiss (Hrsg). Verlag
Orac, Wien 1999. XX, 356 Seiten,
geb, S 1190,–.

Das Europäische Schuldvertragsüberein-
kommen (EVÜ) ist am 1. 12. 1998 in
Österreich in Kraft getreten und die
§§ 35–47 IPRG ersetzt. Es ist somit die
Grundlage des österreichischen internatio-
nalen Vertragsrechts und für jeden grenz-
überschreitend tätigen Juristen von höchs-
ter Bedeutung.
Schon kurz nach dem Inkrafttreten des
EVÜ erschienen zwei Werke jeweils von
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Klauser und Kresbach/Rathkolb, die den
Gesetzestext des EVÜ sowie die offiziellen
Materialien enthielten. Da sich das EVÜ
jedoch – seiner europäischen Herkunft ent-
sprechend – einer gänzlich anderen Syste-
matik und Begrifflichkeit als das nationale
österreichische Recht bedient, kann mit
den Materialien alleine das Auslangen nur
für bescheidene Ansprüche gefunden wer-
den. Insbesondere die – für die Rechts-
anwender besonders wichtige – Rechtspre-
chung blieb in den erwähnten Werken
gänzlich unberücksichtigt.

Der von Czernich und Heiss vorgelegte
Kommentar schließt die vorhandene Lücke.
Er vermag alle an einen Kommentar ge-
stellten Ansprüche voll zu erfüllen: Das
EVÜ wird artikelweise umfassend darge-
stellt, wobei besonderes Augenmerk auf
die Rechtsprechung der Gerichte der übri-
gen Vertragsstaaten gelegt wurde. Damit
wird nicht nur die von Art 18 EVÜ ange-
ordnete einheitliche Auslegung gefördert,
sondern es werden auch konkrete Ant-
worten auf die vom EVÜ aufgeworfenen
Interpretationsprobleme geliefert. Dabei
erleichtern ein umfassender Index und der
sehr übersichtliche Aufbau der Kommen-
tierung dem Anwender den Zugang zur
gesuchten Antwort.

Da das österreichische Schrifttum mit Dar-
stellungen des internationalen Privatrechts
nicht gerade gesegnet ist, wird sich das
vorliegende Werk sicherlich zu dem Stan-
dardwerk zum internationalen Vertrags-
recht entwickeln.

Gerald Burgstaller

■ Staatsbürgerschaftsgesetz – Kurzkom-
mentar. Von Manfred Matzka / Johann
Bezdeka. Verlag Orac, Wien 1999.
200 Seiten, geb, S 590,–.

Die als Kurzkommentar bezeichnete Ge-
setzesausgabe stellt eine kompakte Zusam-
menfassung des Komplexes Staatsbürger-
schaftsrecht dar.

Im Rahmen einer Einleitung wird der Be-
griff Staatsbürgerschaft und seine Bedeu-

tung besprochen, wobei auf die histori-
sche Tendenz der Ausweitung von typisch
Staatsbürgern zukommenden Rechten und
Pflichten auf Fremde, insbesondere auch
durch den erfolgten Beitritt zur EU, hinge-
wiesen wird. Andererseits wird der neue
Begriff der Unionsbürgerschaft der Staats-
bürgerschaft zur Seite gestellt. Bezüglich
des Staatsbürgerschaftserwerbs werden
die Grundsätze des ius sanguinis und der
Familieneinheit bei der Verleihung als
tragende Grundsätze des österreichischen
Staatsbürgerschaftsrechts beschrieben.

Der Hauptteil des Werkes enthält das
Staatsbürgerschaftsgesetz in der Fassung
der Novelle 1998 (BGBl 1998/123) auf
der Grundlage der Wiederverlautbarung
im Jahre 1985 (BGBl 1985/311). Voran-
gestellt sind eine Übersicht über die Geset-
zesänderungen seit der Wiederverlautba-
rung sowie die Materialien zur Novelle
1998, welche auf die wichtigsten Ände-
rungen des Staatsbürgerschaftsrechts ver-
weisen. Erwähnt seien hiebei die Ver-
kürzung von Fristen im Rahmen der Staats-
bürgerschaftsverleihung bei integrations-
indizierenden Umständen sowie die Ver-
schärfung des Verleihungshindernisses der
Straffälligkeit. Der jeweiligen Gesetzesbe-
stimmung folgen Anmerkungen der Auto-
ren, die Regierungsvorlage sowie Kurzzi-
tate aus Erkenntnissen der Höchstgerichte.
In den Anhängen werden Auszüge aus
begleitenden Rechtsvorschriften, insbeson-
dere aus dem Bereich der Verfassung, des
Zivil-, Straf- und Fremdenrechtes wiederge-
geben.

Wer sich eine detaillierte Auseinanderset-
zung mit Judikatur und Literatur erwartet,
wird enttäuscht sein. Wer aber – wie dies
auch von den Autoren beabsichtigt ist –
ein handliches Werk für die Praxis erwar-
tet, das einen klaren Überblick über die
gegenwärtige Rechtslage auf dem eher un-
übersichtlichen Gebiet des Staatsbürger-
schaftsrechtes und über die herrschende
Judikatur gibt, dessen Erwartungen werden
durch diesen Kurzkommentar voll erfüllt.

Erich Heliczer

■ System des österreichischen Sozialver-
sicherungsrechts, 11. ErgLfg. Von Theo-
dor Tomandl. Manz Verlag, Wien
1999. 216 Seiten, LoBla, S 705,–;
12. Ergänzungslieferung. Manz Verlag,
Wien 2000. 260 Seiten, LoBla, S 832,–.

Der Umfang der Änderungen im Sozial-
versicherungsrecht hat zwei Ergänzungs-
lieferungen notwendig gemacht, die 11.
bearbeitet den allgemeinen Teil des Leis-
tungsrechtes, das Leistungsrecht der Kran-
kenversicherung, der Unfallsversicherung
und der Pensionsversicherung, während
im 12. Ergänzungslieferungskonvolut das
Kapitel des internationalen Sozialversiche-
rungsrechtes völlig neu gestaltet ist. We-
sentlich erscheint insbesondere die Neu-
ordnung der bäuerlichen Unfallsversiche-
rung.

Bei der 12. Ergänzungslieferung betreffen
die Änderungen das Schadenersatzrecht
(Legalzession bzw Haftungsausschluss),
die Organisation der Sozialversicherung,
die Beziehungen der Sozialversicherungs-
träger zueinander und zu Dritten und das
Verfahren im Sozialversicherungsrecht so-
wohl vor dem Sozialversicherungsträger
als auch dem Arbeits- und Sozialgericht.
Im umfangreich neu gestalteten 7. Kapitel
ist die Befassung mit dem internationa-
len Sozialversicherungsrecht von 17 auf
38 Seiten angewachsen, wobei eine Ta-
belle die bilateralen Abkommen mit Bun-
desgesetzblattnummer, Datum des Inkraft-
tretens und Umfang des Geltungsbereiches
wiedergibt.

Naturgemäß bleiben die Ergänzungsliefe-
rungen beim bewährten System des Lose-
blatt-Sammelbandes.

Ruth E. Hütthaler-Brandauer

■ Haftung bei Verstoß gegen Sport-
regeln – Schwerpunkt Schirecht. Von
Marvin Gschöpf. Verlag Österreich,
Wien 2000. 234 Seiten, br, S 498,–.

Zu Recht hat der Autor das Buch noch
untertitelt mit „Schwerpunkt Schirecht“.
Dieses Rechtsgebiet wird durchgehend in
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ausführlichster Weise behandelt, und wird
anhand von Fallbeispielen der inländi-
schen als auch ausländischen Rsp (auch
wichtige Entscheidungen der 2. Instanz
bleiben nicht unerwähnt) dargestellt. Ent-
scheidungen werden in einem Register
im Anhang übersichtlich aufgelistet. Auch
die Rsp der USA (sehr interessant für
Rechtsvergleiche) wird im Überblick dar-
gestellt.
Interessant auch zitierte Entscheidungen
des OGH zur Frage, was überhaupt Sport-
ausübung ist. So erfährt man, dass eine
Schneeballschlacht Sport sei, nicht aber
das Aufeinanderschießen mit U-Hakerln
oder das Schlagen von Mensuren bei Bur-
schenschaften. Letzteres sei gar ein kriege-
rischer Zweikampf, wobei eine Einwilli-
gung in die Gefährdung, nicht aber in
eine Verletzung vorliege und eine erhöhte
Sorgfaltspflicht bestehe, ernste Schäden zu
verhindern.
Zu den Pistenregeln der FIS ist interessant,
dass eine Umfrage aus dem Jahre 1992
ergeben hat, dass 49% der Pistenbenützer
wissen, dass es FIS-Regeln gibt. 37% konn-
ten zumindest eine nennen.
Die FIS-Regeln werden anhand einzelner
OGH-Entscheidungen genau erläutert, wo-
bei auch die vier Zusatzregeln für das
Snowboarding beschrieben werden.
Ausführlich wird die Frage abgehandelt,
wann ein Verstoß gegen Sportregeln im
Kampfsport bzw bei Parallelsportarten
rechtswidrig ist. Der OGH stellt auf den
typischen Regelverstoß und auf die Unver-
meidbarkeit desselben im Spielgeschehen
ab, wobei es darauf ankommt, dass zum
Regelverstoß die objektive Sorgfaltswidrig-
keit hinzukommen muss.
Die Frage, ob Haftungsunterschiede zwi-
schen Profi- und Freizeitsport bestehen, löst
Gschöpf meines Erachtens richtig mit der
Feststellung, dass professionell ausgeübter
Kampfsport nicht in jedem Fall gefährli-
cher ist, da Geschwindigkeiten und Kräfte
zwar höher, dafür aber die Teilnehmer
besser trainiert und ausgerüstet sind. Dies
mit der Modifikation, wie es auch der
OGH in 6 Ob 703/82 ausspricht, dass im

Freizeitsport die Spieler bei der Teilnahme
jüngerer und schwächerer Sportler zu einer
weniger harten Spielweise verpflichtet sind
und der Charakter des Freizeitspiels inso-
fern zu berücksichtigen ist, als das Spiel
mit (stillschweigend) modifizierten Regeln
stattfinden kann.

Ausführlich wird die Rechtswidrigkeit bei
Kollisionen von Schifahrern behandelt.
Ist jeder Pistenregelverstoß rechtswidrig?
Beim Publikumsschilauf tritt der Eifer des
einen, den anderen zu überflügeln, regel-
mäßig nicht in den Vordergrund. Ein Sturz
selbst ist ja schon nicht rechtswidrig und
beim Schilauf gerade typisch. Führt aber
ein FIS-Regelverstoß zum Sturz, wird eine
Haftung bejaht.

Er stellt dar, dass beim Schirennen die
Nichteinhaltung der Pistenregeln typisch
sind. Bei nicht gesicherten Rennen ist aber
aufgrund der erhöhten Gefahrenlage eine

vorausschauende Fahrweise zu verlangen.
Aber selbst bei gut abgesicherten Rennen
bestehe nur eine eingeschränkte Pflicht
des Rennläufers, bei Auftreten von Stör-
fällen das Rennen abzubrechen und den
Versuch zu unternehmen, den Unfall zu
verhindern.

Was unternimmt man gegen Pisten-
rowdys? – Das Abstellen von einem oder
zwei Bediensteten als private „Pistenpoli-
zei“ scheint Gschöpf zumutbar, da zur ver-
traglichen Schutzpflicht auch die Kontrolle
der Piste bezüglich gefährlicher Vorgänge,
die durch die Pistenbenützer selbst verur-
sacht werden, gehören. Eine schuldhafte
Unterlassung dieser möglichen zumutbaren
Ordnungshandlung kann zu einer Haftung
des Pistenhalters führen. Das Problem der
Pistenrowdys ist bekannt. Immerhin sind
diese ja für eine Vielzahl der Schiunfälle
verantwortlich. Die strafrechtliche Verant-

Indexzahlen März 2000

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 104,6

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 101,8

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 136,8

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 212,7

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 373,1

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 475,4

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 476,9

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4177,3

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3548,0

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3600,2

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 106,2

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 141,3

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 235,3

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2295,5
Zahlenangaben ohne Gewähr
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wortung bei Sportunfällen, aber auch die
Thematik „Unfälle mit Pistenraupen“ wer-
den nur gestreift. Auch Unfälle bei der
Beförderung (Sessellift, Schlepplift) werden
nicht dargestellt und hätten meines Erach-
tens das äußerst gute und ansonsten sehr
sorgsam aufbereitete Werk noch abge-
rundet.

In eigenen Kapiteln wird auf die Privat-
versicherung und auf die Sozialversiche-
rung eingegangen. Die Haushaltsversiche-
rungen beinhalten eine Haftpflichtversiche-
rung. Eine Anzahl von Sportlern ist über
Sportvereine mitversichert. Probleme bieten
oft unzureichende Versicherungssummen
oder nicht mehr vom Versicherungsvertrag
geschützte Familienmitglieder. Haftpflicht-
versicherungen beinhalten oft eine örtliche
Einschränkung. So deckt die Haushaltsver-
sicherung oft nur Schäden, die in Öster-
reich entstehen. Gschöpf verweist auch auf
den positiven Vorschlag, dass Schiliftunter-
nehmer eine Gruppenhaftpflichtversiche-
rung für eine gewisse Personenzahl ab-
schließen und die anfallende Prämie zum
Teil durch einen Zuschlag zur Liftkarte auf
die Pistenbenützer überwälzen. Jeder Käu-
fer einer Liftkarte wäre dann haftpflicht-
versichert, was bei der Vielzahl an ungari-
schen, polnischen, aber auch russischen
Schifahrern in Österreich ein beträchtli-
ches Plus an Sicherheit brächte.

Ein eigenes Kapitel behandelt Sportunfälle
mit Ausländern bzw im Ausland. Interes-
sant ist der Exkurs über das Sporthaft-
pflichtrecht in den USA. Dort sind zur
Entscheidung der Rechts- aber auch der
Sachfragen in Zivilrechtsachen Laienrich-
ter berufen, die auch die Höhe der Scha-
denersatzsumme bestimmen. Das amerika-
nische Zivilrecht ist zum größten Teil auch
Richterrecht (case law). Nur selten greift
der Gesetzgeber ein, was aber bei der
Erlassung der Ski safty acts geschehen ist.
Ein interessanter Vergleich mit dem Schi-
recht, Schwerpunkt Colorado, rundet den
Rechtsvergleich ab. Es gibt dort Haftungs-
höchstbeträge für den Pistenhalter. Es gibt

einen Katalog von Gefahren, die vom Pis-
tenbenützer in Kauf zu nehmen sind und
bei etwaigen Verletzungsfolgen kein An-
spruch auf Ersatz besteht. Bestimmungen
der Ski safty acts werden in den Schigebie-
ten in Colorado im Bereich der Lifte ausge-
hängt und teilweise auch auf den Liftkarten
abgedruckt. Den Schipatrolern obliegt die
Aufgabe, erste Hilfe und Abtransport zu
leisten, aber auch Daten der Beteiligten
und Zeugen aufzunehmen, um mögliche
Ursachen zu eruieren. Auch bei uns wäre
eine solche Institution anzuregen.

Alles in allem ein sehr gelungenes Werk,
das nicht nur mit Schisport-Unfällen befass-
ten Juristen, sondern aufgrund der vielen
anschaulich und verständlich dokumentier-
ten Fallbeispielen auch Schisportlern selbst
als interessante Lektüre dringend zu emp-
fehlen ist.

Herwig Hasslacher

■ Feuerpolizei und Feuerwehr in Ober-
österreich. Von Hans Neuhofer / Alfred
Zeilmayr, Rudolf Trauner Verlag, Linz
1999, 936 Seiten, geb, S 1260,–.

Feuerwehr in einem Bundesland: Rechtfer-
tigt dieser Titel die Auflage eines Buches
mit fast 1000 Seiten Umfang? Selbst
wenn man berücksichtigt, dass derzeit
86.000 Mitglieder in den Oberösterrei-
chischen Feuerwehren erfasst sind, kann
nicht erwartet werden, dass jede Feuer-
wehrfrau – auch das gibt es – und
jeder Feuerwehrmann ein Gesetzbuch er-
wirbt, um es in schlaflosen Nächten unter
den Kopfpolster zu legen oder darin zu
lesen.

Die Sorge, dass dieses Buch nicht genü-
gend Absatz fände, scheint unberechtigt,
denn der Titel des Buches ist in gewissem
Sinne irreführend. Es enthält nämlich nicht
nur das Oö Feuerpolizeigesetz und das
Oö Feuerwehrgesetz samt den dazu erlas-
senen Durchführungsverordnungen. Man
findet im Buch übersichtlich dargestellt und
treffend, teils mit wörtlichen Zitaten aus

den Erläuterungen zum Gesetzentwurf ver-
sehen, nach einer Darstellung der Entwick-
lungsgeschichte auch die geltenden Vor-
schriften über den baurechtlichen Brand-
schutz, die Vorschriften über die Rauch-
fangkehrer (Oö Kehrordnung samt Durch-
führungsverordnungen), die Gesetze des
Katastrophenhilfsdienstes und des Ret-
tungswesens sowie eine wertvolle Zusam-
menstellung von den in insgesamt 46 Ge-
setzen und Verordnungen verschiedener
Art (zB Luftfahrtgesetz, Munitionslager-
gesetz, Straßenverkehrsordnung) einge-
streuten Bestimmungen über Brandverhü-
tungsvorschriften.
Das Buch schließt mit einer Übersicht der
Vorschriften zur sozialen Sicherheit der
Feuerwehrleute und Katastrophenhelfer
einschließlich Unfallversicherung und Ge-
währung individueller Unterstützungen.
Ganz am Schluss finden sich noch vor
einem ausführlichen Stichwortverzeichnis
im vollen Wortlaut die mit entsprechen-
den, feuerwehrbezogenen Hinweisen ver-
sehenen Bestimmungen des Amtshaftungs-
gesetzes und des Organhaftpflichtgeset-
zes. Auch die freiwilligen Feuerwehren
(ebenso wie die Berufsfeuerwehren) sind
in Oberösterreich Körperschaften öffentli-
chen Rechts und werden als Hilfsorgane
der Behörde im Rahmen der Hoheitsver-
waltung tätig! (§§ 2 und 3 Oö Feuerwehr-
gesetz).
Die beiden erfahrenen und fachkundigen
Autoren schließen ihr Vorwort mit dem
Wunsch, dieses Buch soll für die Feuer-
wehren, Gemeinden, Ämter und Behör-
den, für die Rauchfangkehrer, Brandsach-
verständigen und Baumeister sowie für
alle, die mit Aufgaben der Feuerwehr und
Feuerpolizei zu tun haben, eine rasche
und verlässliche Hilfe für die tägliche Pra-
xis sein. Der Rezensent fügt hinzu: Auch
für die Rechtsanwälte, die zur Beratung
und Vertretung von Institutionen, Behörden
und Einzelpersonen legitimiert und kompe-
tent sein sollen.

Alfred Haslinger
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der Büro-
zeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36
und (0664) 430 33 73.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluß
(06212) 71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.
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Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.
Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail iro@aon.at.

■

RA Dr. Susanne Pertl, 1060 Wien, Loquaiplatz 13/19, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig.
Telefon (01) 595 49 92 und (0699) 10 50 58 52, Telefax (01)
595 49 92-99.

■

RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, übernimmt
Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten im
Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.

Telefon und Telefax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Bauernmarkt 6, übernimmt
infolge Kanzleieröffnung Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 90 45.

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Kaigasse 36/1, 5020 Salzburg
(unmittelbare Gerichtsnähe) übernimmt – auch kurzfristig – Substi-
tutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT
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Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Wien – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 1010 Wien, Seilergasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 512 75 75-16, Telefax (01) 513 83 03; Mobil (durch-
gehend erreichbar) 0664/420 12 80.

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.
A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93

■

ITALIEN, RA Dr. A. E. Humouda, Via di Porta Soprana 13,
C. P. 966, I-16100 Genova, Telefon (0039010) 25 13 663, Tele-
fax (0039010) 25 13 635, geborener Wiener, steht österrei-
chischen Kollegen mit seinem eigenen Korrespondenznetz in ganz
Italien zur Verfügung. Deutsche Korrespondenz.

Informationen durch RA Dr. G. Engin-Deniz, Wien, Telefon (01)
514 30/Serie.

■

Rechtsanwaltsanwärter(-in), möglichst mit großer LU und Interesse
an späterer Partnerschaft ab 8/2000 gesucht.

RA Dr. Richard Schwach, 2100 Korneuburg, Telefon (02262)
724 35, Telefax (02262) 724 35-7.

■

Rechtsanwaltsanwärter (2 Jahre Praxis, große LU) sucht Konzipien-
tenstelle im Raum Graz od S-/O-Steiermark.

Mag. Wolfgang Müller, Jakob-Redtenbacher-Gasse 30,8010 Graz,
Telefon (0664) 214 22 23.

■

Deutscher Jurist (beide Juristische Staatsexamen in Bayern) mit
Kenntnissen und Erfahrungen im Steuerrecht sowie im öster-
reichischen Zivilrecht, derzeit Promotionsstudent, Schwerpunkte:
Wirtschafts- und Versicherungsrecht, sucht Mitarbeit in Rechts-
anwaltskanzlei in Oberösterreich.

Assessor iur. Achim Peters, Englmeierstraße 6, D-94034 Passau,
Telefon (0049 851) 463 41.

Anwaltskanzlei sucht Sekretärin mit einschlägiger Erfahrung in
einer Rechtsanwaltskanzlei.

Ihre Bewerbung richten Sie bitte an Dr. Lackner, Dr. Burger,
1010 Wien, Grillparzerstraße 5/8, Telefon (01) 408 67 89,
e-mail: lackner.burger@csg.at.

■

Unsere Sozietät im 1. Bezirk, Nähe Börse, sucht Sekretärinnen für
vielseitige Kanzleitätigkeit. Wir bieten gute Bedingungen und an-
genehmes Betriebsklima. Englischkenntnisse und/oder Erfahrung
in Insolvenzabwicklungen von Vorteil!

Rechtsanwälte Neudorfer Griensteidl Hahnkamper Stapf & Partner,
1010 Wien, Esslinggasse 9.

■

Rechtsanwaltskanzlei (Wirtschafts-/Zivilrecht) in bester Innenstadt-
lage, verkehrsgünstig (U1/U3) bietet Kollegin/Kollegen in Regie-
partnerschaft repräsentative Räumlichkeiten (RA-/u Konzipienten-
büro, Sekretariat), sonstige Infrastruktur (technische Einrichtungen/
Bibliothek etc). Weitere Kooperation möglich.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100548.

■

Regiepartner/in für in modernem Dienstleistungszentrum gelegene
Rechtsanwaltskanzlei in Wels/Thalheim gesucht. Günstige Ver-
kehrslage; repräsentative, klimatisierte Räumlichkeit; Tiefgaragen-
plätze.

Telefon (07242) 360 20, Telefax (07242) 640 50, e-mail:
harald.hipfl@aon.at.

■

Biete jüngerem Kollegen Regiegemeinschaft, eventuell Kanzlei-
übernahme.

RA Dr. Werner Brandstetter, 1010 Wien, Schottenring 28, Telefon
(01) 533 22 25.

■

Biete jungem Kollegen/Kollegin Regiegemeinschaft in Wiener
Wirtschaftsanwaltskanzlei (City-Lage) an.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100566.

Konzipient/in, einsatzfreudig, belastbar und mit gutem Auftre-
ten für forensische Tätigkeit mit Schwerpunkt Zivilrecht gesucht.
EDV-Kenntnisse sind Voraussetzung. Ihre komplette Bewerbung
(Foto) richten Sie an RA Dr. Walter Loacker, Kornmarkt-
straße 18, 6900 Bregenz.
Info: www.advokatur-loacker.at
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Rechtsanwaltskanzlei (Wirtschafts- und Zivilrecht), beste Innen-
stadtlage, verkehrsgünstig (U1, U3) bietet Kollegin/Kollegen in
Regiepartnerschaft repräsentative Räumlichkeiten (RA- u Konzi-
pientenbüro, Sekretariat), sonstige Infrastruktur (technische Einrich-
tungen/EDV/Bibliothek). Weitere Kooperation möglich.

Telefon 0699/103 34 280.

■

Infolge Kanzleiauflösung günstig abzugeben:

1. Bundesgesetzblätter 1945–1980 (bis einschließlich 1977 ge-
bunden)

2. Richterzeitung, Jahrgänge 1954–1980 (bis 1977 gebunden).

Auskünfte unter Telefon und Telefax (05356) 647 47.

■

Bundesgesetzblatt 1945 bis 1996 komplett, ab 1997 Teil I,
gebunden, sehr gut erhalten, zu verkaufen.

RA Dr. Hanno Liebmann, Telefon (01) 715 85 55.

■

Renoviertes bestens ausgestattetes Landhaus, Nähe Steyr/Most-
viertel, Einzellage, Panoramablick, 200 m2 Wfl, 2100 m2 Grundfl,
bezugsfertig, VB S 3,5 Mio.

Telefon und Telefax (07250) 287; Handy 0664/122 63 45

■

Zentral gelegene Büroräume, Wien 9, Bindergasse, ca 300 m2,
Top-Zustand, alle Anschlüsse, besonders für Gemeinschaftskanzlei
geeignet, sofort zu vermieten. S 30.000,– mtl + S 6000,– BK +
MwSt, Provision 3 Bruttomonatsmieten.

Immobilien Rafetseder, Telefon (01) 982 51 09.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Express Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Planung und Ausführung von Umbauarbeiten aller Art zu sehr
günstigen Preisen, wie auch Inneneinrichtung, Möblierung, Be-
leuchtung usw.

Architekt Willi Grass, Telefon und Telefax (01) 922 26 21, e-mail:
willi.grass@netway.at.
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